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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
 

Richtlinie des Ministeriums des Innern
 
zur Gewährung von Zuwendungen 


zur Unterstützung bei der Wahrnehmung 

kommunaler Aufgaben der Stützpunktfeuerwehren 


in den Jahren 2015 und 2016 auf Grund des 

Brandenburgischen Finanzausgleichsgesetzes 


(Richtlinie Stützpunktfeuerwehren FAG 2015/2016 - 

RLSPF FAG 2015/2016)
 

Vom 31. Juli 2014 

Auf Grund des § 16 Absatz 2 in Verbindung mit § 16 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 6 des Brandenburgischen Finanzausgleichs­
gesetzes vom 29. Juni 2004 (GVBl. I S. 262), die zuletzt durch 
Gesetz vom 18. Dezember 2012 (GVBl. I Nr. 43) geändert wor­
den sind, erlässt das Ministerium des Innern folgende Richtlinie: 

1 Ziel der Zuwendungsgewährung 

Ziel der Zuwendungsgewährung ist die Unterstützung der in 
§ 2 Absatz 1 Nummer 1 des Brandenburgischen Brand- und 
Katastrophenschutzgesetzes vom 24. Mai 2004 (BbgBKG) 
genannten Aufgabenträger für den örtlichen Brandschutz 
und die örtliche Hilfeleistung bei der Ausstattung der Stütz­
punktfeuerwehren zur Erfüllung ihrer örtlichen und überört­
lichen Aufgaben, insbesondere im Rahmen der kommunalen 
Zusammenarbeit. 

2 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

2.1 Das Land gewährt nach § 16 Absatz 1 Satz 3 Nummer 6 des 
Brandenburgischen Finanzausgleichsgesetzes (BbgFAG) 
und nach Maßgabe dieser Richtlinie Zuwendungen zur Aus­
stattung von Stützpunktfeuerwehren mit Einsatzfahrzeugen. 
Die Umsetzung dieser Richtlinie erfolgt nach den §§ 23 und 
44 der Landeshaushaltsordnung und den hierzu erlassenen 
Verwaltungsvorschriften in der jeweils geltenden Fassung. 

2.2 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung be­
steht nicht. Die Bewilligungsbehörde entscheidet über eine 
Gewährung der Mittel nach pflichtgemäßem Ermessen und 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

3 Gegenstand der Zuwendungsgewährung 

3.1 Der Ausstattungsbedarf der Stützpunktfeuerwehren ist von 
den in Nummer 1 genannten Aufgabenträgern zu ermitteln 
und von der zuständigen Aufsichtsbehörde nach Num­
mer 8.3 zu bestätigen. 

3.2 Gefördert werden folgende Fahrzeugtypen mit einer Stan­
dardbeladung (Grundausstattung) nach der jeweils gültigen 

DIN-Norm beziehungsweise in Anlehnung an die jeweils 
gültige DIN-Norm und den Stand der Technik sowie der 
Leistungsbeschreibung: 

a) Hubrettungsfahrzeug DLA (K) 18/12 nach DIN EN 14043, 
b) Hubrettungsfahrzeug DLA (K) 23/12 nach DIN EN 14043, 
c) Hubarbeitsbühne 16 t nach DIN EN 1777, 
d) Hubarbeitsbühne 18 t nach DIN EN 1777, 
e) Rüstwagen nach DIN 14555-1 und DIN 14555-3, 
f) Tanklöschfahrzeug 4000 St in Anlehnung an 

DIN 14530-21, 
g) Tanklöschfahrzeug 4000 nach DIN 14530-21, 
h) Waldbrandtanklöschfahrzeug Typ Brandenburg nach 

Mindestanforderung DIN EN 1846 Teil 1-3, 
i) Löschgruppenfahrzeug 10 nach DIN 14530-5, 
j) Löschgruppenfahrzeug 20 nach DIN 14530-11, 
k) Hilfeleistungslöschgruppenfahrzeug 20 nach 

DIN 14530-27, 
l) Tragkraftspritzenfahrzeug-Wasser nach DIN 14530-17. 

4 Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger sind die in Nummer 1 genannten 
Aufgabenträger für den örtlichen Brandschutz und die ört­
liche Hilfeleistung: 

a) die Träger einer durch das Ministerium des Innern be­
stätigten Stützpunktfeuerwehr oder 

b) die Träger einer Feuerwehr sind, die einer Stützpunkt­
feuerwehr zugeordnet ist. 

5 Zuwendungsvoraussetzungen 

5.1 Der Antragsteller hat die in der „Konzeption des Ministeri­
ums des Innern zur Förderung von Stützpunktfeuerwehren 
sowie Absicherung überörtlicher Sonderaufgaben“ vom 
31. Juli 2014 definierten Voraussetzungen zu erfüllen, ins­
besondere im Hinblick auf die kommunale Zusammen­
arbeit, die Verwendung für den planmäßigen überörtlichen 
Einsatz und den überörtlichen Brandschutz sowie die über­
örtliche Hilfeleistung. Der Bedarf für die Ersatzbeschaffung 
sowie der besondere Bedarf im Falle einer Neubeschaffung 
sind zu begründen und nachzuweisen. 

5.2 Die zuwendungsrechtlichen Bewilligungsvoraussetzungen 
sind in Nummer 1 der Verwaltungsvorschriften für Zuwen­
dungen an Gemeinden (GV) - VVG - zu § 44 der Landes­
haushaltsordnung geregelt und vom Zuwendungsempfänger 
bei der Antragstellung nachzuweisen. 

5.3 Der Antragsteller hat grundsätzlich einen angemessenen Ei­
genanteil gemäß Nummern 6.2 und 6.3 zur Finanzierung der 
zu fördernden Maßnahme zu leisten und nachzuweisen. Die 
Ausgaben sind nur insoweit zuwendungsfähig, als diese un­
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ter Beachtung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit vom Antragsteller im Finanzierungsplan ver­
anschlagt worden sind. 

5.4 Der Antragsteller ermächtigt die Bewilligungsbehörde die 
Beschaffungsmaßnahme als Treuhänder durchzuführen. 

6 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

6.1 Die Zuwendung wird im Rahmen der Projektförderung als 
nicht rückzahlbare Zuweisung gewährt. Die Gewährung der 
Zuwendung erfolgt im Wege der Anteilfinanzierung der zu­
wendungsfähigen Gesamtausgaben. 

6.2 Die Zuwendungsquote wird pro Einsatzfahrzeug auf 50 Pro­
zent des jeweils aktuellen Beschaffungspreises festgelegt. 
Abweichend hiervon wird für den Fahrzeugtyp Hubret­
tungsfahrzeug/Hubarbeitsbühne eine Zuwendungsquote von 
60 Prozent sowie für den Fahrzeugtyp Waldbrandtanklösch­
fahrzeug Typ Brandenburg und den Fahrzeugtyp Rüstwagen 
eine Zuwendungsquote von 70 Prozent festgelegt. Für die 
Zuwendungsquoten gilt der jeweils aktuelle Beschaffungs­
preis. 

6.3 Die genannten Zuwendungsquoten können durch die Bewil­
ligungsbehörde auf bis zu maximal 80 Prozent des jeweils 
aktuellen Beschaffungspreises angehoben werden, sofern 
die Gemeinde besondere Bedarfszuweisungen aus dem Aus­
gleichsfonds, insbesondere nach § 16 Absatz 1 Satz 3 Num­
mer 1 BbgFAG erhält beziehungsweise die Voraussetzungen 
für die Gewährung einer solchen Bedarfszuweisung vorlie­
gen. 

7 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

7.1 Es gelten die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwen­
dungen zur Projektförderung an Gemeinden (ANBest-G) 
gemäß Nummer 5.1 VVG zu § 44 der Landeshaushaltsord­
nung. 

7.2 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, die mit der Zu­
wendungsgewährung beschafften Fahrzeuge/Ausstattungen 
für eine Regelnutzungsdauer von 20 Jahren entsprechend 
dem Zuwendungszweck einzusetzen. 

7.3 Feuerwehreinsatzfahrzeuge sind vor der Inbetriebnahme 
durch die Landesschule und Technische Einrichtung für 
Brand- und Katastrophenschutz technisch abzunehmen. 

7.4 Kann der Zuwendungszweck vor Ablauf der Zweckbindung 
nicht mehr erfüllt werden, ist dies der Bewilligungsbehörde 
unverzüglich anzuzeigen. Für jedes angefangene Jahr, in 
dem der Zuwendungszweck nicht erfüllt wird, ist ein Zwan­
zigstel der erhaltenen Zuwendung zurückzuzahlen. Die Be­
willigungsbehörde erlässt einen Änderungsbescheid. Der 
überzahlte Betrag ist innerhalb von einem Monat nach 
Rechtskraft des Änderungsbescheides zurückzuerstatten. 

8 Verfahren 

8.1 Bewilligungsbehörde ist das Ministerium des Innern des 
Landes Brandenburg. 

8.2 Die Anträge auf Gewährung einer Zuwendung sind gemäß 
Nummern 8.3, 8.4 und 8.5 bei der Bewilligungsbehörde un­
ter Verwendung der Anlage schriftlich einzureichen. Num­
mer 5.1 ist zu beachten. 

8.3 Für die Beschaffung der in Nummer 3.2 genannten Fahr­
zeugtypen legen die amtsfreien Gemeinden und die Ämter 
ihre Anträge dem zuständigen Landrat vor. Dieser stellt die 
von ihm geprüften Anträge nach Priorität geordnet in einer 
Sammelliste zusammen und reicht diese mit seiner Stel­
lungnahme und den Anträgen bei der Bewilligungsbehörde 
ein. In der Stellungnahme sind die Beschaffungsmaßnah­
men einzeln zu bewerten und die Reihenfolge in der Priori­
tätenliste zu begründen. 

Die kreisfreien Städte reichen ihre Anträge bei der Bewilli­
gungsbehörde ein. 

8.4 Bei Bedarf werden die in Nummer 3.2 genannten Fahrzeuge 
- oder einzelne davon - im Jahr 2014 beziehungsweise 2015 
für die Jahre 2015 und 2016 unter Beachtung von Num­
mer 2.2 ausgeschrieben. Die Anträge für 2015 und für 2016 
sind grundsätzlich bis zum 31. August 2014 bei der Bewilli­
gungsbehörde einzureichen. 

8.5 Mit dem Antrag ist durch den Antragsteller eine Erklärung 
abzugeben, ob der Antrag für das Jahr 2015 im Falle der 
Nichtberücksichtigung auch für das Jahr 2016 gelten soll. 
Mit Vorlage des Antrages verpflichtet sich der Zuwendungs­
empfänger, den kommunalen Eigenanteil in die mittelfristi­
ge Finanzplanung einzustellen. 

8.6 Die Auszahlung der Zuwendungen ist bei der Bewilligungs­
behörde abzufordern. 

8.7 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zu­
wendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver­
wendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung 
des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der ge­
währten Zuwendungen gelten die VVG zu § 44 der Landes­
haushaltsordnung. 

9 Inkrafttreten,Außerkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am 1. August 2014 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Richtlinie des Ministeriums des Innern 
zur Gewährung von Zuwendungen zur Ausstattung von 
Stützpunktfeuerwehren gemäß § 16 des Brandenburgischen 
Finanzausgleichsgesetzes (Richtlinie Stützpunktfeuerweh­
ren) vom 14. November 2012 (ABl. S. 1951) außer Kraft. 

Diese Richtlinie tritt am 31. Dezember 2016 außer Kraft. 
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Anlage 
zur Richtlinie Stützpunktfeuerwehren FAG 2015/2016 

Absender/Absenderin 

Anschrift der Bewilligungsbehörde 

Ministerium des Innern 
Referat 42, AG 1 
Henning-von-Tresckow-Str. 9 - 13 
14467 Potsdam 

__________________ , den __________________ 

Antrag auf Gewährung einer Zuwendung zur Unterstützung bei der Wahrnehmung 
kommunaler Aufgaben der Stützpunktfeuerwehren gemäß der Richtlinie vom 31. Juli 2014 

1. Antragsteller/Antragstellerin 

Name/Bezeichnung: 

Anschrift: 

Name: 

Straße/Ort: 

Telefon: 

Telefax: 

E-Mail-Adresse: 

Auskunft erteilt: 

Name: 

Straße/Ort: 

Telefon: 

Telefax: 

E-Mail-Adresse: 

Bankverbindung 

IBAN: 

BIC: 

Bezeichnung des Kreditinstituts: 

Kontoinhaber/Kontoinhaberin 
(keine Privatperson): 



1310 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 43 vom 22. Oktober 2014 

2. Maßnahme 

Bezeichnung/angesprochener Zuwendungsbereich: 

Durchführungszeitraum (von/bis): 

3. Gesamtkosten 

Lt. beiliegendem Kostenvoranschlag/Kostengliederung/€ 

Beantragte Zuwendung/€ 

4. Finanzierungsplan 

Zeitpunkt der voraussichtlichen Fälligkeit (Kassenwirksamkeit) 

201.. 201.. 201.. und folgende Jahre 

in € 

1 2 3 4 

4.1 Gesamtkosten (Nr. 3) 

4.2 Eigenanteil 

4.3 Leistungen Dritter 
(ohne öffentliche Förderung) 

4.4 Beantragte/bewilligte Zuwendung 
(ohne Nr. 4.5) durch 
................................................... 

4.5 Beantragte Zuwendung 
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5. Beantragte Zuwendung 

Zuwendungsbereich Zuweisung 
in € 

Darlehen 
in € 

Schuldendiensthilfe 
in € 

v. H. der Gesamtkosten 
(Prozent) 

1 2 3 4 5 

Summe: 100 % 

6. Begründung 

6.1 Zur Notwendigkeit der Maßnahmen (u. a.: Raumbedarf, Standort, Konzeption, Ziel, Zusammenhang mit anderen Maßnahmen, 
Maßnahmen desselben Aufgabenbereiches in vorhergehenden oder folgenden Jahren, alternative Möglichkeiten, Nutzen) 

6.2 Zur Notwendigkeit der Zuwendung und zur Finanzierung (u. a. Eigenmittel, Zuwendungshöhe, Landesinteresse an der Maßnah­
me, alternative Zuwendungs- und Finanzierungsmöglichkeiten) 



■

■
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7. Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen 

(Darstellung der angestrebten Auslastung bzw. des Kostendeckungsgrades, Tragbarkeit der Folgelasten für den Antragsteller/die An­
tragstellerin, Finanzlage des Antragstellers/der Antragstellerin usw.) 

8. Erklärungen 

Der Antragsteller/die Antragstellerin erklärt, dass 

8.1 mit der Maßnahme noch nicht begonnen wurde und auch vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides nicht begonnen wird; 

8.2 er zum Vorsteuerabzug 

■ nicht berechtigt ist, 

■ berechtigt ist und dies bei der Berechnung der Gesamtkosten (Nr. 3) berücksichtigt hat (Preise ohne Umsatzsteuer); 

8.3 die in diesem Antrag (einschl. Antragsunterlagen) gemachten Angaben vollständig und richtig sind. 

Ort/Datum  	 Rechtsverbindliche Unterschrift 

Druckbuchstaben: 

Funktion: 

9. Ergebnisse der Antragsprüfung durch den zuständigen Landrat/die zuständige Landrätin 

Ort/Datum Unterschrift 

Druckbuchstaben: 
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Richtlinie des Ministeriums der Justiz 

des Landes Brandenburg
 

zur Förderung der Haftvermeidung 

durch soziale Integration (HSI)
 

Vom 7. Oktober 2014 

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen 

1.1	 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie, der 
§§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) und der 
hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV) sowie 
des Operationellen Programms des Landes Brandenburg 
für den Europäischen Sozialfonds (ESF) im Zeitraum 
2014 - 2020, Prioritätsachse B Zuwendungen aus Mitteln 
des ESF und des Landes mit dem Ziel einer arbeitsmarkt­
lichen und sozialen Integration von Strafgefangenen, jun­
gen haftgefährdeten Straftätern, Haftentlassenen sowie zu 
Geldstrafe Verurteilten, die zur Abwendung der Ersatz­
freiheitsstrafe gemeinnützige Arbeiten verrichten. Die 
Förderung von integrations- und berufsfördernden Maß­
nahmen zielt auf die Erhöhung der Arbeitsmarktchancen 
für diese Gruppe. 

1.2	 Das Land Brandenburg fördert den Zugang Straffälliger 
und von Inhaftierung bedrohter Menschen zum Arbeits­
markt und deren Eingliederung in das Erwerbsleben. Ziel 
der Richtlinie ist die Unterstützung der Resozialisierung 
von Straffälligen durch nachhaltige (Re-)Integration in 
Arbeit und Ausbildung. Die Arbeitsmarktchancen der 
Zielgruppe sollen durch ein verbessertes Übergangs­
management (Haftbegleitung, Entlassungsvorbereitung, 
Vermittlung in Beschäftigung, Qualifizierung und Arbeit 
sowie Vernetzung der Akteure), die Förderung von Be­
schäftigung statt Strafe sowie die Entwicklung von Le­
bens- und Arbeitsperspektiven mit straffällig gewordenen 
Jugendlichen und Heranwachsenden durch integrations­
und berufsfördernde Maßnahmen erhöht werden. 

1.3	 Auf die Gewährung der Zuwendung besteht kein Rechts­
anspruch. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsstelle 
auf Grund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel. 

1.4	 Das Gender-Mainstreaming-Prinzip ist anzuwenden, das 
heißt, bei der Planung, Durchführung und Begleitung von 
Maßnahmen sind ihre Auswirkungen auf die Gleichstel­
lung von Frauen und Männern aktiv zu berücksichtigen 
und in der Berichterstattung darzustellen. Die vorgesehe­
nen gleichstellungsfördernden Maßnahmen sind im För­
derantrag darzustellen, erzielte Ergebnisse sind in der Be­
richterstattung zu dokumentieren. 

1.5	 Der Grundsatz der Chancengleichheit und Nichtdiskrimi­
nierung im Hinblick auf Geschlecht, Rasse, ethnische 
Herkunft, Religion oder Weltanschauung, eine Behinde­
rung, das Alter oder die sexuelle Ausrichtung ist einzu­
halten. Die Zugänglichkeit für Menschen mit Behinde­
rungen zu den nach dieser Richtlinie unterstützten Maß­
nahmen ist zu berücksichtigen und auf verbesserte Teil­

habemöglichkeiten hinzuwirken. Die vorgesehenen Maß­
nahmen sind im Förderantrag darzustellen und die erziel­
ten Ergebnisse in der Berichterstattung zu dokumentieren. 

1.6	 Das Prinzip der nachhaltigen Entwicklung ist entspre­
chend Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 hin­
sichtlich Umweltschutz, Ressourceneffizienz, Klima­
schutz, Anpassung an den Klimawandel, biologische Viel­
falt, Katastrophenresistenz und Risikoprävention und 
-management Bestandteil des Operationellen Programms. 
Der vorgesehene Beitrag einer Maßnahme zur nachhalti­
gen Entwicklung ist im Förderantrag darzustellen und die 
erzielten Ergebnisse sind in der Berichterstattung zu do­
kumentieren. 

2	 Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden: 

2.1	 die Unterstützung der Resozialisierung von Straffälligen 
durch Beratung, Begleitung und Vermittlung in Arbeit 
und Beschäftigung innerhalb und außerhalb des Strafvoll­
zuges durch Anlauf- und Beratungsstellen, die jeweils ei­
ner oder mehreren Justizvollzugsanstalten im Lande zu­
geordnet sind - Projektfeld Anlauf- und Beratungsstel­
len, 

2.2	 die Unterstützung der Resozialisierung durch Beratung, 
Vermittlung, Kontrolle und Begleitung von Verurteilten, 
die ihre Geldstrafe nicht zahlen können und sich bereit er­
klären, zur Abwendung einer Ersatzfreiheitsstrafe ge­
meinnützige Arbeit zu leisten oder die Geldstrafe in Raten 
abzuzahlen, sowie eine darüber hinausgehende Beglei­
tung und Vermittlung der Klienten in Arbeit und Beschäf­
tigung - Projektfeld Arbeit statt Strafe, 

2.3	 soziale Gruppenarbeit mit flankierender Einzelfallhilfe 
für straffällige Jugendliche und Heranwachsende im Alter 
von 14 bis 21 Jahren zur Entwicklung von Lebens- und 
Arbeitsperspektiven durch integrations- und berufsför­
dernde Maßnahmen - Projektfeld Sozialpädagogische 
und berufsorientierende ambulante Angebote für Ju­
gendliche und Heranwachsende, 

2.4	 die Koordinierung und fachliche Unterstützung der Zu­
sammenarbeit der Umsetzenden der Projektfelder nach 
den Nummern 2.1 bis 2.3 im Einvernehmen mit dem MdJ - 
Projektfeld Netzwerkkoordination. 

3	 Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger sind 

a) 	 für die Anlauf- und Beratungsstellen: Träger der sozia­
len Arbeit mit Arbeitsschwerpunkt Straffälligenhilfe 
beziehungsweise Resozialisierung, Bildungs- und 
Beschäftigungsträger, 

b) 	 für das Projektfeld „Arbeit statt Strafe“: Träger der so­
zialen Arbeit mit Arbeitsschwerpunkt Straffälligen­
hilfe beziehungsweise Resozialisierung, Bildungs­
und Beschäftigungsträger, 
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c) 	 für die sozialpädagogischen und berufsorientierenden 
ambulanten Angebote für Jugendliche und Heran­
wachsende: Anerkannte Träger der freien Jugendhilfe 
mit Arbeitsschwerpunkt Straffälligenhilfe beziehungs­
weise Resozialisierung, 

d) 	 für die Netzwerkkoordination: Träger der sozialen Ar­
beit, Institutionen der freien Wirtschaft mit Arbeits­
schwerpunkt Projekt- und Netzwerkmanagement be­
ziehungsweise Informationsmanagement und Erfah­
rungen in der Straffälligenhilfe. 

4 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1 Projektfeld Anlauf- und Beratungsstellen 

4.1.1 Je Landgerichtsbezirk kann ein Zuwendungsempfänger 
eine Förderung für eine Anlauf- und Beratungsstelle in 
der/den dort ansässigen Justizvollzugsanstalt/Justizvoll­
zugsanstalten des Landes Brandenburg (Brandenburg an 
der Havel, Cottbus-Dissenchen, Luckau-Duben, Neurup­
pin-Wulkow und Wriezen) erhalten. Ein Zuwendungs­
empfänger kann auch für mehrere Landgerichtsbezirke 
eine Förderung erhalten. Der Zuwendungsempfänger soll 
seinen Standort in der Nähe der Justizvollzugsanstalt/Jus­
tizvollzugsanstalten haben. 

4.1.2 Der Zuwendungsempfänger muss über Erfahrung mit der 
Zielgruppe verfügen und muss im Land Brandenburg mit 
einer Betriebsstätte/Niederlassung ansässig sein. 

4.1.3 Die Maßnahmen der Anlauf- und Beratungsstellen richten 
sich an Straffällige innerhalb und außerhalb des Strafvoll­
zugs, die nach der Haftentlassung keinem Bewährungs­
helfer unterstellt sind. Darüber hinaus richtet sich die 
Maßnahme auch an erwerbslose Haftentlassene und zu 
Bewährungsstrafen Verurteilte, die in Bezug auf Arbeit 
und Beschäftigung eine gezielte Hilfestellung benötigen 
und wünschen. 

4.1.4 Die Zuwendungsempfänger haben neben den Aufgaben 
nach Nummer 6 insbesondere folgende Aufgaben zu er­
füllen: 

a) 	 Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit der Ziel­
gruppe durch stufenweise aufeinander aufbauende so­
wie individuell zugeschnittene Unterstützungs- und 
Fördermaßnahmen (Einzelberatung, Gruppenarbeit) 
im Rahmen der Entlassungsvorbereitung (ca. sechs 
bis neun Monate vor der Haftentlassung) und einer 
Nachbetreuung nach der Haftentlassung (bis zu einem 
Jahr, eine längere Nachbetreuung bis zu zwei Jahren 
ist in begründeten Einzelfällen möglich), 

b) Feststellung, Verringerung und/oder Beseitigung von 
Vermittlungshemmnissen, 

c) Heranführung der Zielgruppe an den Ausbildungs­
und Arbeitsmarkt, 

d) 	Vermittlung der Zielgruppe in eine sozialversiche­
rungspflichtige Beschäftigung oder Heranführung in 
eine selbstständige Tätigkeit unter Rückgriff auf vor­
handene Beratungsstrukturen, 

e) 	 Stabilisierung einer Beschäftigungsaufnahme, 

f)	 Vernetzung auf kommunaler und Landesebene (Durch­
führung runder Tische mit Kooperationspartnern vor 
Ort, Stakeholdertreffen, Teilnahme und Durchfüh­
rung von HSI-Regionalkonferenzen, Koordinations­
treffen mit den übrigen HSI-Partnern etc.), 

g) 	 Dokumentation der Arbeit mit den Gefangenen und 
Austausch mit der Justizvollzugsanstalt über den Ver­
lauf der Maßnahme, 

h) 	 Erstellung eines Beitrags für den durch die Netzwerk­
koordination zu erstellenden Jahresbericht, 

i) 	 Abschluss einer Kooperationsvereinbarung über die 
Zusammenarbeit mit den übrigen HSI-Netzwerkpart­
nern. 

4.1.5 Im Projektfeld Anlauf- und Beratungsstellen soll jeweils 
eine (qualifizierte) Vollzeitkraft im Verlauf eines Jahres 
80 Teilnehmende beraten und gegebenenfalls begleiten. 
Davon sollen mindestens 11 Prozent der Teilnehmenden 
in Maßnahmen der Berufsvorbereitung, in Praktika, in 
Berufsausbildung, in sozialversicherungspflichtige Ar­
beit oder geringfügige Beschäftigung vermittelt bezie­
hungsweise bei der Gründung unterstützt werden. Werden 
die Vorgaben nicht erreicht, kann die Förderung anteilig 
reduziert werden, wenn der Zuwendungsempfänger keine 
hinreichenden Gründe für das Verfehlen darlegt. 

4.1.6 Der Zuwendungsempfänger muss sicherstellen, dass die 
Person/Personen, die die Aufgaben wahrnimmt bezie­
hungsweise wahrnehmen, über eine ausreichende Quali­
fikation - nachgewiesen durch entsprechende Hochschul-
oder Berufsabschlüsse oder mehrjährige einschlägige Be­
rufserfahrung in der Arbeit mit Straffälligen - verfügt be­
ziehungsweise verfügen. 

4.1.7 Der Zuwendungsempfänger hat ein eigenständiges Kon­
zept einzureichen, welches die unter Nummer 4.1 aufge­
führten Anforderungen beinhaltet. 

4.2 Projektfeld Arbeit statt Strafe 

4.2.1 In jedem Landgerichtsbezirk kann ein Zuwendungsemp­
fänger in diesem Projektfeld gefördert werden, wobei ein 
Zuwendungsempfänger auch in mehreren Landgerichts­
bezirken tätig sein kann. 

4.2.2 Der Zuwendungsempfänger muss über Erfahrung mit die­
ser Zielgruppe verfügen und muss im Land Brandenburg 
mit einer Betriebsstätte/Niederlassung ansässig sein. 

4.2.3 Die Maßnahmen im Projektfeld Arbeit statt Strafe richten 
sich an Verurteilte, die ihre Geldstrafe nicht zahlen kön­
nen und sich bereit erklären, zur Abwendung einer Er­
satzfreiheitsstrafe gemeinnützige Arbeit zu leisten oder 
die Geldstrafe in Raten abzuzahlen. 

4.2.4 Die Zuwendungsempfänger haben neben den Aufgaben 
nach Nummer 6 insbesondere folgende Aufgaben zu er­
füllen: 

a) 	 Beratung zu den Verfahrensabläufen und möglichen 
Hilfen im Rahmen des Erstgesprächs, 
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b) 	 an den Ressourcen des Klienten orientierte Feststel­
lung, Verringerung und/oder Beseitigung von Ver­
mittlungshemmnissen, 

c) 	 passgenaue Vermittlung in gemeinnützige Arbeit und 
Kontrolle der Ableistung, 

d) Arbeitsmarktcoaching, 
e) 	 Unterstützung und Begleitung bei der Ableistung der 

gemeinnützigen Arbeit (Beratung zu den Themen: 
Konflikte am Arbeitsplatz, Wechsel der Einsatzstelle, 
Unterstützung bei Psychosozialen Konflikten und 
Krisen), 

f) 	Dokumentation der Vermittlungs- und Beratungs­
arbeit, Erfassung der abgeleisteten Arbeitsstunden 
und Bericht an die Justizbehörden, 

g) 	 Akquise, Kontaktpflege und Beratung von Einsatz-
und Arbeitsstellen, 

h) 	 Unterstützung bei der Beantragung von Ratenzahlun­
gen beziehungsweise dem Antrag auf Stundung, 

i)	 Vernetzung auf kommunaler und Landesebene (Durch­
führung runder Tische mit Kooperationspartnern vor 
Ort, Stakeholdertreffen, Teilnahme und Durchfüh­
rung von HSI-Regionalkonferenzen, Koordinations­
treffen mit den übrigen HSI-Partnern etc.), 

j) 	 Erstellung eines Beitrags für den durch die Netzwerk­
koordination zu erstellenden Jahresbericht, 

k) 	 Abschluss einer Kooperationsvereinbarung über die 
Zusammenarbeit mit den übrigen HSI-Netzwerkpart­
nern. 

l) 	 Nach und gegebenenfalls während Ableistung der ge­
meinnützigen Arbeit: 
aa) Vermittlung in Arbeit und Beschäftigung oder 

darauf vorbereitende Maßnahmen im Anschluss 
an die gemeinnützige Arbeit zur Tilgung der 
Geldstrafe, 

bb) Möglichkeit der Begleitung in der Anfangsphase 
der Beschäftigung bis zu einer Dauer von neun 
Monaten (längere Zeiten sind in Einzelfällen 
möglich und müssen begründet werden). 

4.2.5 Im Projektfeld Arbeit statt Strafe soll jeweils eine (quali­
fizierte) Vollzeitkraft im Verlauf eines Jahres 220 Teilneh­
mende erreichen (beraten, in gemeinnützige Arbeit ver­
mitteln und begleiten). Mindestens 75 Prozent der Teil­
nehmenden sollen die Maßnahme erfolgreich abschlie­
ßen, das heißt Haft vermeiden, indem die Vollstreckung 
der Ersatzfreiheitsstrafe abgewendet wird. Ausgehend 
von dieser Zahl sollen mindestens 10 Prozent der Teilneh­
menden zudem in Maßnahmen der Berufsvorbereitung, in 
Praktika, in Berufsausbildung, in sozialversicherungs­
pflichtige Arbeit oder geringfügige Beschäftigung ver­
mittelt werden. Werden die Vorgaben nicht erreicht, kann 
die Förderung anteilig reduziert werden, wenn der Zu­
wendungsempfänger keine hinreichenden Gründe für das 
Verfehlen darlegt. 

4.2.6 Der Zuwendungsempfänger muss sicherstellen, dass die 
Person/Personen, die die Aufgaben wahrnimmt bezie­
hungsweise wahrnehmen, über eine ausreichende Quali­
fikation - nachgewiesen durch entsprechende Hochschul-
oder Berufsabschlüsse oder mehrjährige einschlägige Be­
rufserfahrung in der Arbeit mit Straffälligen - verfügt be­
ziehungsweise verfügen. 

4.2.7 Der Zuwendungsempfänger hat ein eigenständiges Kon­
zept einzureichen, welches die unter Nummer 4.2 aufge­
führten Anforderungen beinhaltet. 

4.3	 Projektfeld Sozialpädagogische und berufsorientierende 
ambulante Angebote für Jugendliche und Heranwachsen­
de 

4.3.1 Je Landkreis oder kreisfreie Stadt kann ein Zuwendungs­
empfänger im Projektfeld gefördert werden, wobei ein 
Zuwendungsempfänger auch in mehreren Landkreisen 
oder kreisfreien Städten tätig sein kann. 

4.3.2 Der Zuwendungsempfänger muss über Erfahrung mit die­
ser Zielgruppe verfügen, muss im Land Brandenburg mit 
einer Betriebsstätte/Niederlassung ansässig sein und über 
einen „Letter of Intent“ des Landkreises oder der kreis­
freien Stadt bezüglich der Mitfinanzierung verfügen. 

4.3.3 Die Maßnahmen im Projektfeld Sozialpädagogische und 
berufsorientierende ambulante Angebote richten sich an 
straffällige Jugendliche und Heranwachsende im Alter 
von 14 bis 21 Jahren, die tatzeitnah - vor einer Gerichts­
verhandlung - in einer Verbindung aus Gruppenarbeit und 
flankierender Einzelfallhilfe in ihren sozialen Kompeten­
zen gefördert und bei der Bildungs- und Berufsorientie­
rung unterstützt werden. 

4.3.4 Die Zuwendungsempfänger haben neben den Aufgaben 
nach Nummer 6 insbesondere folgende Aufgaben zu er­
füllen: 

a) 	 Projektdarstellung und Klärung der Teilnahmebereit­
schaft, der Teilnahmevoraussetzungen im Rahmen ei­
nes Vorgespräches, 

b) 	 Durchführung ambulanter, sozialer Gruppenarbeiten 
zu den Themen: Selbstbild, Stärken/Schwächen, Aus­
einandersetzung mit der Tat/Entwicklung eines Un­
rechtsbewusstseins, Integration in Bildung und Ar­
beit, Befähigung zur Legal- und Sozialbewährung 
durch Anerkennen gesellschaftlicher Werte und Nor­
men (Rückfallvermeidung), 

c) 	 Begleitung der Gruppenarbeit durch vertiefende Ein­
zelgespräche, 

d) 	 nachgehende Begleitung und Betreuung bis zu einem 
Jahr, 

e)	 Vernetzung auf kommunaler und Landesebene (Durch­
führung runder Tische mit Kooperationspartnern vor 
Ort, Stakeholdertreffen, Teilnahme und Durchfüh­
rung von HSI-Regionalkonferenzen, Koordinations­
treffen mit den übrigen HSI-Partnern etc.),  

f) 	 Dokumentation der Arbeit mit der Zielgruppe, 
g) 	 Erstellung eines Beitrags für den durch die Netzwerk­

koordination zu erstellenden Jahresbericht, 
h)	 Abschluss einer Kooperationsvereinbarung über die 

Zusammenarbeit mit den übrigen Netzwerkpartnern. 

4.3.5 Jeweils ein Team bestehend aus zwei Trainerinnen/Trai­
nern (Vollzeit) soll im Verlauf eines Jahres mindestens 
24 neue Teilnehmende der Zielgruppe bei einer Gruppen-
stärke (offene Gruppe) von sechs bis zehn Teilnehmenden 
erreichen. Mindestens 60 Prozent der Teilnehmenden sol­



 

1316 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 43 vom 22. Oktober 2014 

len die Gruppenarbeit erfolgreich abschließen (durchgän­ i) Fertigung von mindestens drei Newslettern pro Jahr 
gige, regelmäßige Teilnahme). Von den Teilnehmenden für die HSI-Träger und deren Kooperationspartner 
sollen mindestens 30 Prozent in Maßnahmen der Berufs­ (Justizvollzugsanstalten, Soziale Dienste, Jugendäm­
vorbereitung, in Praktika, in Berufsausbildung, in sozial­ ter etc.), 
versicherungspflichtige Arbeit oder geringfügige Be- j) pro Projektjahr mindestens 30 Eingaben von News 
schäftigung vermittelt werden. Werden die Vorgaben nicht auf der HSI-Homepage, 
erreicht, kann die Förderung anteilig reduziert werden, k) Veröffentlichung von Flyern zur Arbeit in den HSI-
wenn der Zuwendungsempfänger keine hinreichenden Projektfeldern und zur Kooperation mit Arbeitgebern, 
Gründe für das Verfehlen darlegt. l) Teilnahme an projektbezogenen Tagungen, Semina­

ren, Messen und Veranstaltungen, 
4.3.6 Der Zuwendungsempfänger muss sicherstellen, dass die m) Erstellung des HSI-Jahresberichts für das MdJ als 

Person/Personen, die die Aufgaben wahrnimmt bezie- Grundlage zur Weiterentwicklung des Projekts, 
hungsweise wahrnehmen, über eine ausreichende Quali­ n) Supervision der Regionalkonferenzen, 
fikation - nachgewiesen durch entsprechende Hochschul- o) Transfer und Erprobung von Erkenntnissen aus HSI-
oder Berufsabschlüsse oder mehrjährige einschlägige Be- Transnational (Arbeitgeberpool), 
rufserfahrung in der Arbeit mit Straffälligen - verfügt be­ p) Vorbereitung, Teilnahme und Protokollierung der Trä­
ziehungsweise verfügen. gerbesuche in Abstimmung mit dem Ministerium der 

Justiz, 
4.3.7 Der Zuwendungsempfänger hat ein eigenständiges Kon­ q) viermal pro Projektjahr: Moderation und Fachbera­

zept einzureichen, welches die unter Nummer 4.3 aufge­ tung der Arbeitsgruppen Ambulante Maßnahmen, Ar-
führten Anforderungen beinhaltet. beit statt Strafe und Anlauf- und Beratungsstellen, 

r) Teilnahme an mindestens drei überregionalen Fach­
4.4 Netzwerkkoordination veranstaltungen pro Projektjahr, 

s) Fertigung eines Trägerberichts je HSI-Koordinations­
4.4.1 Für die Aufgaben der Koordination des HSI-Netzwerkes sitzung, 

kann im Land Brandenburg ein Zuwendungsempfänger t) mindestens 20 Weitergaben von Materialien/fach­
gefördert werden. lichen Inputs, 

u) mindestens zwei Steuerkreissitzungen zwischen Netz­
4.4.2 Der Zuwendungsempfänger muss über einschlägige Er­ werkkoordination und Ministerium der Justiz pro Jahr, 

fahrungen in der Koordination von sozialen Netzwerken v) Fortschreibung des Kooperationsvertrages nach Vor­
verfügen und muss im Land Brandenburg mit einer Be­ gaben des Ministeriums der Justiz für die Träger des 
triebsstätte/Niederlassung ansässig sein. HSI-Netzwerkes. 

4.4.3 Der Zuwendungsempfänger hat neben den Aufgaben Darüber hinaus ist eine internetbasierte Informations- und 
nach Nummer 6 insbesondere folgende Aufgaben zu er- Kommunikationsplattform zu betreiben, die 
füllen: 

aa) in einem passwortgeschützten Intranet sowohl 
a) Umsetzung der fachlichen Weiterentwicklung der Tools für die Dokumentation (Berichte, Protokolle, 

drei Projektfelder nach Vorgaben des Ministeriums Termine etc.) und die netzwerkübergreifende interne 
der Justiz, Auswertung von Daten (Statistik), die für die interne 

b) ständige Pflege der Kontakte mit und zwischen den Programmsteuerung und Qualitätsentwicklung des 
HSI-Netzwerkpartnern, Netzwerkes erforderlich sind, bereithält als auch lan­

c) Kooperationspflege zwischen den Sozialen Diensten desweit recherchierte Stellen- und Integrationsange­
der Justiz, dem Sozialdienst in den Justizvollzugs­ bote für die HSI-Träger bereitstellt, 
anstalten und den beteiligten Jugendämtern, bb) auf einer Homepage die gemeinsame Öffentlich-

d) bedarfs- und entwicklungsorientierte Initiierung und keitsarbeit des HSI-Netzwerkes - in Kooperation 
Koordination der internen Weiterbildung der Mitar­ mit den HSI-Partnern - darstellt. Dazu gehören Ver­
beiter nach den Nummern 2.1 bis 2.3, öffentlichungen sowie Informationen rund um HSI-

e) Unterstützung und Koordination der Programmsteue­ spezifische Themen der Beratungs- und Integra­
rung und Qualitätssicherung inklusive Auswertung tionsarbeit sowie der Newsletter, themen- und/oder 
der Statistiken, anlassbezogene Dossiers und Berichte sowie einen 

f) Erarbeitung, Erprobung und Implementierung quali- Newsbereich. Darüber hinaus soll das im Netzwerk 
tativer Standards in den HSI-Projektfeldern unter Ein­ generierte Erfahrungswissen in der Fachöffentlich­
beziehung aller relevanten Akteure, keit regional und überregional kommuniziert und 

g) Koordination, Organisation und Moderation von HSI- nach außen vertreten werden. 
spezifischen Veranstaltungen sowie HSI-internen Zu­
sammenkünften (zum Beispiel Koordinationstreffen, In Bezug auf die Stellen- und Integrationsangebote sind 
Netzwerktreffen, Konferenz mit den Geschäftsfüh­ folgende Leistungen zu erbringen: 
rern der HSI-Partner, Arbeitstreffen innerhalb der 
Projektfelder), - Einstellung von mindestens 700 neu recherchierten 

h) Öffentlichkeitsarbeit in Zusammenarbeit mit dem Mi- Jobangeboten pro Jahr, die für die Zielgruppe geeig­
nisterium der Justiz, net sind, 
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- individuelle Recherchen für mindestens 25 Bewerbe­
rinnen und Bewerber (Teilnehmende nach den Num­
mern 4.1 bis 4.3) pro Jahr. 

Werden die Vorgaben nicht erreicht, kann die Förderung 
anteilig reduziert werden, wenn der Zuwendungsempfän­
ger keine hinreichenden Gründe für das Verfehlen darlegt. 

4.4.4 Der Zuwendungsempfänger muss sicherstellen, dass die 
Person/Personen, die die Aufgaben wahrnimmt bezie­
hungsweise wahrnehmen, über eine ausreichende Qualifi­
kation - nachgewiesen durch entsprechende Hochschul-
oder Berufsabschlüsse oder mehrjährige einschlägige 
Berufserfahrung im Projekt- und Netzwerkmanagement 
beziehungsweise im Informationsmanagement und Er­
fahrungen in der Straffälligenhilfe - verfügt beziehungs­
weise verfügen. 

4.4.5 Der Zuwendungsempfänger hat ein eigenständiges Kon­
zept einzureichen, welches die unter Nummer 4.4 aufge­
führten Anforderungen beinhaltet. 

5	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

5.1 Zuwendungsart: 	Projektförderung 

5.2	 Finanzierungsart: Vollfinanzierung bei den Num­
mern 2.1, 2.2 und 2.4, 
Fehlbedarfsfinanzierung bei Num­
mer 2.3 

5.3	 Form der Zuwendung: Zuschuss 

5.4	 Bemessungsgrundlage: 

Die förderfähigen Gesamtausgaben umfassen: 

5.4.1 beim Projektfeld Anlauf- und Beratungsstellen nach 
Nummer 2.1: 

a) 	 die direkten Personalausgaben, die die Ausgaben für 
eigenes Personal und für Honorarkräfte umfassen, 
wobei die Honorarkräfte ausschließlich für die in 
Nummer 4.1 definierten Aufgaben eingesetzt werden 
können, 

b) 	 für alle übrigen Ausgaben einschließlich der Beiträge 
zu den Berufsgenossenschaften eine Pauschale nach Ar­
tikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 in 
Höhe von 10 Prozent der Personalausgaben nach 
Buchstabe a, 

5.4.2 beim Projektfeld Arbeit statt Strafe nach Nummer 2.2: 

a) 	 die direkten Personalausgaben, die die Ausgaben für 
eigenes Personal und für Honorarkräfte umfassen, 
wobei die Honorarkräfte ausschließlich für die in 
Nummer 4.2 definierten Aufgaben eingesetzt werden, 

b) 	 für alle übrigen Ausgaben einschließlich der Beiträge 
zu den Berufsgenossenschaften eine Pauschale nach 

Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 
in Höhe von 20 Prozent der Personalausgaben nach 
Buchstabe a, 

5.4.3 beim Projektfeld Sozialpädagogische und berufsorientie­
rende ambulante Angebote für Jugendliche und Heran­
wachsende nach Nummer 2.3: 

a) 	 die direkten Personalausgaben, die die Ausgaben für 
eigenes Personal und für Honorarkräfte umfassen, 
wobei die Honorarkräfte ausschließlich für die in 
Nummer 4.3 definierten Aufgaben eingesetzt werden 
können, 

b) 	 für alle übrigen Ausgaben einschließlich der Beiträge 
zu den Berufsgenossenschaften eine Pauschale nach 
Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 
in Höhe von 16,5 Prozent der Personalausgaben nach 
Buchstabe a, 

5.4.4 beim Projektfeld Netzwerkkoordination nach Nummer 2.4: 

Personal- und Sachausgaben. 

5.5	 Die Förderung aus dem ESF beträgt maximal 75 Prozent 
der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben. Die nationale 
Kofinanzierung erfolgt aus Landesmitteln. Im Projektfeld 
Sozialpädagogische und berufsorientierende ambulante 
Angebote für Jugendliche und Heranwachsende nach 
Nummer 2.3 haben sich die jeweiligen Landkreise bezie­
hungsweise kreisfreien Städte mindestens in Höhe von 
15 Prozent der gesamtzuschussfähigen Ausgaben zu be­
teiligen. 

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1	 Die Zuwendungsempfänger müssen an Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung mitwirken. Diese beinhalten unter an­
derem die Überwachung der Ablauforganisation und Re­
flexion der eigenen Tätigkeit anhand einheitlicher Quali­
tätsstandards, die Auswertung von Vor-Ort-Besuchen des 
Ministeriums der Justiz und der Netzwerkkoordination, 
Erfahrungsaustausche sowie die Teilnahme an möglichen 
wissenschaftlichen Evaluationen. 

6.2	 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet dem Ministe­
rium der Justiz und der Bewilligungsstelle auch außerhalb 
der Verwendungsnachweisprüfung Auskünfte zu erteilen, 
die für die Beurteilung des Erfolgs der Förderung erfor­
derlich sind. Gegenüber der Bewilligungsstelle haben die 
Zuwendungsempfänger in den Projektfeldern Anlauf­
und Beratungsstellen, Arbeit statt Strafe und Sozialpäda­
gogische und berufsorientierende ambulante Angebote 
für Jugendliche und Heranwachsende nach jedem Quartal 
bis zum 15. des Folgemonats einen Bericht zu den aktuel­
len Teilnehmerzahlen und den für jedes Projektfeld indi­
viduell festgelegten Vorgaben zu erbringen. Die Netz­
werkkoordination hat gegenüber der Bewilligungsstelle 
zum Ende eines Kalenderjahres den Nachweis über die 
Erledigung der festgelegten Vorgaben zu erbringen. 
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6.3	 Pflichten zur Information und Kommunikation 

Gemäß Artikel 115 Absatz 3 und Anhang XII Num­
mer 2.2.1 bis Nummer 2.2.3 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 sind die Begünstigten der ESF-Förderung 
verpflichtet, bei allen Informations- und Kommunika­
tionsmaßnahmen auf die Unterstützung aus dem ESF hin­
zuweisen, während der Durchführung der Maßnahmen 
die Öffentlichkeit über die Unterstützung aus dem ESF 
und die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der geförderten 
Maßnahmen über die Finanzierung durch den ESF zu in­
formieren. Dabei ist auf die Förderung des Ministeriums 
der Justiz (MdJ) aus Mitteln des ESF so hinzuweisen, dass 
die fördernde Rolle des MdJ und der Europäischen Union 
für die Aktivitäten nach dieser Richtlinie zum Ausdruck 
gebracht wird. Dies ist auch in allen öffentlichkeitswirk­
samen Aktionen der Maßnahmen der Zuwendungsemp­
fänger zum Ausdruck zu bringen. Detaillierte Angaben zu 
den Vorgaben sowie Arbeitshilfen und Unterstützungs­
angebote sind im „Merkblatt zur Information und Kom­
munikation ESF-geförderter Projekte“ auf der Website 
www.esf.brandenburg.de veröffentlicht. Das Merkblatt ist 
für die Zuwendungsempfänger verbindlich. 

6.4	 Liste der Vorhaben 

Gemäß Artikel 115 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 
1303/2013 wird eine Liste der Vorhaben geführt und öf­
fentlich zugänglich gemacht. Die Begünstigten der ESF-
Förderung erklären sich bei Annahme der Finanzierung 
damit einverstanden, dass sie in die zu veröffentlichende 
Liste der Vorhaben aufgenommen werden. 

Es werden folgende Daten aller Vorhaben veröffentlicht: 

a) 	 Name des Begünstigten (Nennung ausschließlich von 
juristischen Personen und nicht von natürlichen Per­
sonen) 

b) Bezeichnung des Vorhabens 
c) Zusammenfassung des Vorhabens 
d) Datum des Beginns des Vorhabens 
e) Datum des Endes des Vorhabens (voraussichtliches 

Datum des Abschlusses der konkreten Arbeiten oder 
der vollständigen Durchführung des Vorhabens) 

f) 	 Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben des Vorha­
bens 

g) 	Kofinanzierungssatz der Europäischen Union pro 
Prioritätsachse des Operationellen Programms für 
den ESF im Land Brandenburg 

h) 	 Postleitzahl des Vorhabens oder andere angemessene 
Standortindikatoren 

i) 	Land 
j) Bezeichnung der Interventionskategorie für das Vor­

haben gemäß Artikel 96 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buch­
stabe b Ziffer vi der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013. 

6.5	 Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn eine weitere 
Förderung aus Mitteln der Strukturfonds der Europä­
ischen Union - Europäischer Sozialfonds (ESF) und Euro­
päischer Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) -, dem 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 

des ländlichen Raums (ELER), aus den regional übergrei­
fenden Operationellen Programmen des Bundes für den 
ESF oder eine Förderung aus anderen Förderprogrammen 
der Europäischen Union für den genannten Zuwendungs­
zweck erfolgt. 

6.6	 Zur Antragsbearbeitung, Aus- und Bewertung der Förde­
rung (Wirkungskontrolle) und zur Erstellung einer För­
derstatistik erfasst die Investitionsbank des Landes Bran­
denburg (ILB) statistische Daten auf der Grundlage be­
stehender und vorbehaltlich noch zu erlassender EU-Be­
stimmungen für den Strukturfondsförderzeitraum 2014 ­
2020. Das betrifft insbesondere Informationen zu den 
Maßnahmen/Projekten, den geförderten Unternehmen 
und Personen, den geförderten Personengruppen, der Art 
der Beschäftigung, der Höhe und Dauer der Förderung, 
dem Geschlecht, dem Bildungsabschluss und dem Status 
der Betreuten vor Maßnahmebeginn sowie zum Verbleib 
nach der Förderung in der notwendigen Differenzierung. 

Die im Zusammenhang mit den beantragten Zuwendun­
gen stehenden Daten werden auf Datenträgern gespei­
chert. Mit seinem Antrag erklärt sich der Antragstellende 
damit einverstanden, die notwendigen Daten für die Pro­
jektbegleitung, Projektbewertung/Evaluierung, Projekt­
finanzverwaltung und Überprüfung/Prüfung zu erheben, 
zu speichern und an die beauftragten Stellen weiterzulei­
ten. Die Erfüllung der Berichtspflichten und die Erhebung 
und Pflege der Daten sind Voraussetzung für den Abruf 
von Fördermitteln des Landes Brandenburg bei der Euro­
päischen Kommission und deren Auszahlung an die Pro­
jektträger. 

Die Zuwendungsempfänger/Zuwendungsempfängerin­
nen sind verpflichtet, die gemeinsamen Output- und Er­
gebnisindikatoren für ESF-Interventionen gemäß Anhang I 
der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 als auch weitere pro­
grammrelevante Daten zu erheben und dem Zuwendungs­
geber zu vorgegebenen Zeitpunkten zu übermitteln. Dazu 
erheben sie diese Daten bei den am Projekt Teilnehmen­
den und am Projekt beteiligten Partnern/Partnerinnen. Ins­
besondere die am Projekt Teilnehmenden werden durch 
den Projektträger über die Notwendigkeit, die Rechtmä­
ßigkeit und den Umfang der Datenerhebung und -verar­
beitung informiert und dieser holt die entsprechenden Be­
stätigungen ein. Die Daten bilden die Grundlage für die 
Berichtspflichten der ESF-Verwaltungsbehörde gegen­
über der Europäischen Kommission. Zudem sind die Zu­
wendungsempfänger/die Begünstigten verpflichtet, mit 
den für das Monitoring und die Evaluierung des Pro­
gramms beauftragten Stellen zusammenzuarbeiten. Ins­
besondere müssen sie die erforderlichen Projektdaten zur 
finanziellen und materiellen Steuerung in das bei der Be­
willigungsstelle ILB eingerichtete IT-System regelmäßig 
eingeben. Fehlende Daten können Zahlungsaussetzungen 
zur Folge haben. 

6.7	 Es sind die Förderbedingungen für das Operationelle Pro­
gramm des Landes Brandenburg für den Europäischen 
Sozialfonds in der Förderperiode 2014 - 2020 zu beach­
ten. 

http:www.esf.brandenburg.de
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7	 Verfahren 

7.1	 Antragsverfahren 

Anträge auf Förderung einschließlich des erforderlichen 
Konzepts sind zu einem bestimmten Stichtag über das 
Internet-Portal der Bewilligungsstelle ILB zu stellen (sie­
he Online-Antragsverfahren unter www.ilb.de). Hier wird 
auch der jeweilige Stichtag für die Einreichung der Anträ­
ge bekannt gegeben. 

7.2	 Die Auswahl der Projekte erfolgt durch die ILB unter Ein­
beziehung eines fachlichen Votums. 

7.3	 Bewilligungsverfahren 

Die Bewilligungsstelle ILB entscheidet nach pflichtge­
mäßem Ermessen auf Grundlage der eingereichten An­
tragsunterlagen. 

7.4	 Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren 

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Mittelanfor­
derung gemäß Nummer 1.4 der Allgemeinen Neben­
bestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 
(ANBest-P). 

Die Anforderung der Mittel erfolgt elektronisch. Für die 
Anforderung bewilligter Zuwendungen ist das im ILB-
Portal bereitgestellte Formular „Mittelanforderung“ zu 
verwenden. 

7.5	 Verwendungsnachweisverfahren 

Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 ff. 
ANBest-P einzureichen. Ein Nachweis der pauschalierten 
Ausgaben anhand von Belegen ist nicht notwendig. 

7.6	 Zu beachtende Vorschriften 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück­
forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu 
§ 44 LHO und die ANBest-P, soweit nicht in dieser 
Richtlinie Abweichungen zugelassen worden sind. Über 
die LHO und die ANBest-P hinaus sind die Regelungen 
auf der Grundlage bestehender und vorbehaltlich noch 
zu erlassender Bestimmungen der EU für den Struktur­
fondsförderzeitraum 2014 - 2020 zu beachten, insbe­
sondere bezüglich der Auszahlungs- und Abrechnungs­
verfahren. 

Das Land Brandenburg kann nach Inkrafttreten dieser 
Richtlinie abweichende spezifische Nebenbestimmungen 
für aus dem ESF finanzierte Förderungen erlassen. Diese 
werden sodann Bestandteil der zu beachtenden Vorschrif­
ten. Bei bereits bewilligten Förderungen kann die Bewil­
ligungsbehörde die Anwendung der spezifischen Neben­
bestimmungen für aus dem ESF finanzierte Förderungen 
nachträglich durch Änderung der Bewilligung zum 
Gegenstand der Förderung machen. 

Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege 
und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die 
Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen 
zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der 
Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen 
bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu ertei­
len. 

Der Landesrechnungshof ist gemäß § 88 Absatz 1 und 
§ 91 LHO zur Prüfung berechtigt. Des Weiteren sind der 
Europäische Rechnungshof, die Europäische Kommis­
sion, der Bundesrechnungshof, die für den ESF in Bran­
denburg zuständige Verwaltungs-, Bescheinigungs- und 
Prüfbehörde sowie deren beauftragte Dritte berechtigt, bei 
dem Zuwendungsempfänger zu prüfen. Die Zuwendungs­
empfänger sind verpflichtet, diesen Stellen im Rahmen 
der Überprüfung Einblick in die Geschäftsunterlagen und 
Zugang zu den Geschäftsräumen zu gewähren und alle in 
Zusammenhang mit der Verwendung der Zuwendung ste­
henden Auskünfte zu erteilen. 

7.7	 Subventionserhebliche Tatsachen 

Gemäß dem Brandenburgischen Subventionsgesetz vom 
11. November 1996 (GVBl. I S. 306) gelten für Leistun­
gen nach Landesrecht, die Subventionen im Sinne des 
§ 264 des Strafgesetzbuches (StGB) sind, die §§ 2 bis 6 
des Gesetzes gegen missbräuchliche Inanspruchnahme 
von Subventionen vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034). 

Die Bewilligungsbehörde hat gegenüber den Antragstel­
lern in geeigneter Weise deutlich zu machen, dass es sich 
bei den Zuwendungen in der gewerblichen Wirtschaft um 
Subventionen im Sinne von § 264 StGB handelt. Die sub­
ventionserheblichen Tatsachen im Sinne des § 264 StGB 
werden dem Zuwendungsempfänger im Rahmen des An­
trags- und Bewilligungsverfahrens als subventionserheb­
lich bezeichnet. 

8	 Geltungsdauer 

Diese Richtlinie tritt am 7. Oktober 2014 in Kraft und am 
31. Dezember 2017 außer Kraft. 

http:www.ilb.de
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Verbindliche Vorgaben und Bewertungskriterien für Anträ­
ge im Rahmen der Richtlinie des Ministeriums der Justiz zur 
Förderung der Haftvermeidung durch soziale Integration 
(HSI) 

I.	 Ergänzende Vorgaben für die Erstellung des mit dem An­
trag einzureichenden Konzepts 

Das einzureichende Konzept soll 15 Seiten (ohne Anlagen) 
nicht überschreiten und ist nach folgender Gliederung ein­
zureichen: 

1	 Allgemeine Anforderungen an den Träger 

1.1 Trägereignung 

-	 Darstellung des Antragstellers (Profil, Ziele, Mitarbeiter) 
- Beschreibung und Nachweis spezifischer Erfahrungen 

und Kompetenzen für die Umsetzung der Richtlinien­
inhalte entsprechend dem beantragten Förderschwer­
punkt; gegebenenfalls Vorerfahrungen aus früheren För­
derperioden 

- Angaben zur regionalen Lage der vorgesehenen Pro­
jektstandorte, deren Erreichbarkeit und  Ausstattung 

- Referenzen 

1.2 Geplanter Personaleinsatz und Eignung des vorgesehenen 
Personals 

-	 Angaben zum quantitativen Personaleinsatz 
- Angaben zur Qualifikation des einzusetzenden Perso­

nals (Berufs-/Studienabschluss, Darstellung der indivi­
duellen beruflichen Handlungskompetenz und Qualifi­
zierung im Hinblick auf Fach-, Methoden-, Gender- und 
Sozialkompetenz) 

2	 Projektumsetzung 

2.1 Projektfeld Anlauf- und Beratungsstellen 

Orientiert an den Bedarfen der vergangenen Jahre, wird in 
diesem Projektfeld pro Jahr für die Justizvollzugsanstalt 
Brandenburg an der Havel eine Teilnehmerzahl von 105 Klien­
ten erwartet, für die Justizvollzugsanstalten Cottbus-Dis­
senchen und Luckau-Duben insgesamt 200 Klienten, für die 
Justizvollzugsanstalt Neuruppin-Wulkow 140 Klienten, für 
die Justizvollzugsanstalt Wriezen 80 Klienten. Unter Be­
achtung dieser Rahmenzahlen soll die geplante Arbeitsweise 
mit Inhaftierten und Straffälligen einschließlich des Ablaufs 
der Unterstützungs- und Fördermaßnahmen (Einzelbera­
tung/Gruppenarbeit) im Rahmen der Entlassungsvorberei­
tung und der nachgehenden Betreuung dargestellt werden, 
insbesondere mittels Angaben zu folgenden Punkten: 

- Kontaktaufnahme mit den Inhaftierten 
- Selbstverständnis und Rolle als externer Träger in einer 

Justizvollzugsanstalt 
- Feststellung, Verringerung und/oder Beseitigung von 

Vermittlungshemmnissen der Zielgruppe 
- Arbeitsmarktcoaching 

- Heranführung der Zielgruppe an den Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt 

- Vorgehen bei der Vermittlung der Zielgruppe in Berufs­
vorbereitung, Berufsausbildung, sozialversicherungs­
pflichtige Arbeit, geringfügige Beschäftigung oder Prak­
tika 

- Umgang mit Kontaktabbrüchen 
- Akquise von Arbeitsstellen 
- Möglichkeit einer Begleitung in der Anfangsphase der 

Beschäftigung 
- Stabilisierung einer Beschäftigungsaufnahme 
- Zusammenarbeit und Austausch mit der Justizvollzugs­

anstalt über den Verlauf der Maßnahme 
- Maßnahmen, Methoden und Standards der Qualitäts­

sicherung 
- Vernetzung auf kommunaler und Landesebene 
- Verständnis für die Netzwerkarbeit und Zusammen­

arbeit in einem Netzwerk von gleichberechtigten Trägern 
- Öffentlichkeitsarbeit 

2.2 Projektfeld Arbeit statt Strafe 

Im Landgerichtsbezirk Cottbus werden - orientiert an den 
Bedarfen der vergangenen Jahre - pro Jahr 350 Klienten, im 
Landgerichtsbezirk Frankfurt (Oder) 440 Klienten, im 
Landgerichtsbezirk Neuruppin 660 Klienten und im Land­
gerichtsbezirk Potsdam 700 Klienten erwartet. Unter Be­
achtung dieser Rahmenzahlen soll die geplante Arbeitsweise 
mit Straffälligen, die zu einer Geldstrafe verurteilt worden 
sind,  einschließlich des Ablaufs der Beratung, Vermittlung 
und Betreuung sowie einer  nachgehenden Betreuung darge­
stellt werden, insbesondere mittels Angaben zu folgenden 
Punkten: 

-	 Ablauf der Kontaktaufnahme mit dem Geldstrafen­
schuldner 

- Erstgespräch 
- Ablauf der Vermittlung in gemeinnützige Arbeit und 

Kontrolle der Ableistung 
- Akquise von Einsatzstellen für gemeinnützige Arbeit 
- Unterstützung und Begleitung bei der Ableistung der ge­

meinnützigen Arbeit 
- Umgang mit Kontaktabbrüchen 
- Unterstützung bei der Beantragung von Ratenzahlungen 

beziehungsweise einem Antrag zur Stundung 
- Art, Inhalt und Umfang der Dokumentation, Erfassung 

der Arbeitsstunden und Bericht an die Justizbehörden 
- Arbeitsmarktcoaching 
- Feststellung, Verringerung oder Beseitigung von Ver­

mittlungshemmnissen der Zielgruppe  bei der an die ge­
meinnützige Arbeit anschließenden Vermittlung in Be­
rufsvorbereitung, Berufsausbildung, sozialversicherungs­
pflichtige Arbeit, geringfügige Beschäftigung oder Prak­
tika 

- Akquise von Arbeitsstellen 
- Möglichkeit einer Begleitung in der Anfangsphase der 

Beschäftigung 
- Stabilisierung einer Beschäftigungsaufnahme 
- Maßnahmen, Methoden und Standards der Qualitäts­

sicherung 
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-	 Vernetzung auf kommunaler und Landesebene 
- Verständnis für die Netzwerkarbeit und Zusammen­

arbeit in einem Netzwerk von gleichberechtigten Trägern 
-	 Öffentlichkeitsarbeit 

2.3 Projektfeld Sozialpädagogische und berufsorientierende 
ambulante Angebote für Jugendliche und Heranwachsende 

Unter Angabe der zu erwartenden Teilnehmerzahl soll die 
geplante Arbeitsweise mit straffälligen Jugendlichen und 
Heranwachsenden, einschließlich des Ablaufs der Bera­
tungstätigkeit, Gruppen- und Einzelfallarbeit und einer 
nachgehenden Betreuung insbesondere Angaben zu folgen­
den Punkten enthalten: 

- Kontaktaufnahmen zu und Vorgespräche mit den straf­
fällig gewordenen Jugendlichen/Heranwachsenden in 
der Altersgruppe von 14 bis 21 Jahren 

- Klärung der Teilnahmebereitschaft und der Teilnahme­
voraussetzungen 

- Durchführung einer ambulanten sozialen Gruppenarbeit 
(offene Gruppe) zu den Themen Selbstbild, Stärken/ 
Schwächen, Auseinandersetzung mit der Tat/Entwick­
lung eines Unrechtsbewusstseins, Integration in Bildung 
und Arbeit, Befähigung zur Legal- und Sozialbewäh­
rung durch Anerkennen gesellschaftlicher Werte und 
Normen (Rückfallvermeidung) 

-	 Begleitung der Gruppenarbeit durch vertiefende Einzel­
gespräche 

-	 nachgehende Begleitung und Betreuung 
-	 Umgang mit Kontaktabbrüchen 
-	 Dokumentation der Arbeit mit der Zielgruppe 
-	 Maßnahmen, Methoden und Standards der Qualitäts­

sicherung 
-	 Vernetzung auf kommunaler und Landesebene 
-	 Zusammenarbeit mit dem Jugendamt 
-	 Verständnis für die Netzwerkarbeit und Zusammen­

arbeit in einem Netzwerk von gleichberechtigten Trägern 
- Öffentlichkeitsarbeit 

2.4 Netzwerkkoordination 

Darstellung der geplanten Arbeitsweise mit gleichberechtig­
ten Netzwerkpartnern, insbesondere Angaben 

- zur Umsetzung der fachlichen Weiterentwicklung der 
drei Projektfelder, 

- zur ständigen Pflege der Kontakte mit und zwischen den 
HSI-Netzwerkpartnern, 

- zur Kooperationspflege zwischen den Sozialen Diensten 
der Justiz, dem Sozialdienst in den Justizvollzugsanstal­
ten und den beteiligten Jugendämtern, 

- zur bedarfs- und entwicklungsorientierten Initiierung 
und Koordination der internen Weiterbildung der HSI-
Mitarbeiter, 

- zur Unterstützung und Koordination der internen Pro­
grammsteuerung sowie zu Maßnahmen und Methoden 
der Qualitätssicherung und des Controllings, 

-	 zur Erarbeitung, Erprobung und Implementierung qua­

litativer Standards in den HSI-Projektfeldern unter Ein­
beziehung relevanter Akteure, 

- zur Koordination, Organisation und Moderation von HSI-
spezifischen Veranstaltungen sowie HSI-internen Zu­
sammenkünften (zum Beispiel Koordinationstreffen, 
Netzwerktreffen, Konferenz mit den Geschäftsführern der 
HSI-Partner, Arbeitstreffen innerhalb der Projektfelder) 

- und zu geplanten Aktivitäten auf dem Gebiet der Öf­
fentlichkeitsarbeit. 

Für diese Aufgaben können bis zu drei Vollzeitstellen geför­
dert werden. 

2.5 Maßnahmezeitraum 

Die unter 2.1 bis 2.4 aufgeführten Projekte sollen vom 1. Ja­
nuar 2015 bis 31. Dezember 2017 durchgeführt werden. 

3 	 Gleichstellung von Männern und Frauen, Querschnitts-
ziele Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung 

- Darstellung, wie männliche und weibliche Straffällige 
entsprechend ihrer persönlichen und familiären Situa­
tion angesprochen werden 

- Darstellung, wie die geschlechtsspezifische Sozialisa­
tion und das daraus resultierende Rollenverhalten im 
Zusammenhang mit Straffälligkeit bearbeitet werden 

- Angaben, ob an den geplanten Projektstandorten die Zu­
gänglichkeit für Menschen mit Behinderung gewährleis­
tet ist beziehungsweise durch welche Aktivitäten ein Aus­
schluss von Menschen mit Behinderung verhindert wird 

- Darstellung, wie Chancengleichheit und Nichtdiskrimi­
nierung durch integrative Arbeit - insbesondere im Hin­
blick auf Erwerbschancen auf dem Arbeitsmarkt - ge­
fördert werden können 

II. Fachliche Bewertung des Konzepts durch das MdJ 

Die fachliche Bewertung des Konzepts erfolgt nach den Kri­
terien 1.1 bis 4 

Nummer Kriterium Gewichtung 
in Prozent 

1.1 Trägereignung 15 
1.2 Qualität des Personals 20 
2 Qualität des eingereichten 

Konzepts 
45 

3 Gleichstellung von Männern 
und Frauen, Querschnittsziele 
Chancengleichheit und Nicht­
diskriminierung 

15 

4 Finanzplanung und 
Wirtschaftlichkeit 

5 

Die Kriterien 1.1 bis 4 werden einzeln bewertet. Es können 
gemäß der nachstehenden Einteilung maximal 30 Punkte 
vergeben werden. Nach der Punktevergabe werden die Kri­
terien entsprechend den oben genannten Faktoren gewichtet. 
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sehr gut (30 - 25 Punkte)
 
gut (24 - 20 Punkte)
 
befriedigend (19 - 15 Punkte)
 
ausreichend (14 - 10 Punkte)
 
mangelhaft (9 - 5 Punkte)
 
ungenügend (unter 5 Punkte)
 

Für eine Förderung kommen nur Konzepte in Betracht, die 
mindestens 18 Punkte (60 Prozent der möglichen Punkte) 
erreichen und bei denen die Qualität des eingereichten Kon­
zepts mindestens mit befriedigend bewertet wurde. 

Antragstellung 

Die Anträge sind mit den vollständigen Konzeptunterlagen 
bis zum von der ILB benannten Stichtag im Antragsportal 
der ILB zu stellen. 

Die Bewilligung erfolgt durch die Investitionsbank des Lan­
des Brandenburg (ILB) als Bewilligungsstelle unter Einbe­
ziehung eines fachlichen Votums des Ministeriums der Jus­
tiz (MdJ). 

Für Rückfragen zu den Anforderungen an einzureichende 
Konzepte und zur fachlichen Bewertung steht Ihnen beim 
MdJ Herr Wolfgang Hänsel (Tel.: 0331 866-3335; E-Mail: 
Wolfgang.Haensel@MdJ.Brandenburg.de) zur Verfügung. 

Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen 
und Richtlinien für Fahrzeug-Rückhaltesysteme 

(ZTV FRS 13) 

Runderlass 

des Ministeriums für Infrastruktur und Landwirtschaft,
 

Abteilung 4, Nr. 05/2014 - Straßenverkehrstechnik 

Sachgebiet 07.4: 


Straßenverkehrstechnik und Straßenausstattung; 

Leit- und Schutzeinrichtungen
 

Vom 7. Oktober 2014
 

Der Runderlass richtet sich an 

- den Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg 
- die Landkreise, die kreisfreien Städte sowie kreisangehöri­

gen Städte und Gemeinden des Landes Brandenburg. 

Mit dem Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau, Num­
mer 4/2014 vom 3. Februar 2014 hat das Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) die Zusätzlichen 
Technischen Vertragsbedingungen und Richtlinien für Fahr­
zeug-Rückhaltesysteme (ZTV FRS 13) bekannt gegeben. 

Hiermit werden die ZTV FRS 13 für den Bereich der Bundes-
fern- und Landesstraßen eingeführt. 

Für den Zuständigkeitsbereich der Landkreise, kreisfreien Städ­
te sowie der kreisangehörigen Städte und Gemeinden des Lan­
des Brandenburg wird die Anwendung empfohlen. 

Der Runderlass des Ministeriums für Stadtentwicklung, Wohnen 
und Verkehr, Abteilung 5, Nummer 10/1999 vom 8. Februar 
1999 (ABl. S. 214) wird hiermit aufgehoben und durch diesen 
Runderlass ersetzt. 

Der Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg wird bis zum 
1. Dezember 2015 dem Ministerium für Infrastruktur und Land­
wirtschaft über die Erfahrungen mit der Anwendung der ZTV 
FRS 13 berichten. 

Der Runderlass wird im Amtsblatt für Brandenburg veröffent­
licht und in das elektronische „Brandenburgische Vorschriften­
system“ (BRAVORS) unter der Internetadresse www.landes­
recht.brandenburg.de eingestellt. 

Gemäß dem Landesorganisationsgesetz vom 24. Mai 2004 
(GVBl. I S. 186), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 2010 (GVBl. I Nr. 42), wird die Geltung die­
ses Runderlasses bis zum 30. September 2019 befristet. 

Die ZTV FRS 13 sind beim FGSV Verlag, Wesselinger Str. 17, 
50999 Köln, zu beziehen. 

http:recht.brandenburg.de
www.landes
mailto:Wolfgang.Haensel@MdJ.Brandenburg.de
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Feststellung des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 


für das Vorhaben wesentliche Änderung 

einer Biogasanlage in 16835 Rheinsberg OT Dierberg 


Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 21. Oktober 2014 


Die Milchhof Dierberg GmbH, 16835 Rheinsberg OT Dierberg, 
Schulzendorfer Straße 7, beantragt die Genehmigung nach § 4 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), eine Bio­
gasanlage auf dem Grundstück in 16835 Rheinsberg OT Dier­
berg, Gemarkung Dierberg, Flur 4, Flurstücke - teilweise - 10, 
11, 13, 73 und 75 zu errichten und zu betreiben. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummern 8.6.3.2 Ver­
fahrensart V und 1.2.2.2 Verfahrensart V des Anhangs der Ver­
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) 
sowie um ein Vorhaben der Nummern 8.4.2.2 Spalte 2 und 
1.2.2.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltver­
träglichkeitsprüfung (UVPG). 

Für das beantragte Vorhaben war eine standortbezogene Vorprü­
fung des Einzelfalls zur Umweltverträglichkeit im Sinne des 
§ 3a in Verbindung mit § 3c des UVPG durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver­
fahrens auf der Grundlage der von der Vorhabensträgerin vorge­
legten Unterlagen sowie eigener Informationen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. Die Be­
gründung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden 
Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung 
unter der Telefonnummer 033201 442-486 während der Dienst­
zeiten im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher­
schutz, Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328, 14476 Pots­
dam OT Groß Glienicke eingesehen werden. 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung West
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Feststellung des Unterbleibens
 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 


für das Vorhaben Verbesserung der hydrologischen
 
Situation im Gebiet Sernitz-Süd-West
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 21. Oktober 2014
 

Das Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 
beantragt eine Plangenehmigung nach § 68 Absatz 2 Satz 1 des 

Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushalts­
gesetz - WHG) für die „Verbesserung der hydrologischen Situa­
tion im Gebiet Sernitz-Süd-West“ im Landkreis Uckermark, Ge­
meinde Greiffenberg, Gemarkung Greiffenberg, Flur 4, 7 und 9. 

Nach § 3c des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) in Verbindung mit Nummer 13.18.1 der Anlage 1 zum 
UVPG wurde für das Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung des 
Einzelfalles durchgeführt. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. Die Be­
gründung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden 
Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung 
unter der Telefonnummer 033201 442-551 während der Dienst­
zeiten im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher­
schutz, Seeburger Chaussee 2, 14476 Potsdam, eingesehen wer­
den. 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung West
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Errichtung und Betrieb einer Windkraftanlage 
in 04936 Schlieben OT Oelsig 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz 


Vom 21. Oktober 2014
 

Die Firma SAB WindTeam GmbH, Berliner Platz 1 in 25524 It­
zehoe beantragt die Genehmigung nach § 4 in Verbindung mit 
§ 19 Absatz 3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 
auf dem Grundstück in 04936 Schlieben OT Oelsig Gemar­
kung Oelsig, Flur 4, Flurstück 124 eine Windkraftanlage zu 
errichten und zu betreiben. 

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb einer Windkraftanlage des Typs Nordex 100 mit einem 
Rotordurchmesser von 99,8 m, einer Nabenhöhe von 100 m 
(Gesamthöhe von 199 m) und einer elektrischen Leistung von 
2,5 MW. Die Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist für Mitte 
2015 vorgesehen. 

I.Auslegung 

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unterlagen 
werden einen Monat vom 29.10.2014 bis einschließlich 
28.11.2014 im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Ver­
braucherschutz, Regionalabteilung Süd, Genehmigungsverfah­
rensstelle, Zimmer 4.27, Von-Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus, 
im Amt Schlieben, Herzberger Straße 7 in 04936 Schlieben und 
in der Stadtverwaltung Doberlug-Kirchhain, Am Markt 8 in 
03253 Doberlug-Kirchhain ausgelegt und können dort während 
der Dienststunden von jedermann eingesehen werden. 
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II. Einwendungen 

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein­
wendungsfrist vom 29.10.2014 bis einschließlich 12.12.2014 
schriftlich bei einer der vorgenannten Stellen erhoben werden. 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus­
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen. 

III. Erörterungstermin 

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein­
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbe­
hörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein 
Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser 
Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies noch­
mals gesondert öffentlich bekannt gemacht. 

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 28.01.2015 um 
10:00 Uhr, im Gemeinderaum am Freizeitzentrum Oelsig 
am Sportplatz in 04936 Schlieben OT Oelsig. Kann die Erör­
terung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Er­
örterungstermin an den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es 
wird darauf hingewiesen, dass die formgerecht erhobenen Ein­
wendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert werden. 
Wurden Einwendungen form- und fristgerecht nicht erhoben, 
findet kein Erörterungstermin statt. 

IV. Hinweise 

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe­
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An­
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn 
diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungs­
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei­
dung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekannt­
machung ersetzt werden. 

Für das Vorhaben wurde gemäß § 3c des Gesetzes über die Um­
weltverträglichkeitsprüfung eine allgemeine Vorprüfung des 
Einzelfalls durchgeführt. Es wurde festgestellt, dass keine Ver­
pflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü­
fung (UVP) besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. In die 
Unterlagen sowie in die Begründung für das Entfallen der UVP-
Pflicht kann im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Ver­
braucherschutz, Regionalabteilung Süd, Genehmigungsverfah­
rensstelle, Zimmer 4.27, Von-Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus 
eingesehen werden. 

V. Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn­

liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. 
I S. 1274), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013 
(BGBl. I S. 1943) geändert worden ist 

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren ­
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), die zuletzt durch Artikel 3 der Verord­
nung vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) geändert worden ist 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 
2013 (BGBl. I S. 2749) geändert worden ist 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung Süd
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Aufhebung einer Erlaubnis 

Bekanntmachung des Landesamtes für Bergbau, 

Geologie und Rohstoffe
 
Vom 6. Oktober 2014
 

Gemäß § 19 des Bundesberggesetzes (BBergG) vom 13. August 
1980 (BGBl. I S. 1310), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ge­
setzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154), ist dem Antrag der 

GAZPROM Germania GmbH 
mit Sitz in Berlin 

eingetragen beim Amtsgericht Berlin-Charlottenburg 
im Handelsregister HRB 36569 

auf vollständiger Aufhebung der am 18. Dezember 2012 gemäß 
§ 7 BBergG erteilten Erlaubnis zur Aufsuchung von 

Stein-, Kali-, Magnesia- und Borsalze nebst den mit diesen 
Salzen in der gleichen Lagerstätte auftretenden Salzen 

in dem 86.500.000 m2 großen Feld Storkow (Feldesnummer: 
11-1558), gelegen in den Landkreisen Uckermark und Oberha­
vel, mit Datum vom 27. August 2014 stattgegeben worden. 
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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE
 

Feststellen des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 


für das Vorhaben einer Erstaufforstung
 

Bekanntmachung des Landesbetriebes 

Forst Brandenburg, Oberförsterei Waldsieversdorf 


Vom 7. Oktober 2014
 

Der Antragsteller plant im Landkreis Märkisch Oderland, Ge­
markung Treplin, Flur 3, Flurstück 6 teilweise die Erstauffors­
tung gemäß § 9 LWaldG1 auf einer Fläche von 2,8554 ha (Anla­
ge Mischwald mit Waldrandgestaltung). 

Gemäß Nummer 17.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG2 ist für 
geplante Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald 
zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vor­
prüfung des Einzelfalls im Sinne des § 3c Satz 2 UVPG durch­
zuführen. 

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunterlagen 
vom 04.08.2014, Az.: LFB 10-01-7020-6/5/14 durchgeführt. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. Die Be­
gründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden Unter­
lagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter 
der Telefonnummer 033433 1515104 während der Dienstzeit 
beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberförsterei Waldsie­
versdorf, Eberswalder Chaussee 3, 15377 Waldsieversdorf ein­
gesehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

1.	 Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 
2004 (GVBl. I S. 137), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 33) 

2.	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Ge­
setzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) 

3.	 Gesetz über die Prüfung von Umweltauswirkungen bei 
bestimmten Vorhaben, Plänen und Programmen im Land 
Brandenburg (Brandenburgisches Gesetz über die Umwelt­
verträglichkeitsprüfung - BbgUVPG) vom 10. Juli 2002 
(GVBl. I S. 62), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset­
zes vom 29. November 2010 (GVBl. I Nr. 39) 
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BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN,ANSTALTEN UND
 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS
 

Unfallverhütungsvorschrift 
der Unfallkasse Brandenburg 

Bekanntmachung der Unfallkasse Brandenburg
 
Vom 24. September 2014
 

Auf der Grundlage des § 15 Absatz 1 Sozialgesetzbuch Siebtes 
Buch (SGB VII) hat die Vertreterversammlung der Unfallkasse 
Brandenburg in ihrer Sitzung am 02.04.2014 in Frankfurt (Oder) 
die Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze der Prävention“ 
(DGUV Vorschrift 1) beschlossen, welche gemäß § 15 Absatz 5 
SGB VII öffentlich bekannt zu machen ist. 

Unfallverhütungsvorschrift 
„Grundsätze der Prävention“ 

(DGUV Vorschrift 1) 

vom November 2013 

Erstes Kapitel:
 
Allgemeine Vorschriften
 

§ 1 
Geltungsbereich von Unfallverhütungsvorschriften 

(1) Unfallverhütungsvorschriften gelten für Unternehmer und 
Versicherte; sie gelten auch 

- für Unternehmer und Beschäftigte von ausländischen Unter­
nehmen, die eine Tätigkeit im Inland ausüben, ohne einem 
Unfallversicherungsträger anzugehören; 

- soweit in dem oder für das Unternehmen Versicherte tätig 
werden, für die ein anderer Unfallversicherungsträger zu­
ständig ist. 

(2) Für Unternehmer mit Versicherten nach § 2 Absatz 1 Num­
mer 8 Buchstabe b Sozialgesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII) 
gilt diese Unfallverhütungsvorschrift nur, soweit nicht der inne­
re Schulbereich betroffen ist. 

Zweites Kapitel:
 
Pflichten des Unternehmers
 

§ 2 
Grundpflichten des Unternehmers 

(1) Der Unternehmer hat die erforderlichen Maßnahmen zur 
Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeits­
bedingten Gesundheitsgefahren sowie für eine wirksame Erste 

Hilfe zu treffen. Die zu treffenden Maßnahmen sind insbeson­
dere in staatlichen Arbeitsschutzvorschriften (Anlage 1), dieser 
Unfallverhütungsvorschrift und in weiteren Unfallverhütungs­
vorschriften näher bestimmt. Die in staatlichem Recht bestimm­
ten Maßnahmen gelten auch zum Schutz von Versicherten, die 
keine Beschäftigten sind. 

(2) Der Unternehmer hat bei den Maßnahmen nach Absatz 1 von 
den allgemeinen Grundsätzen nach § 4 Arbeitsschutzgesetz aus­
zugehen und dabei vorrangig das staatliche Regelwerk sowie das 
Regelwerk der Unfallversicherungsträger heranzuziehen. 

(3) Der Unternehmer hat die Maßnahmen nach Absatz 1 ent­
sprechend den Bestimmungen des § 3 Absatz 1 Sätze 2 und 3 
und Absatz 2 Arbeitsschutzgesetz zu planen, zu organisieren, 
durchzuführen und erforderlichenfalls an veränderte Gegeben­
heiten anzupassen. 

(4) Der Unternehmer darf keine sicherheitswidrigen Weisungen 
erteilen. 

(5) Kosten für Maßnahmen nach dieser Unfallverhütungsvor­
schrift und den für ihn sonst geltenden Unfallverhütungsvor­
schriften darf der Unternehmer nicht den Versicherten auferle­
gen. 

§ 3 
Beurteilung der Arbeitsbedingungen, Dokumentation,
 

Auskunftspflichten
 

(1) Der Unternehmer hat durch eine Beurteilung der für die Ver­
sicherten mit ihrer Arbeit verbundenen Gefährdungen entspre­
chend § 5 Absatz 2 und 3 Arbeitsschutzgesetz zu ermitteln, wel­
che Maßnahmen nach § 2 Absatz 1 erforderlich sind. 

(2) Der Unternehmer hat Gefährdungsbeurteilungen insbeson­
dere dann zu überprüfen, wenn sich die betrieblichen Gegeben­
heiten hinsichtlich Sicherheit und Gesundheitsschutz verändert 
haben. 

(3) Der Unternehmer hat entsprechend § 6 Absatz 1 Arbeits­
schutzgesetz das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung nach 
Absatz 1, die von ihm festgelegten Maßnahmen und das Ergeb­
nis ihrer Überprüfung zu dokumentieren. 

(4) Der Unternehmer hat dem Unfallversicherungsträger alle In­
formationen über die im Betrieb getroffenen Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes auf Wunsch zur Kenntnis zu geben. 

(5) Für Personen, die in Unternehmen zur Hilfe bei Unglücks­
fällen oder im Zivilschutz unentgeltlich tätig werden, hat der 
Unternehmer, der für die vorgenannten Personen zuständig ist, 
Maßnahmen zu ergreifen, die denen nach Absatz 1 bis 4 gleich­
wertig sind. 
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§ 4 
Unterweisung der Versicherten 

(1) Der Unternehmer hat die Versicherten über Sicherheit und 
Gesundheitsschutz bei der Arbeit, insbesondere über die mit ih­
rer Arbeit verbundenen Gefährdungen und die Maßnahmen zu 
ihrer Verhütung, entsprechend § 12 Absatz 1 Arbeitsschutzge­
setz sowie bei einer Arbeitnehmerüberlassung entsprechend 
§ 12 Absatz 2 Arbeitsschutzgesetz zu unterweisen; die Unter­
weisung muss erforderlichenfalls wiederholt werden, mindes­
tens aber einmal jährlich erfolgen; sie muss dokumentiert wer­
den. 

(2) Der Unternehmer hat den Versicherten die für ihren Arbeits­
bereich oder für ihre Tätigkeit relevanten Inhalte der geltenden 
Unfallverhütungsvorschriften und Regeln der Unfallversiche­
rungsträger sowie des einschlägigen staatlichen Vorschriften-
und Regelwerks in verständlicher Weise zu vermitteln. 

(3) Der Unternehmer nach § 136 Absatz 3 Nummer 3 Alternati­
ve 2 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII) hat den Schul­
hoheitsträger hinsichtlich Unterweisungen für Versicherte nach 
§ 2 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe b SGB VII zu unterstützen. 

§ 5 
Vergabe von Aufträgen 

(1) Erteilt der Unternehmer den Auftrag, 

1. 	 Einrichtungen zu planen, herzustellen, zu ändern oder in 
Stand zu setzen, 

2. 	 Arbeitsverfahren zu planen oder zu gestalten, 

so hat er dem Auftragnehmer schriftlich aufzugeben, die in § 2 
Absatz 1 und 2 genannten für die Durchführung des Auftrags 
maßgeblichen Vorgaben zu beachten. 

(2) Erteilt der Unternehmer den Auftrag, Arbeitsmittel, Ausrüs­
tungen oder Arbeitsstoffe zu liefern, so hat er dem Auftragneh­
mer schriftlich aufzugeben, im Rahmen seines Auftrags die für 
Sicherheit und Gesundheitsschutz einschlägigen Anforderungen 
einzuhalten. 

(3) Bei der Erteilung von Aufträgen an ein Fremdunternehmen 
hat der den Auftrag erteilende Unternehmer den Fremdunter­
nehmer bei der Gefährdungsbeurteilung bezüglich der betriebs­
spezifischen Gefahren zu unterstützen. Der Unternehmer hat 
ferner sicherzustellen, dass Tätigkeiten mit besonderen Gefah­
ren durch Aufsichtführende überwacht werden, die die Durch­
führung der festgelegten Schutzmaßnahmen sicherstellen. Der 
Unternehmer hat ferner mit dem Fremdunternehmen Einver­
nehmen herzustellen, wer den Aufsichtführenden zu stellen hat. 

§ 6 
Zusammenarbeit mehrerer Unternehmer 

Unternehmer hinsichtlich der Sicherheit und des Gesundheits­
schutzes der Beschäftigten, insbesondere hinsichtlich der Maß­
nahmen nach § 2 Absatz 1, entsprechend § 8 Absatz 1 Arbeits­
schutzgesetz zusammenzuarbeiten. Insbesondere haben sie, so­
weit es zur Vermeidung einer möglichen gegenseitigen Gefähr­
dung erforderlich ist, eine Person zu bestimmen, die die Arbei­
ten aufeinander abstimmt; zur Abwehr besonderer Gefahren ist 
sie mit entsprechender Weisungsbefugnis auszustatten. 

(2) Der Unternehmer hat sich je nach Art der Tätigkeit zu verge­
wissern, dass Personen, die in seinem Betrieb tätig werden, hin­
sichtlich der Gefahren für ihre Sicherheit und Gesundheit wäh­
rend ihrer Tätigkeit in seinem Betrieb angemessene Anweisun­
gen erhalten haben. 

§ 7 
Befähigung für Tätigkeiten 

(1) Bei der Übertragung von Aufgaben auf Versicherte hat der 
Unternehmer je nach Art der Tätigkeiten zu berücksichtigen, ob 
die Versicherten befähigt sind, die für die Sicherheit und den Ge­
sundheitsschutz bei der Aufgabenerfüllung zu beachtenden Be­
stimmungen und Maßnahmen einzuhalten. Der Unternehmer 
hat die für bestimmte Tätigkeiten festgelegten Qualifizierungs­
anforderungen zu berücksichtigen. 

(2) Der Unternehmer darf Versicherte, die erkennbar nicht in der 
Lage sind, eine Arbeit ohne Gefahr für sich oder andere auszu­
führen, mit dieser Arbeit nicht beschäftigen. 

§ 8 
Gefährliche Arbeiten 

(1) Wenn eine gefährliche Arbeit von mehreren Personen ge­
meinschaftlich ausgeführt wird und sie zur Vermeidung von Ge­
fahren eine gegenseitige Verständigung erfordert, hat der Unter­
nehmer dafür zu sorgen, dass eine zuverlässige, mit der Arbeit 
vertraute Person die Aufsicht führt. 

(2) Wird eine gefährliche Arbeit von einer Person allein ausge­
führt, so hat der Unternehmer über die allgemeinen Schutzmaß­
nahmen hinaus für geeignete technische oder organisatorische 
Personenschutzmaßnahmen zu sorgen. 

§ 9 
Zutritts- und Aufenthaltsverbote 

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Unbefugte Betriebs­
teile nicht betreten, wenn dadurch eine Gefahr für Sicherheit und 
Gesundheit entsteht. 

§ 10 
Besichtigung des Unternehmens, Erlass einer Anordnung, 

Auskunftspflicht 

(1) Werden Beschäftigte mehrerer Unternehmer oder selbstän- (1) Der Unternehmer hat den Aufsichtspersonen des Unfallver­
dige Einzelunternehmer an einem Arbeitsplatz tätig, haben die sicherungsträgers die Besichtigung seines Unternehmens zu er­
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möglichen und sie auf ihr Verlangen zu begleiten oder durch ei­
nen geeigneten Vertreter begleiten zu lassen. 

(2) Erlässt die Aufsichtsperson des Unfallversicherungsträgers 
eine Anordnung und setzt sie hierbei eine Frist, innerhalb der die 
verlangten Maßnahmen zu treffen sind, so hat der Unternehmer 
nach Ablauf der Frist unverzüglich mitzuteilen, ob er die ver­
langten Maßnahmen getroffen hat. 

(3) Der Unternehmer hat den Aufsichtspersonen des Unfallver­
sicherungsträgers auf Verlangen die zur Durchführung ihrer 
Überwachungsaufgabe erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Er 
hat die Aufsichtspersonen zu unterstützen, soweit dies zur Erfül­
lung ihrer Aufgaben erforderlich ist. 

§ 11 
Maßnahmen bei Mängeln 

Tritt bei einem Arbeitsmittel, einer Einrichtung, einem Arbeits­
verfahren bzw. Arbeitsablauf ein Mangel auf, durch den für die 
Versicherten sonst nicht abzuwendende Gefahren entstehen, hat 
der Unternehmer das Arbeitsmittel oder die Einrichtung der wei­
teren Benutzung zu entziehen oder stillzulegen bzw. das Ar­
beitsverfahren oder den Arbeitsablauf abzubrechen, bis der 
Mangel behoben ist. 

§ 12 
Zugang zu Vorschriften und Regeln 

(1) Der Unternehmer hat den Versicherten die für sein Unterneh­
men geltenden Unfallverhütungsvorschriften und Regeln der Un­
fallversicherungsträger sowie die einschlägigen staatlichen Vor­
schriften und Regeln an geeigneter Stelle zugänglich zu machen. 

(2) Der Unternehmer hat den mit der Durchführung und Unter­
stützung von Maßnahmen nach § 2 Absatz 1 betrauten Personen 
die nach dem Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung (§ 3 Absatz 1 
und 2) für ihren Zuständigkeitsbereich geltenden Vorschriften 
und Regeln zur Verfügung zu stellen. 

§ 13 
Pflichtenübertragung 

Der Unternehmer kann zuverlässige und fachkundige Personen 
schriftlich damit beauftragen, ihm nach Unfallverhütungsvor­
schriften obliegende Aufgaben in eigener Verantwortung wahrzu­
nehmen. Die Beauftragung muss den Verantwortungsbereich und 
Befugnisse festlegen und ist vom Beauftragten zu unterzeichnen. 
Eine Ausfertigung der Beauftragung ist ihm auszuhändigen. 

§ 14 
Ausnahmen 

(1) Der Unternehmer kann bei dem Unfallversicherungsträger 
im Einzelfall Ausnahmen von Unfallverhütungsvorschriften 
schriftlich beantragen. Dem Antrag ist eine Stellungnahme der 
betrieblichen Arbeitnehmervertretung beizufügen; im Falle ei­
nes Antrages durch eine Kindertageseinrichtung, eine allgemein 

bildende oder berufsbildende Schule oder eine Hochschule ist 
zusätzlich der Leitung der Einrichtung Gelegenheit zur Stel­
lungnahme zu geben. 

(2) Der Unfallversicherungsträger kann dem Antrag nach Ab­
satz 1 entsprechen, wenn 

1. 	 der Unternehmer eine andere, ebenso wirksame Maßnahme 
trifft 

oder 

2. 	 die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer un­
verhältnismäßigen Härte führen würde und die Abweichung 
mit dem Schutz der Versicherten vereinbar ist. 

(3) Betrifft der Antrag nach Absatz 1 Regelungen in Unfallver­
hütungsvorschriften, die zugleich Gegenstand staatlicher Ar­
beitsschutzvorschriften sind, hat der Unfallversicherungsträger 
eine Stellungnahme der für die Durchführung der staatlichen 
Arbeitsschutzvorschriften zuständigen staatlichen Arbeitsschutz­
behörde einzuholen und zu berücksichtigen. 

(4) In staatlichen Arbeitsschutzvorschriften enthaltene Verfah­
rensvorschriften, insbesondere über Genehmigungen, Erlaub­
nisse, Ausnahmen, Anzeigen und Vorlagepflichten, bleiben von 
dieser Unfallverhütungsvorschrift unberührt; die nach diesen 
Bestimmungen zu treffenden behördlichen Maßnahmen oblie­
gen den zuständigen Arbeitsschutzbehörden. 

Drittes Kapitel:
 
Pflichten des Versicherten
 

§ 15 
Allgemeine Unterstützungspflichten und Verhalten 

(1) Die Versicherten sind verpflichtet, nach ihren Möglichkeiten 
sowie gemäß der Unterweisung und Weisung des Unternehmers 
für ihre Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit sowie für 
Sicherheit und Gesundheitsschutz derjenigen zu sorgen, die von 
ihren Handlungen oder Unterlassungen betroffen sind. Die Ver­
sicherten haben die Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsun­
fällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsge­
fahren sowie für eine wirksame Erste Hilfe zu unterstützen. Ver­
sicherte haben die entsprechenden Anweisungen des Unterneh­
mers zu befolgen. Die Versicherten dürfen erkennbar gegen 
Sicherheit und Gesundheit gerichtete Weisungen nicht befolgen. 

(2) Versicherte dürfen sich durch den Konsum von Alkohol, 
Drogen oder anderen berauschenden Mitteln nicht in einen Zu­
stand versetzen, durch den sie sich selbst oder andere gefährden 
können. 

(3) Absatz 2 gilt auch für die Einnahme von Medikamenten. 

§ 16 
Besondere Unterstützungspflichten 

(1) Die Versicherten haben dem Unternehmer oder dem zustän­
digen Vorgesetzten jede von ihnen festgestellte unmittelbare er­
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hebliche Gefahr für die Sicherheit und Gesundheit sowie jeden 
an den Schutzvorrichtungen und Schutzsystemen festgestellten 
Defekt unverzüglich zu melden. Unbeschadet dieser Pflicht sol­
len die Versicherten von ihnen festgestellte Gefahren für Sicher­
heit und Gesundheit und Mängel an den Schutzvorrichtungen 
und Schutzsystemen auch der Fachkraft für Arbeitssicherheit, 
dem Betriebsarzt oder dem Sicherheitsbeauftragten mitteilen. 

(2) Stellt ein Versicherter fest, dass im Hinblick auf die Verhü­
tung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbeding­
ten Gesundheitsgefahren 

- ein Arbeitsmittel oder eine sonstige Einrichtung einen Man­
gel aufweist, 

- Arbeitsstoffe nicht einwandfrei verpackt, gekennzeichnet 
oder beschaffen sind 

oder 

- ein Arbeitsverfahren oder Arbeitsabläufe Mängel aufweisen, 

hat er, soweit dies zu seiner Arbeitsaufgabe gehört und er über 
die notwendige Befähigung verfügt, den festgestellten Mangel 
unverzüglich zu beseitigen. Andernfalls hat er den Mangel dem 
Vorgesetzten unverzüglich zu melden. 

§ 17 
Benutzung von Einrichtungen,Arbeitsmitteln 

und Arbeitsstoffen 

Versicherte haben Einrichtungen, Arbeitsmittel und Arbeitsstof­
fe sowie Schutzvorrichtungen bestimmungsgemäß und im Rah­
men der ihnen übertragenen Arbeitsaufgaben zu benutzen. 

§ 18 
Zutritts- und Aufenthaltsverbote 

Versicherte dürfen sich an gefährlichen Stellen nur im Rahmen 
der ihnen übertragenen Aufgaben aufhalten. 

Viertes Kapitel:
 
Organisation des betrieblichen Arbeitsschutzes
 

Erster Abschnitt
 
Sicherheitstechnische und betriebsärztliche Betreuung,
 

Sicherheitsbeauftragte
 

§ 19 
Bestellung von Fachkräften für Arbeitssicherheit 

und Betriebsärzten 

(1) Der Unternehmer hat nach Maßgabe des Gesetzes über Be­
triebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Ar­
beitssicherheit (Arbeitssicherheitsgesetz) und der hierzu erlas­
senen Unfallverhütungsvorschriften Fachkräfte für Arbeits­
sicherheit und Betriebsärzte zu bestellen. 

(2) Der Unternehmer hat die Zusammenarbeit der Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit und der Betriebsärzte zu fördern. 

§ 20 
Bestellung und Aufgaben von Sicherheitsbeauftragten 

(1) In Unternehmen mit regelmäßig mehr als 20 Beschäftigten 
hat der Unternehmer unter Berücksichtigung der im Unterneh­
men bestehenden Verhältnisse hinsichtlich der Arbeitsbedingun­
gen, der Arbeitsumgebung sowie der Arbeitsorganisation 
Sicherheitsbeauftragte in der erforderlichen Anzahl zu bestellen. 
Kriterien für die Anzahl der Sicherheitsbeauftragten sind: 

- im Unternehmen bestehende Unfall- und Gesundheits­
gefahren, 

- räumliche Nähe der zuständigen Sicherheitsbeauftragten zu 
den Beschäftigten, 

- zeitliche Nähe der zuständigen Sicherheitsbeauftragten zu 
den Beschäftigten, 

- fachliche Nähe der zuständigen Sicherheitsbeauftragten zu 
den Beschäftigten, 

- Anzahl der Beschäftigten. 

(2) Die Sicherheitsbeauftragten haben den Unternehmer bei der 
Durchführung der Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfäl­
len und Berufskrankheiten zu unterstützen, insbesondere sich 
von dem Vorhandensein und der ordnungsgemäßen Benutzung 
der vorgeschriebenen Schutzeinrichtungen und persönlichen 
Schutzausrüstungen zu überzeugen und auf Unfall- und Ge­
sundheitsgefahren für die Versicherten aufmerksam zu machen. 

(3) Der Unternehmer hat den Sicherheitsbeauftragten Gelegen­
heit zu geben, ihre Aufgaben zu erfüllen, insbesondere in ihrem 
Bereich an den Betriebsbesichtigungen sowie den Untersuchun­
gen von Unfällen und Berufskrankheiten durch die Aufsichts­
personen der Unfallversicherungsträger teilzunehmen; den 
Sicherheitsbeauftragten sind die hierbei erzielten Ergebnisse 
zur Kenntnis zu geben. 

(4) Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass die Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit und Betriebsärzte mit den Sicherheitsbeauf­
tragten eng zusammenwirken. 

(5) Die Sicherheitsbeauftragten dürfen wegen der Erfüllung der 
ihnen übertragenen Aufgaben nicht benachteiligt werden. 

(6) Der Unternehmer hat den Sicherheitsbeauftragten Gelegen­
heit zu geben, an Aus- und Fortbildungsmaßnahmen des Unfall­
versicherungsträgers teilzunehmen, soweit dies im Hinblick auf 
die Betriebsart und die damit für die Versicherten verbundenen 
Unfall- und Gesundheitsgefahren sowie unter Berücksichtigung 
betrieblicher Belange erforderlich ist. 

Zweiter Abschnitt
 
Maßnahmen bei besonderen Gefahren
 

§ 21 
Allgemeine Pflichten des Unternehmers 

(1) Der Unternehmer hat Vorkehrungen zu treffen, dass alle Ver­
sicherten, die einer unmittelbaren erheblichen Gefahr ausgesetzt 
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sind oder sein können, möglichst frühzeitig über diese Gefahr 
und die getroffenen oder zu treffenden Schutzmaßnahmen unter­
richtet sind. Bei unmittelbarer erheblicher Gefahr für die eigene 
Sicherheit oder die Sicherheit anderer Personen müssen die Ver­
sicherten die geeigneten Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und 
Schadensbegrenzung selbst treffen können, wenn der zuständi­
ge Vorgesetzte nicht erreichbar ist; dabei sind die Kenntnisse der 
Versicherten und die vorhandenen technischen Mittel zu be­
rücksichtigen. 

(2) Der Unternehmer hat Maßnahmen zu treffen, die es den Ver­
sicherten bei unmittelbarer erheblicher Gefahr ermöglichen, 
sich durch sofortiges Verlassen der Arbeitsplätze in Sicherheit 
zu bringen. 

§ 22 
Notfallmaßnahmen 

(1) Der Unternehmer hat entsprechend § 10 Arbeitsschutzgesetz 
die Maßnahmen zu planen, zu treffen und zu überwachen, die 
insbesondere für den Fall des Entstehens von Bränden, von Explo­
sionen, des unkontrollierten Austretens von Stoffen und von sons­
tigen gefährlichen Störungen des Betriebsablaufs geboten sind. 

(2) Der Unternehmer hat eine ausreichende Anzahl von Versi­
cherten durch Unterweisung und Übung im Umgang mit Feuer­
löscheinrichtungen zur Bekämpfung von Entstehungsbränden 
vertraut zu machen. 

§ 23 
Maßnahmen gegen Einflüsse des Wettergeschehens 

Beschäftigt der Unternehmer Versicherte im Freien und beste­
hen infolge des Wettergeschehens Unfall- und Gesundheitsge­
fahren, so hat er geeignete Maßnahmen am Arbeitsplatz vorzu­
sehen, geeignete organisatorische Schutzmaßnahmen zu treffen 
oder erforderlichenfalls persönliche Schutzausrüstungen zur 
Verfügung zu stellen. 

Dritter Abschnitt
 
Erste Hilfe
 

§ 24 
Allgemeine Pflichten des Unternehmers 

(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass zur Ersten Hilfe 
und zur Rettung aus Gefahr die erforderlichen Einrichtungen 
und Sachmittel sowie das erforderliche Personal zur Verfügung 
stehen. 

(2) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass nach einem Un­
fall unverzüglich Erste Hilfe geleistet und eine erforderliche 
ärztliche Versorgung veranlasst wird. 

(3) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Verletzte sach­
kundig transportiert werden. 

(4) Der Unternehmer hat im Rahmen seiner Möglichkeiten dar­
auf hinzuwirken, dass Versicherte 

1. 	 einem Durchgangsarzt vorgestellt werden, es sei denn, dass 
der erstbehandelnde Arzt festgestellt hat, dass die Verletzung 
nicht über den Unfalltag hinaus zur Arbeitsunfähigkeit führt 
oder die Behandlungsbedürftigkeit voraussichtlich nicht 
mehr als eine Woche beträgt, 

2. 	 bei einer schweren Verletzung einem der von den Unfallver­
sicherungsträgern bezeichneten Krankenhäuser zugeführt 
werden, 

3. 	 bei Vorliegen einer Augen- oder Hals-, Nasen-, Ohrenverlet­
zung dem nächsterreichbaren Arzt des entsprechenden 
Fachgebiets zugeführt werden, es sei denn, dass sich die Vor­
stellung durch eine ärztliche Erstversorgung erübrigt hat. 

(5) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass den Versicherten 
durch Aushänge der Unfallversicherungsträger oder in anderer 
geeigneter schriftlicher Form Hinweise über die Erste Hilfe und 
Angaben über Notruf, Erste-Hilfe- und Rettungs-Einrichtungen, 
über das Erste-Hilfe-Personal sowie über herbeizuziehende Ärz­
te und anzufahrende Krankenhäuser gemacht werden. Die Hin­
weise und die Angaben sind aktuell zu halten. 

(6) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass jede Erste-Hilfe-
Leistung dokumentiert und diese Dokumentation fünf Jahre 
lang verfügbar gehalten wird. Die Dokumente sind vertraulich 
zu behandeln. 

(7) Der Schulsachkostenträger als Unternehmer nach § 136 Ab­
satz 3 Nummer 3 Alternative 2 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch 
(SGB VII) hat den Schulhoheitsträger bei der Durchführung von 
Maßnahmen zur Sicherstellung einer wirksamen Ersten Hilfe für 
Versicherte nach § 2 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe b SGB VII 
zu unterstützen. 

§ 25 
Erforderliche Einrichtungen und Sachmittel 

(1) Der Unternehmer hat unter Berücksichtigung der betrieblichen 
Verhältnisse durch Meldeeinrichtungen und organisatorische 
Maßnahmen dafür zu sorgen, dass unverzüglich die notwendige 
Hilfe herbeigerufen und an den Einsatzort geleitet werden kann. 

(2) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Mittel zur Ersten 
Hilfe jederzeit schnell erreichbar und leicht zugänglich in ge­
eigneten Behältnissen, gegen schädigende Einflüsse geschützt, 
in ausreichender Menge bereitgehalten sowie rechtzeitig ergänzt 
und erneuert werden. 

(3) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass unter Berück­
sichtigung der betrieblichen Verhältnisse Rettungsgeräte und 
Rettungstransportmittel bereitgehalten werden. 

(4) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass mindestens ein 
mit Rettungstransportmitteln leicht erreichbarer Erste-Hilfe-
Raum oder eine vergleichbare Einrichtung 

1. 	 in einer Betriebsstätte mit mehr als 1000 dort beschäftigten 
Versicherten, 

2. 	 in einer Betriebsstätte mit 1000 oder weniger, aber mehr als 
100 dort beschäftigten Versicherten, wenn ihre Art und das 
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Unfallgeschehen nach Art, Schwere und Zahl der Unfälle ei­
nen gesonderten Raum für die Erste Hilfe erfordern, 

3. 	 auf einer Baustelle mit mehr als 50 dort beschäftigten Versi­
cherten 

vorhanden ist. Nummer 3 gilt auch, wenn der Unternehmer zur 
Erbringung einer Bauleistung aus einem von ihm übernomme­
nen Auftrag Arbeiten an andere Unternehmer vergeben hat und 
insgesamt mehr als 50 Versicherte gleichzeitig tätig werden. 

(5) In Kindertageseinrichtungen, allgemein bildenden und be­
rufsbildenden Schulen sowie Hochschulen hat der Unternehmer 
geeignete Liegemöglichkeiten oder geeignete Räume mit Liege­
möglichkeit zur Erstversorgung von Verletzten in der erforder­
lichen Anzahl vorzuhalten. 

§ 26 
Zahl und Ausbildung der Ersthelfer 

(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass für die Erste-Hil­
fe-Leistung Ersthelfer mindestens in folgender Zahl zur Verfü­
gung stehen: 

1. 	 bei 2 bis zu 20 anwesenden Versicherten ein Ersthelfer, 

2. 	 bei mehr als 20 anwesenden Versicherten 

a.) in Verwaltungs- und Handelsbetrieben 5 %, 
b.) in sonstigen Betrieben 10 %, 
c.) in Kindertageseinrichtungen ein Ersthelfer je Kinder­

gruppe, 
d.) in Hochschulen 10 % der Versicherten nach § 2 Absatz 1 

Nummer 1 SGB VII. 

Von der Zahl der Ersthelfer nach Nummer 2 kann im Einverneh­
men mit dem Unfallversicherungsträger unter Berücksichtigung 
der Organisation des betrieblichen Rettungswesens und der Ge­
fährdung abgewichen werden. 

(2) Der Unternehmer darf als Ersthelfer nur Personen einsetzen, 
die bei einer von dem Unfallversicherungsträger für die Ausbil­
dung zur Ersten Hilfe ermächtigten Stelle ausgebildet worden 
sind oder über eine sanitätsdienstliche/rettungsdienstliche Aus­
bildung oder eine abgeschlossene Ausbildung in einem Beruf 
des Gesundheitswesens verfügen. Die Voraussetzungen für die 
Ermächtigung sind in der Anlage 2 zu dieser Unfallverhütungs­
vorschrift geregelt. 

(3) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die Ersthelfer in 
der Regel in Zeitabständen von zwei Jahren fortgebildet werden. 
Für die Fortbildung gilt Absatz 2 entsprechend. Personen mit ei­
ner sanitätsdienstlichen/rettungsdienstlichen Ausbildung oder 
einer entsprechenden Qualifikation in einem Beruf des Gesund­
heitswesens gelten als fortgebildet, wenn sie an vergleichbaren 
Fortbildungsveranstaltungen regelmäßig teilnehmen oder bei ih­
rer beruflichen oder ehrenamtlich sanitätsdienstlichen/rettungs­
dienstlichen Tätigkeit regelmäßig Erste-Hilfe-Maßnahmen durch­
führen. Der Unternehmer hat sich Nachweise über die Fortbil­
dung vorlegen zu lassen. 

(4) Ist nach Art des Betriebes, insbesondere auf Grund des Um­
ganges mit Gefahrstoffen, damit zu rechnen, dass bei Unfällen 
Maßnahmen erforderlich werden, die nicht Gegenstand der all­
gemeinen Ausbildung zum Ersthelfer gemäß Absatz 2 sind, hat 
der Unternehmer für die erforderliche zusätzliche Aus- und Fort­
bildung zu sorgen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Unternehmer hinsichtlich 
der nach § 2 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe b Sozialgesetzbuch 
Siebtes Buch (SGB VII) Versicherten. 

§ 27 
Zahl und Ausbildung der Betriebssanitäter 

(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass mindestens ein 
Betriebssanitäter zur Verfügung steht, wenn 

1. 	 in einer Betriebsstätte mehr als 1500 Versicherte nach § 2 
Absatz 1 Nummer 1 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch 
(SGB VII) anwesend sind, 

2. 	 in einer Betriebsstätte 1 500 oder weniger, aber mehr als 
250 Versicherte nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 SGB VII an­
wesend sind und Art, Schwere und Zahl der Unfälle den Ein­
satz von Sanitätspersonal erfordern, 

3.	 auf einer Baustelle mehr als 100 Versicherte nach § 2 Absatz 1 
Nummer 1 SGB VII anwesend sind. 

Nummer 3 gilt auch, wenn der Unternehmer zur Erbringung 
einer Bauleistung aus einem von ihm übernommenen Auftrag 
Arbeiten an andere Unternehmer vergibt und insgesamt mehr als 
100 Versicherte gleichzeitig tätig werden. 

(2) In Betrieben nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 kann im Ein­
vernehmen mit dem Unfallversicherungsträger von Betriebssa­
nitätern abgesehen werden, sofern nicht nach Art, Schwere und 
Zahl der Unfälle ihr Einsatz erforderlich ist. Auf Baustellen nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 kann im Einvernehmen mit dem Un­
fallversicherungsträger unter Berücksichtigung der Erreichbar­
keit des Unfallortes und der Anbindung an den öffentlichen Ret­
tungsdienst von Betriebssanitätern abgesehen werden. 

(3) Der Unternehmer darf als Betriebssanitäter nur Personen ein­
setzen, die von Stellen ausgebildet worden sind, welche von dem 
Unfallversicherungsträger in personeller, sachlicher und organi­
satorischer Hinsicht als geeignet beurteilt werden. 

(4) Der Unternehmer darf als Betriebssanitäter nur Personen ein­
setzen, die 

1. 	 an einer Grundausbildung 

und 

2. an einem Aufbaulehrgang 

für den betrieblichen Sanitätsdienst teilgenommen haben. 

Als Grundausbildung gilt auch eine mindestens gleichwertige 
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Ausbildung oder eine die Sanitätsaufgaben einschließende Be­
rufsausbildung. 

(5) Für die Teilnahme an dem Aufbaulehrgang nach Absatz 4 
Satz 1 Nummer 2 darf die Teilnahme an der Ausbildung nach 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 nicht mehr als zwei Jahre zurücklie­
gen; soweit auf Grund der Ausbildung eine entsprechende be­
rufliche Tätigkeit ausgeübt wurde, ist die Beendigung derselben 
maßgebend. 

(6) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die Betriebssa­
nitäter regelmäßig innerhalb von drei Jahren fortgebildet wer­
den. Für die Fortbildung gilt Absatz 3 entsprechend. 

§ 28 
Unterstützungspflichten der Versicherten 

(1) Im Rahmen ihrer Unterstützungspflichten nach § 15 Absatz 1 
haben sich Versicherte zum Ersthelfer ausbilden und in der Re­
gel in Zeitabständen von zwei Jahren fortbilden zu lassen. Sie 
haben sich nach der Ausbildung für Erste-Hilfe-Leistungen zur 
Verfügung zu stellen. Die Versicherten brauchen den Verpflich­
tungen nach den Sätzen 1 und 2 nicht nachzukommen, soweit 
persönliche Gründe entgegenstehen. 

(2) Versicherte haben unverzüglich jeden Unfall der zuständigen 
betrieblichen Stelle zu melden; sind sie hierzu nicht im Stande, 
liegt die Meldepflicht bei dem Betriebsangehörigen, der von 
dem Unfall zuerst erfährt. 

Vierter Abschnitt
 
Persönliche Schutzausrüstungen
 

§ 29 
Bereitstellung 

(1) Der Unternehmer hat gemäß § 2 der PSA-Benutzungsver­
ordnung den Versicherten geeignete persönliche Schutzausrüs­
tungen bereitzustellen; vor der Bereitstellung hat er die Versi­
cherten anzuhören. 

(2) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die persönlichen 
Schutzausrüstungen den Versicherten in ausreichender Anzahl 
zur persönlichen Verwendung für die Tätigkeit am Arbeitsplatz 
zur Verfügung gestellt werden. Für die bereitgestellten persön­
lichen Schutzausrüstungen müssen EG-Konformitätserklärun­
gen vorliegen. Satz 2 gilt nicht für Hautschutzmittel. 

§ 30 
Benutzung 

(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass persönliche Schutz­
ausrüstungen entsprechend bestehender Tragezeitbegrenzungen 
und Gebrauchsdauern bestimmungsgemäß benutzt werden. 

(2) Die Versicherten haben die persönlichen Schutzausrüstun­
gen bestimmungsgemäß zu benutzen, regelmäßig auf ihren ord­
nungsgemäßen Zustand zu prüfen und festgestellte Mängel dem 
Unternehmer unverzüglich zu melden. 

§ 31 
Besondere Unterweisungen 

Für persönliche Schutzausrüstungen, die gegen tödliche Gefah­
ren oder bleibende Gesundheitsschäden schützen sollen, hat der 
Unternehmer die nach § 3 Absatz 2 der PSA-Benutzungsverord­
nung bereitzuhaltende Benutzungsinformation den Versicherten 
im Rahmen von Unterweisungen mit Übungen zu vermitteln. 

Fünftes Kapitel:
 
Ordnungswidrigkeiten
 

§ 32 
Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 209 Absatz 1 Nummer 1 Sozial­
gesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII) handelt, wer vorsätzlich
 
oder fahrlässig den Bestimmungen der
 

§ 2 Abs. 5,
 
§ 12 Abs. 2,
 
§ 15 Abs. 2,
 
§ 20 Abs. 1,
 
§ 24 Abs. 6,
 
§ 25 Abs. 1, 4 Nr. 1 oder 3,
 
§ 26 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1,
 
§ 27 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 3, Abs. 3,
 
§ 29 Abs. 2 Satz 2 oder
 
§ 30
 

zuwiderhandelt.
 

Sechstes Kapitel:
 
Aufhebung von Unfallverhütungsvorschriften
 

§ 33 
Aufhebung von Unfallverhütungsvorschriften 

Folgende Unfallverhütungsvorschrift wird aufgehoben: 

„Grundsätze der Prävention“ (GUV-V A1) vom Juli 2004 

Siebtes Kapitel:
 
Inkrafttreten
 

§ 34 
Inkrafttreten 

Diese Unfallverhütungsvorschrift tritt am 01.10.2014 in Kraft. 
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Anlage 1 
(zu § 2 Abs. 1) 

Staatliche Arbeitsschutzvorschriften, in denen vom Unterneh­
mer zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und
 
arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren zu treffende Maßnahmen
 
näher bestimmt sind, sind - in ihrer jeweils gültigen Fassung ­
insbesondere:
 

- Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG),
 
- Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV),
 
- Baustellenverordnung (BaustellV),
 
- Bildschirmarbeitsverordnung (BildscharbV),
 
- Biostoffverordnung (BioStoffV),
 
- Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV),
 
- Gefahrstoffverordnung (GefStoffV),
 
- Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverordnung
 

(LärmVibrationsArbSchV), 
- Lastenhandhabungsverordnung (LasthandhabV), 
- PSA-Benutzungsverordnung (PSA-BV), 
- Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV), 
- Verordnung zum Schutz der Beschäftigten vor Gefährdun­

gen durch künstliche optische Strahlung (OStrV). 

Die vorstehende Auflistung ist nicht abschließend. 

Der gesetzliche Auftrag der Unfallversicherungsträger zur Ver­
hütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbe­
dingten Gesundheitsgefahren gilt auch für Unternehmer und 
Versicherte, die nicht unmittelbar durch die Anwendungsberei­
che der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften erfasst sind. 

Anlage 2 
(zu § 26 Abs. 2) 

Voraussetzungen für die Ermächtigung als Stelle für die Aus-
und Fortbildung in der Ersten Hilfe Stellen, die Aus- und Fort­
bildung in der Ersten Hilfe durchführen, bedürfen einer schrift­
lichen Vereinbarung, welche Art und Umfang der Aus- und Fort­
bildungsleistungen und die Höhe der Lehrgangsgebühren regelt. 

Allgemeine Grundsätze 

1.1 Antrag auf Ermächtigung 

Der Antrag auf Ermächtigung ist beim zuständigen Unfallversi­
cherungsträger einzureichen. 

1.2 Prüfung 

Der Unfallversicherungsträger sowie von dem Unfallversiche­
rungsträger beauftragte Personen sind jederzeit berechtigt, die 
Lehrgangsräume, die Lehrgangseinrichtungen, die Unterrichts-
mittel sowie die Durchführung der Lehrgänge zu prüfen. 

1.3 Befristung,Widerruf der Ermächtigung 

Die Ermächtigung wird befristet und unter dem Vorbehalt des 
Widerrufes nach Prüfung der personellen, sachlichen und orga­
nisatorischen Voraussetzungen erteilt. 

1.4 Änderung einer Voraussetzung 

Jede Änderung einer Voraussetzung, die der Ermächtigung zu 
Grunde liegt, ist unverzüglich dem zuständigen Unfallversiche­
rungsträger anzuzeigen. 

2 Personelle Voraussetzungen 

2.1 Medizinischer Hintergrund 

Der Antragsteller muss nachweisen, dass die Aus- und Fortbil­
dung in der Ersten Hilfe unter der Verantwortung eines hierfür 
geeigneten Arztes steht. 

Geeignet sind Ärzte mit dem Fachkundenachweis Rettungs­
dienst oder der Zusatzbezeichnung Rettungsmedizin oder ver­
gleichbarer Qualifikation. Ferner müssen die Ärzte eingehende 
Kenntnisse über Empfehlungen für die Erste Hilfe des Deut­
schen Beirates für Erste Hilfe und Wiederbelebung bei der 
Bundesärztekammer besitzen. 

2.2 Lehrkräfte 

Der Antragsteller muss nachweisen, dass er selbst zur Ausbil­
dung befähigt ist oder über entsprechende Lehrkräfte in ausrei­
chender Zahl verfügt. 

Die Befähigung ist gegeben, wenn die Lehrkraft durch Vorlage 
einer gültigen Bescheinigung nachweist, dass sie an einem spe­
ziellen Ausbildungslehrgang für die Erste Hilfe bei einer geeig­
neten Stelle zur Ausbildung von Lehrkräften teilgenommen hat. 
Die Lehrkraft muss in angemessenen Zeitabständen fortgebildet 
werden. 

2.3 Erfahrung in Organisation und Durchführung der 
Ersten Hilfe 

Der Antragsteller muss nachweisen, dass er über besondere Er­
fahrungen in Organisation und Durchführung der Ersten Hilfe 
verfügt. Das ist der Fall, wenn er oder seine Lehrkräfte in der Re­
gel seit mindestens drei Jahren im öffentlichen oder betrieb­
lichen Rettungsdienst tätig sind und Einsatzerfahrung nachwei­
sen können. 

2.4 Versicherungsschutz 

Der Antragsteller muss nachweisen, dass er eine Haftpflichtver­
sicherung abgeschlossen hat, die eventuelle Personen- und 
Sachschäden, die im Zusammenhang mit der Aus- und Fortbil­
dung stehen, abdeckt. 

3 Sachliche Voraussetzungen 

3.1 Lehrgangsräume, -einrichtungen und Unterrichtsmittel 

Für die Lehrgänge müssen geeignete Räume, Einrichtungen und 
Unterrichtsmittel vorhanden sein. Es muss mindestens ein Raum 
zur Verfügung stehen, in dem 20 Personen durch theoretischen 
Unterricht, praktische Demonstrationen und Übungen in der 
Ersten Hilfe unterwiesen werden können. Der Raum muss über 
ausreichende Beleuchtung verfügen. Zudem müssen Sitz- und 
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Schreibmöglichkeiten sowie Waschgelegenheiten und Toiletten 
vorhanden sein. 

Es müssen die notwendigen Unterrichtsmittel, insbesondere De­
monstrations- und Übungsmaterialien sowie geeignete Medien, 
wie Tageslichtprojektor und Lehrfolien, vollzählig und funktions­
tüchtig zur Verfügung stehen. 

Die Demonstrations- und Übungsmaterialien, insbesondere die 
Geräte zum Üben der Atemspende und der Herzdruckmassage, 
unterliegen besonderen Anforderungen der Hygiene und müssen 
nachweislich desinfiziert werden. 

Organisatorische Voraussetzungen 

4.1 Anzahl der Teilnehmer 

An einem Lehrgang sollen in der Regel mindestens 10 und nicht 
mehr als 15 Personen teilnehmen. Die Teilnehmerzahl darf je­
doch, auch bei Anwesenheit eines Ausbildungshelfers, 20 Per­
sonen nicht übersteigen. 

4.2 Ausbildungsleistung 

Der Antragsteller muss gewährleisten, dass jährlich mindestens 
100 Versicherte aus- oder fortgebildet werden. 

4.3 Inhalt und Umfang der Lehrgänge 

Die Aus- und Fortbildung muss nach Inhalt und Umfang sowie 
in methodisch-didaktischer Hinsicht mindestens dem Stoff ent­
sprechen, der in sachlicher Übereinstimmung mit den in der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Erste Hilfe vertretenen Hilfsorgani­
sationen und unter Berücksichtigung von Empfehlungen des 
Deutschen Beirates für Erste Hilfe und Wiederbelebung bei der 
Bundesärztekammer in den Lehrplänen und Leitfäden zum 
Erste-Hilfe-Lehrgang festgelegt ist. 

4.4 Teilnehmerunterlagen 

Jedem Teilnehmer an einer Aus- und Fortbildungsmaßnahme ist 
eine Informationsschrift über die Lehrinhalte auszuhändigen, 
die mindestens den Inhalten der Information „Handbuch zur 
Ersten Hilfe“ (BGI/GUV-I 829) entspricht. 

4.5 Teilnahmebescheinigung 

Jedem Teilnehmer ist eine Teilnahmebescheinigung auszuhändi­
gen. Die Bescheinigung über die Aus- und die Fortbildung in der 
Ersten Hilfe darf jeweils nur erteilt werden, wenn die Lehrkraft 
die Überzeugung gewonnen hat, dass der Teilnehmer nach re­
gelmäßigem Besuch die erforderlichen Kenntnisse und Fähig­
keiten gemäß Abschnitt 4.3 besitzt. 

4.6 Dokumentation 

Die ermächtigte Stelle hat über die durchgeführten Lehrgänge 
folgende Aufzeichnungen zu führen: 

- Art der jeweiligen Aus- oder Fortbildungsmaßnahme,
 
- Ort und Zeit der Maßnahme,
 
- Name des verantwortlichen Arztes,
 
- Name der Lehrkraft,
 
- Name, Geburtsdatum und Unterschrift des Teilnehmers,
 
- Arbeitgeber des Teilnehmers,
 
- Kosten tragender Unfallversicherungsträger.
 

Die Aufzeichnungen sind fünf Jahre aufzubewahren und auf An­
forderung des Unfallversicherungsträgers vorzulegen.
 

5 Besondere Voraussetzungen für die Erste-Hilfe-Aus- und 
Fortbildung in Bildungs- und Betreuungseinrichtungen 
für Kinder 

Diese Ausbildung enthält Erste-Hilfe-Maßnahmen für Erwach­
sene und Kinder und bedarf neben den oben genannten Voraus­
setzungen auf die Ausbildungsform abgestimmte Lehrgangsin­
halte, weitere sachliche Ausstattungen, eine Zusatzqualifikation 
der Lehrkräfte sowie die Aushändigung einer Informations­
schrift, die mindestens der Information „Handbuch zur Ersten 
Hilfe in Bildungs- und Betreuungseinrichtungen für Kinder“ 
(BGI/GUV-I 5146) entspricht. 

Der Vorsitzende der Vertreterversammlung 

Andreas Siemat 

Genehmigung 

Die Inkraftsetzung der vorstehenden Unfallverhütungsvor­
schrift „Grundsätze der Prävention“ (DGUV Vorschrift 1) wird 
genehmigt. 

Potsdam, den 04.08.2014 
AZ: 36-3004/A35/V03 

Land Brandenburg
 
Ministerium für Arbeit, Soziales,
 

Gesundheit und Familie
 

Im Auftrag
 

(Siegel) 

E.-F. Pernack 
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Außerkraftsetzung von Unfallverhütungsvorschriften 
der Unfallkasse Brandenburg 

Bekanntmachung der Unfallkasse Brandenburg
 
Vom 24. September 2014
 

Auf der Grundlage des § 15 Absatz 1 Sozialgesetzbuch Siebtes 
Buch (SGB VII) hat die Vertreterversammlung der Unfallkasse 
Brandenburg in ihrer Sitzung am 02.04.2014 in Frankfurt (Oder) 
beschlossen: 

Die Unfallverhütungsvorschrift 

- „Grundsätze der Prävention“	 (GUV-V A1) von 07/2004, 
gültig seit 01.04.2005, 

wird mit dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung der Außer­
kraftsetzung für die Mitglieder der Unfallkasse Brandenburg au­
ßer Kraft gesetzt. 

Der Vorsitzende der Vertreterversammlung 

Andreas Siemat 

Genehmigung 

Die Außerkraftsetzung der vorstehenden Unfallverhütungsvor­
schrift 

- „Grundsätze der Prävention“	 (GUV-V A1) 

wird genehmigt. 

Potsdam, den 04.08.2014 
AZ: 36-3004/A35/V03 

Land Brandenburg
 
Ministerium für Arbeit, Soziales,
 

Gesundheit und Familie
 
Postfach 60 11 63
 
14411 Potsdam
 

Im Auftrag
 

(Siegel) 

E.-F. Pernack 

Unfallverhütungsvorschrift 

der Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg
 

Bekanntmachung der Feuerwehr-Unfallkasse 

Brandenburg 


Vom 24. September 2014
 

Auf der Grundlage des § 15 Absatz 1 Sozialgesetzbuch Siebtes 
Buch (SGB VII) hat die Vertreterversammlung der Feuerwehr-
Unfallkasse Brandenburg durch schriftliches Abstimmungsver­
fahren, Abstimmung gemäß § 17 Absatz 4 der Geschäftsordnung 
der Vertreterversammlung der Feuerwehr-Unfallkasse Branden­
burg, am 20.06.2014 die Unfallverhütungsvorschrift „Grundsät­
ze der Prävention“ (DGUV Vorschrift 1) beschlossen, welche 
gemäß § 15 Absatz 5 SGB VII öffentlich bekannt zu machen ist. 

Unfallverhütungsvorschrift 
„Grundsätze der Prävention“ 

(DGUV Vorschrift 1) 

vom November 2013 

Erstes Kapitel:
 
Allgemeine Vorschriften
 

§ 1 
Geltungsbereich von Unfallverhütungsvorschriften 

(1) Unfallverhütungsvorschriften gelten für Unternehmer und 
Versicherte; sie gelten auch 

- für Unternehmer und Beschäftigte von ausländischen Unter­
nehmen, die eine Tätigkeit im Inland ausüben, ohne einem 
Unfallversicherungsträger anzugehören; 

- soweit in dem oder für das Unternehmen Versicherte tätig 
werden, für die ein anderer Unfallversicherungsträger zu­
ständig ist. 

(2) Für Unternehmer mit Versicherten nach § 2 Absatz 1 Num­
mer 8 Buchstabe b Sozialgesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII) 
gilt diese Unfallverhütungsvorschrift nur, soweit nicht der inne­
re Schulbereich betroffen ist. 

Zweites Kapitel:
 
Pflichten des Unternehmers
 

§ 2 
Grundpflichten des Unternehmers 

(1) Der Unternehmer hat die erforderlichen Maßnahmen zur 
Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeits­
bedingten Gesundheitsgefahren sowie für eine wirksame Erste 
Hilfe zu treffen. Die zu treffenden Maßnahmen sind insbeson­
dere in staatlichen Arbeitsschutzvorschriften (Anlage 1), dieser 
Unfallverhütungsvorschrift und in weiteren Unfallverhütungs­
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vorschriften näher bestimmt. Die in staatlichem Recht bestimm­
ten Maßnahmen gelten auch zum Schutz von Versicherten, die 
keine Beschäftigten sind. 

(2) Der Unternehmer hat bei den Maßnahmen nach Absatz 1 von 
den allgemeinen Grundsätzen nach § 4 Arbeitsschutzgesetz aus­
zugehen und dabei vorrangig das staatliche Regelwerk sowie das 
Regelwerk der Unfallversicherungsträger heranzuziehen. 

(3) Der Unternehmer hat die Maßnahmen nach Absatz 1 ent­
sprechend den Bestimmungen des § 3 Absatz 1 Sätze 2 und 3 
und Absatz 2 Arbeitsschutzgesetz zu planen, zu organisieren, 
durchzuführen und erforderlichenfalls an veränderte Gegeben­
heiten anzupassen. 

(4) Der Unternehmer darf keine sicherheitswidrigen Weisungen 
erteilen. 

(5) Kosten für Maßnahmen nach dieser Unfallverhütungsvor­
schrift und den für ihn sonst geltenden Unfallverhütungsvor­
schriften darf der Unternehmer nicht den Versicherten auferle­
gen. 

§ 3 
Beurteilung der Arbeitsbedingungen, Dokumentation,
 

Auskunftspflichten
 

(1) Der Unternehmer hat durch eine Beurteilung der für die Ver­
sicherten mit ihrer Arbeit verbundenen Gefährdungen entspre­
chend § 5 Absatz 2 und 3 Arbeitsschutzgesetz zu ermitteln, wel­
che Maßnahmen nach § 2 Absatz 1 erforderlich sind. 

(2) Der Unternehmer hat Gefährdungsbeurteilungen insbeson­
dere dann zu überprüfen, wenn sich die betrieblichen Gegeben­
heiten hinsichtlich Sicherheit und Gesundheitsschutz verändert 
haben. 

(3) Der Unternehmer hat entsprechend § 6 Absatz 1 Arbeits­
schutzgesetz das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung nach 
Absatz 1, die von ihm festgelegten Maßnahmen und das Ergeb­
nis ihrer Überprüfung zu dokumentieren. 

(4) Der Unternehmer hat dem Unfallversicherungsträger alle In­
formationen über die im Betrieb getroffenen Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes auf Wunsch zur Kenntnis zu geben. 

(5) Für Personen, die in Unternehmen zur Hilfe bei Unglücks­
fällen oder im Zivilschutz unentgeltlich tätig werden, hat der 
Unternehmer, der für die vorgenannten Personen zuständig ist, 
Maßnahmen zu ergreifen, die denen nach Absatz 1 bis 4 gleich­
wertig sind. 

§ 4 
Unterweisung der Versicherten 

(1) Der Unternehmer hat die Versicherten über Sicherheit und 
Gesundheitsschutz bei der Arbeit, insbesondere über die mit 
ihrer Arbeit verbundenen Gefährdungen und die Maßnahmen 
zu ihrer Verhütung, entsprechend § 12 Absatz 1 Arbeitsschutz­

gesetz sowie bei einer Arbeitnehmerüberlassung entsprechend 
§ 12 Absatz 2 Arbeitsschutzgesetz zu unterweisen; die Unterwei­
sung muss erforderlichenfalls wiederholt werden, mindestens 
aber einmal jährlich erfolgen; sie muss dokumentiert werden. 

(2) Der Unternehmer hat den Versicherten die für ihren Arbeits­
bereich oder für ihre Tätigkeit relevanten Inhalte der geltenden 
Unfallverhütungsvorschriften und Regeln der Unfallversiche­
rungsträger sowie des einschlägigen staatlichen Vorschriften-
und Regelwerks in verständlicher Weise zu vermitteln. 

(3) Der Unternehmer nach § 136 Absatz 3 Nummer 3 Alternati­
ve 2 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII) hat den Schul­
hoheitsträger hinsichtlich Unterweisungen für Versicherte nach 
§ 2 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe b SGB VII zu unterstützen. 

§ 5 
Vergabe von Aufträgen 

(1) Erteilt der Unternehmer den Auftrag, 

1. 	 Einrichtungen zu planen, herzustellen, zu ändern oder in 
Stand zu setzen, 

2. 	 Arbeitsverfahren zu planen oder zu gestalten, 

so hat er dem Auftragnehmer schriftlich aufzugeben, die in § 2 
Absatz 1 und 2 genannten für die Durchführung des Auftrags 
maßgeblichen Vorgaben zu beachten. 

(2) Erteilt der Unternehmer den Auftrag, Arbeitsmittel, Ausrüs­
tungen oder Arbeitsstoffe zu liefern, so hat er dem Auftragneh­
mer schriftlich aufzugeben, im Rahmen seines Auftrags die für 
Sicherheit und Gesundheitsschutz einschlägigen Anforderungen 
einzuhalten. 

(3) Bei der Erteilung von Aufträgen an ein Fremdunternehmen 
hat der den Auftrag erteilende Unternehmer den Fremdunter­
nehmer bei der Gefährdungsbeurteilung bezüglich der betriebs­
spezifischen Gefahren zu unterstützen. Der Unternehmer hat 
ferner sicherzustellen, dass Tätigkeiten mit besonderen Gefah­
ren durch Aufsichtführende überwacht werden, die die Durch­
führung der festgelegten Schutzmaßnahmen sicherstellen. Der 
Unternehmer hat ferner mit dem Fremdunternehmen Einver­
nehmen herzustellen, wer den Aufsichtführenden zu stellen hat. 

§ 6 
Zusammenarbeit mehrerer Unternehmer 

(1) Werden Beschäftigte mehrerer Unternehmer oder selbstän­
dige Einzelunternehmer an einem Arbeitsplatz tätig, haben die 
Unternehmer hinsichtlich der Sicherheit und des Gesundheits­
schutzes der Beschäftigten, insbesondere hinsichtlich der Maß­
nahmen nach § 2 Absatz 1, entsprechend § 8 Absatz 1 Arbeits­
schutzgesetz zusammenzuarbeiten. Insbesondere haben sie, so­
weit es zur Vermeidung einer möglichen gegenseitigen Gefähr­
dung erforderlich ist, eine Person zu bestimmen, die die Arbei­
ten aufeinander abstimmt; zur Abwehr besonderer Gefahren ist 
sie mit entsprechender Weisungsbefugnis auszustatten. 
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(2) Der Unternehmer hat sich je nach Art der Tätigkeit zu verge­
wissern, dass Personen, die in seinem Betrieb tätig werden, hin­
sichtlich der Gefahren für ihre Sicherheit und Gesundheit wäh­
rend ihrer Tätigkeit in seinem Betrieb angemessene Anweisun­
gen erhalten haben. 

§ 7 
Befähigung für Tätigkeiten 

(1) Bei der Übertragung von Aufgaben auf Versicherte hat der 
Unternehmer je nach Art der Tätigkeiten zu berücksichtigen, ob 
die Versicherten befähigt sind, die für die Sicherheit und den Ge­
sundheitsschutz bei der Aufgabenerfüllung zu beachtenden Be­
stimmungen und Maßnahmen einzuhalten. Der Unternehmer 
hat die für bestimmte Tätigkeiten festgelegten Qualifizierungs­
anforderungen zu berücksichtigen. 

(2) Der Unternehmer darf Versicherte, die erkennbar nicht in der 
Lage sind, eine Arbeit ohne Gefahr für sich oder andere auszu­
führen, mit dieser Arbeit nicht beschäftigen. 

§ 8 
Gefährliche Arbeiten 

(1) Wenn eine gefährliche Arbeit von mehreren Personen ge­
meinschaftlich ausgeführt wird und sie zur Vermeidung von Ge­
fahren eine gegenseitige Verständigung erfordert, hat der Unter­
nehmer dafür zu sorgen, dass eine zuverlässige, mit der Arbeit 
vertraute Person die Aufsicht führt. 

(2) Wird eine gefährliche Arbeit von einer Person allein ausge­
führt, so hat der Unternehmer über die allgemeinen Schutzmaß­
nahmen hinaus für geeignete technische oder organisatorische 
Personenschutzmaßnahmen zu sorgen. 

§ 9 
Zutritts- und Aufenthaltsverbote 

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Unbefugte Betriebs­
teile nicht betreten, wenn dadurch eine Gefahr für Sicherheit und 
Gesundheit entsteht. 

§ 10 
Besichtigung des Unternehmens, Erlass einer Anordnung, 

Auskunftspflicht 

(1) Der Unternehmer hat den Aufsichtspersonen des Unfallver­
sicherungsträgers die Besichtigung seines Unternehmens zu er­
möglichen und sie auf ihr Verlangen zu begleiten oder durch ei­
nen geeigneten Vertreter begleiten zu lassen. 

(2) Erlässt die Aufsichtsperson des Unfallversicherungsträgers 
eine Anordnung und setzt sie hierbei eine Frist, innerhalb der die 
verlangten Maßnahmen zu treffen sind, so hat der Unternehmer 
nach Ablauf der Frist unverzüglich mitzuteilen, ob er die ver­
langten Maßnahmen getroffen hat. 

(3) Der Unternehmer hat den Aufsichtspersonen des Unfallver­
sicherungsträgers auf Verlangen die zur Durchführung ihrer 
Überwachungsaufgabe erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Er 
hat die Aufsichtspersonen zu unterstützen, soweit dies zur Erfül­
lung ihrer Aufgaben erforderlich ist. 

§ 11 
Maßnahmen bei Mängeln 

Tritt bei einem Arbeitsmittel, einer Einrichtung, einem Arbeits­
verfahren bzw. Arbeitsablauf ein Mangel auf, durch den für die 
Versicherten sonst nicht abzuwendende Gefahren entstehen, hat 
der Unternehmer das Arbeitsmittel oder die Einrichtung der wei­
teren Benutzung zu entziehen oder stillzulegen bzw. das Ar­
beitsverfahren oder den Arbeitsablauf abzubrechen, bis der 
Mangel behoben ist. 

§ 12 
Zugang zu Vorschriften und Regeln 

(1) Der Unternehmer hat den Versicherten die für sein Unter­
nehmen geltenden Unfallverhütungsvorschriften und Regeln der 
Unfallversicherungsträger sowie die einschlägigen staatlichen 
Vorschriften und Regeln an geeigneter Stelle zugänglich zu ma­
chen. 

(2) Der Unternehmer hat den mit der Durchführung und Unter­
stützung von Maßnahmen nach § 2 Absatz 1 betrauten Personen 
die nach dem Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung (§ 3 Absatz 1 
und 2) für ihren Zuständigkeitsbereich geltenden Vorschriften 
und Regeln zur Verfügung zu stellen. 

§ 13 
Pflichtenübertragung 

Der Unternehmer kann zuverlässige und fachkundige Personen 
schriftlich damit beauftragen, ihm nach Unfallverhütungsvor­
schriften obliegende Aufgaben in eigener Verantwortung wahr­
zunehmen. Die Beauftragung muss den Verantwortungsbereich 
und Befugnisse festlegen und ist vom Beauftragten zu unter­
zeichnen. Eine Ausfertigung der Beauftragung ist ihm auszu­
händigen. 

§ 14 
Ausnahmen 

(1) Der Unternehmer kann bei dem Unfallversicherungsträger 
im Einzelfall Ausnahmen von Unfallverhütungsvorschriften 
schriftlich beantragen. Dem Antrag ist eine Stellungnahme der 
betrieblichen Arbeitnehmervertretung beizufügen; im Falle ei­
nes Antrages durch eine Kindertageseinrichtung, eine allgemein 
bildende oder berufsbildende Schule oder eine Hochschule ist 
zusätzlich der Leitung der Einrichtung Gelegenheit zur Stel­
lungnahme zu geben. 

(2) Der Unfallversicherungsträger kann dem Antrag nach Ab­
satz 1 entsprechen, wenn 
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1. 	 der Unternehmer eine andere, ebenso wirksame Maßnahme 
trifft 

oder 

2. 	 die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer un­
verhältnismäßigen Härte führen würde und die Abweichung 
mit dem Schutz der Versicherten vereinbar ist. 

(3) Betrifft der Antrag nach Absatz 1 Regelungen in Unfallver­
hütungsvorschriften, die zugleich Gegenstand staatlicher Ar­
beitsschutzvorschriften sind, hat der Unfallversicherungsträger 
eine Stellungnahme der für die Durchführung der staatlichen Ar­
beitsschutzvorschriften zuständigen staatlichen Arbeitsschutz­
behörde einzuholen und zu berücksichtigen. 

(4) In staatlichen Arbeitsschutzvorschriften enthaltene Verfah­
rensvorschriften, insbesondere über Genehmigungen, Erlaub­
nisse, Ausnahmen, Anzeigen und Vorlagepflichten, bleiben von 
dieser Unfallverhütungsvorschrift unberührt; die nach diesen 
Bestimmungen zu treffenden behördlichen Maßnahmen oblie­
gen den zuständigen Arbeitsschutzbehörden. 

Drittes Kapitel:
 
Pflichten des Versicherten
 

§ 15 
Allgemeine Unterstützungspflichten und Verhalten 

(1) Die Versicherten sind verpflichtet, nach ihren Möglichkeiten 
sowie gemäß der Unterweisung und Weisung des Unternehmers 
für ihre Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit sowie für 
Sicherheit und Gesundheitsschutz derjenigen zu sorgen, die von 
ihren Handlungen oder Unterlassungen betroffen sind. Die Ver­
sicherten haben die Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsun­
fällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsge­
fahren sowie für eine wirksame Erste Hilfe zu unterstützen. Ver­
sicherte haben die entsprechenden Anweisungen des Unterneh­
mers zu befolgen. Die Versicherten dürfen erkennbar gegen 
Sicherheit und Gesundheit gerichtete Weisungen nicht befolgen. 

(2) Versicherte dürfen sich durch den Konsum von Alkohol, 
Drogen oder anderen berauschenden Mitteln nicht in einen Zu­
stand versetzen, durch den sie sich selbst oder andere gefährden 
können. 

(3) Absatz 2 gilt auch für die Einnahme von Medikamenten. 

§ 16 
Besondere Unterstützungspflichten 

(1) Die Versicherten haben dem Unternehmer oder dem zustän­
digen Vorgesetzten jede von ihnen festgestellte unmittelbare er­
hebliche Gefahr für die Sicherheit und Gesundheit sowie jeden 
an den Schutzvorrichtungen und Schutzsystemen festgestellten 
Defekt unverzüglich zu melden. Unbeschadet dieser Pflicht sol­
len die Versicherten von ihnen festgestellte Gefahren für Sicher­
heit und Gesundheit und Mängel an den Schutzvorrichtungen 
und Schutzsystemen auch der Fachkraft für Arbeitssicherheit, 
dem Betriebsarzt oder dem Sicherheitsbeauftragten mitteilen. 

(2) Stellt ein Versicherter fest, dass im Hinblick auf die Verhü­
tung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbeding­
ten Gesundheitsgefahren 

- ein Arbeitsmittel oder eine sonstige Einrichtung einen Man­
gel aufweist, 

- Arbeitsstoffe nicht einwandfrei verpackt, gekennzeichnet 
oder beschaffen sind 

oder 

-	 ein Arbeitsverfahren oder Arbeitsabläufe Mängel aufweisen, 

hat er, soweit dies zu seiner Arbeitsaufgabe gehört und er über 
die notwendige Befähigung verfügt, den festgestellten Mangel 
unverzüglich zu beseitigen. Andernfalls hat er den Mangel dem 
Vorgesetzten unverzüglich zu melden. 

§ 17 
Benutzung von Einrichtungen,Arbeitsmitteln 

und Arbeitsstoffen 

Versicherte haben Einrichtungen, Arbeitsmittel und Arbeitsstof­
fe sowie Schutzvorrichtungen bestimmungsgemäß und im Rah­
men der ihnen übertragenen Arbeitsaufgaben zu benutzen. 

§ 18 
Zutritts- und Aufenthaltsverbote 

Versicherte dürfen sich an gefährlichen Stellen nur im Rahmen 
der ihnen übertragenen Aufgaben aufhalten. 

Viertes Kapitel:
 
Organisation des betrieblichen Arbeitsschutzes
 

Erster Abschnitt
 
Sicherheitstechnische und betriebsärztliche Betreuung,
 

Sicherheitsbeauftragte
 

§ 19 
Bestellung von Fachkräften für Arbeitssicherheit 

und Betriebsärzten 

(1) Der Unternehmer hat nach Maßgabe des Gesetzes über Be­
triebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Ar­
beitssicherheit (Arbeitssicherheitsgesetz) und der hierzu erlas­
senen Unfallverhütungsvorschriften Fachkräfte für Arbeits­
sicherheit und Betriebsärzte zu bestellen. 

(2) Der Unternehmer hat die Zusammenarbeit der Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit und der Betriebsärzte zu fördern. 

§ 20 
Bestellung und Aufgaben von Sicherheitsbeauftragten 

(1) In Unternehmen mit regelmäßig mehr als 20 Beschäftigten 
hat der Unternehmer unter Berücksichtigung der im Unterneh­
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men bestehenden Verhältnisse hinsichtlich der Arbeitsbedingun­
gen, der Arbeitsumgebung sowie der Arbeitsorganisation 
Sicherheitsbeauftragte in der erforderlichen Anzahl zu bestellen. 
Kriterien für die Anzahl der Sicherheitsbeauftragten sind: 

- im Unternehmen bestehende Unfall- und Gesundheits­
gefahren, 

- räumliche Nähe der zuständigen Sicherheitsbeauftragten zu 
den Beschäftigten, 

- zeitliche Nähe der zuständigen Sicherheitsbeauftragten zu 
den Beschäftigten, 

- fachliche Nähe der zuständigen Sicherheitsbeauftragten zu 
den Beschäftigten, 

-	 Anzahl der Beschäftigten. 

(2) Die Sicherheitsbeauftragten haben den Unternehmer bei der 
Durchführung der Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfäl­
len und Berufskrankheiten zu unterstützen, insbesondere sich 
von dem Vorhandensein und der ordnungsgemäßen Benutzung 
der vorgeschriebenen Schutzeinrichtungen und persönlichen 
Schutzausrüstungen zu überzeugen und auf Unfall- und Ge­
sundheitsgefahren für die Versicherten aufmerksam zu machen. 

(3) Der Unternehmer hat den Sicherheitsbeauftragten Gelegen­
heit zu geben, ihre Aufgaben zu erfüllen, insbesondere in ihrem 
Bereich an den Betriebsbesichtigungen sowie den Untersuchun­
gen von Unfällen und Berufskrankheiten durch die Aufsichts­
personen der Unfallversicherungsträger teilzunehmen; den 
Sicherheitsbeauftragten sind die hierbei erzielten Ergebnisse zur 
Kenntnis zu geben. 

(4) Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass die Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit und Betriebsärzte mit den Sicherheitsbeauf­
tragten eng zusammenwirken. 

(5) Die Sicherheitsbeauftragten dürfen wegen der Erfüllung der 
ihnen übertragenen Aufgaben nicht benachteiligt werden. 

(6) Der Unternehmer hat den Sicherheitsbeauftragten Gelegen­
heit zu geben, an Aus- und Fortbildungsmaßnahmen des Unfall­
versicherungsträgers teilzunehmen, soweit dies im Hinblick auf 
die Betriebsart und die damit für die Versicherten verbundenen 
Unfall- und Gesundheitsgefahren sowie unter Berücksichtigung 
betrieblicher Belange erforderlich ist. 

Zweiter Abschnitt
 
Maßnahmen bei besonderen Gefahren
 

§ 21 
Allgemeine Pflichten des Unternehmers 

(1) Der Unternehmer hat Vorkehrungen zu treffen, dass alle Ver­
sicherten, die einer unmittelbaren erheblichen Gefahr ausgesetzt 
sind oder sein können, möglichst frühzeitig über diese Gefahr 
und die getroffenen oder zu treffenden Schutzmaßnahmen unter­
richtet sind. Bei unmittelbarer erheblicher Gefahr für die eigene 
Sicherheit oder die Sicherheit anderer Personen müssen die Ver­
sicherten die geeigneten Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und 
Schadensbegrenzung selbst treffen können, wenn der zuständi­
ge Vorgesetzte nicht erreichbar ist; dabei sind die Kenntnisse der 

Versicherten und die vorhandenen technischen Mittel zu be­
rücksichtigen. 

(2) Der Unternehmer hat Maßnahmen zu treffen, die es den Ver­
sicherten bei unmittelbarer erheblicher Gefahr ermöglichen, 
sich durch sofortiges Verlassen der Arbeitsplätze in Sicherheit 
zu bringen. 

§ 22 
Notfallmaßnahmen 

(1) Der Unternehmer hat entsprechend § 10 Arbeitsschutzgesetz 
die Maßnahmen zu planen, zu treffen und zu überwachen, die ins­
besondere für den Fall des Entstehens von Bränden, von Explo­
sionen, des unkontrollierten Austretens von Stoffen und von sons­
tigen gefährlichen Störungen des Betriebsablaufs geboten sind. 

(2) Der Unternehmer hat eine ausreichende Anzahl von Versi­
cherten durch Unterweisung und Übung im Umgang mit Feuer­
löscheinrichtungen zur Bekämpfung von Entstehungsbränden 
vertraut zu machen. 

§ 23 
Maßnahmen gegen Einflüsse des Wettergeschehens 

Beschäftigt der Unternehmer Versicherte im Freien und beste­
hen infolge des Wettergeschehens Unfall- und Gesundheitsge­
fahren, so hat er geeignete Maßnahmen am Arbeitsplatz vorzu­
sehen, geeignete organisatorische Schutzmaßnahmen zu treffen 
oder erforderlichenfalls persönliche Schutzausrüstungen zur 
Verfügung zu stellen. 

Dritter Abschnitt
 
Erste Hilfe
 

§ 24 
Allgemeine Pflichten des Unternehmers 

(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass zur Ersten Hilfe 
und zur Rettung aus Gefahr die erforderlichen Einrichtungen 
und Sachmittel sowie das erforderliche Personal zur Verfügung 
stehen. 

(2) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass nach einem Un­
fall unverzüglich Erste Hilfe geleistet und eine erforderliche 
ärztliche Versorgung veranlasst wird. 

(3) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Verletzte sach­
kundig transportiert werden. 

(4) Der Unternehmer hat im Rahmen seiner Möglichkeiten dar­
auf hinzuwirken, dass Versicherte 

1. 	 einem Durchgangsarzt vorgestellt werden, es sei denn, dass 
der erstbehandelnde Arzt festgestellt hat, dass die Verletzung 
nicht über den Unfalltag hinaus zur Arbeitsunfähigkeit führt 
oder die Behandlungsbedürftigkeit voraussichtlich nicht 
mehr als eine Woche beträgt, 
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2. 	 bei einer schweren Verletzung einem der von den Unfallver­
sicherungsträgern bezeichneten Krankenhäuser zugeführt 
werden, 

3. 	 bei Vorliegen einer Augen- oder Hals-, Nasen-, Ohrenverlet­
zung dem nächsterreichbaren Arzt des entsprechenden Fach­
gebiets zugeführt werden, es sei denn, dass sich die Vorstel­
lung durch eine ärztliche Erstversorgung erübrigt hat. 

(5) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass den Versicherten 
durch Aushänge der Unfallversicherungsträger oder in anderer 
geeigneter schriftlicher Form Hinweise über die Erste Hilfe und 
Angaben über Notruf, Erste-Hilfe- und Rettungs-Einrichtungen, 
über das Erste-Hilfe-Personal sowie über herbeizuziehende Ärz­
te und anzufahrende Krankenhäuser gemacht werden. Die Hin­
weise und die Angaben sind aktuell zu halten. 

(6) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass jede Erste-Hilfe-
Leistung dokumentiert und diese Dokumentation fünf Jahre 
lang verfügbar gehalten wird. Die Dokumente sind vertraulich 
zu behandeln. 

(7) Der Schulsachkostenträger als Unternehmer nach § 136 Ab­
satz 3 Nummer 3 Alternative 2 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch 
(SGB VII) hat den Schulhoheitsträger bei der Durchführung von 
Maßnahmen zur Sicherstellung einer wirksamen Ersten Hilfe für 
Versicherte nach § 2 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe b SGB VII 
zu unterstützen. 

§ 25 
Erforderliche Einrichtungen und Sachmittel 

(1) Der Unternehmer hat unter Berücksichtigung der betrieb­
lichen Verhältnisse durch Meldeeinrichtungen und organisatori­
sche Maßnahmen dafür zu sorgen, dass unverzüglich die not­
wendige Hilfe herbeigerufen und an den Einsatzort geleitet wer­
den kann. 

(2) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Mittel zur Ersten 
Hilfe jederzeit schnell erreichbar und leicht zugänglich in ge­
eigneten Behältnissen, gegen schädigende Einflüsse geschützt, 
in ausreichender Menge bereitgehalten sowie rechtzeitig ergänzt 
und erneuert werden. 

(3) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass unter Berück­
sichtigung der betrieblichen Verhältnisse Rettungsgeräte und 
Rettungstransportmittel bereitgehalten werden. 

(4) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass mindestens ein 
mit Rettungstransportmitteln leicht erreichbarer Erste-Hilfe-
Raum oder eine vergleichbare Einrichtung 

1. 	 in einer Betriebsstätte mit mehr als 1000 dort beschäftigten 
Versicherten, 

2. 	 in einer Betriebsstätte mit 1000 oder weniger, aber mehr als 
100 dort beschäftigten Versicherten, wenn ihre Art und das 
Unfallgeschehen nach Art, Schwere und Zahl der Unfälle ei­
nen gesonderten Raum für die Erste Hilfe erfordern, 

3. 	 auf einer Baustelle mit mehr als 50 dort beschäftigten Versi­
cherten 

vorhanden ist. Nummer 3 gilt auch, wenn der Unternehmer zur 
Erbringung einer Bauleistung aus einem von ihm übernomme­
nen Auftrag Arbeiten an andere Unternehmer vergeben hat und 
insgesamt mehr als 50 Versicherte gleichzeitig tätig werden. 

(5) In Kindertageseinrichtungen, allgemein bildenden und be­
rufsbildenden Schulen sowie Hochschulen hat der Unternehmer 
geeignete Liegemöglichkeiten oder geeignete Räume mit Liege­
möglichkeit zur Erstversorgung von Verletzten in der erforder­
lichen Anzahl vorzuhalten. 

§ 26 
Zahl und Ausbildung der Ersthelfer 

(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass für die Erste-Hil­
fe-Leistung Ersthelfer mindestens in folgender Zahl zur Verfü­
gung stehen: 

1. 	 bei 2 bis zu 20 anwesenden Versicherten ein Ersthelfer, 

2. 	 bei mehr als 20 anwesenden Versicherten 

a.) in Verwaltungs- und Handelsbetrieben 5 %, 
b.) in sonstigen Betrieben 10 %, 
c.) in Kindertageseinrichtungen ein Ersthelfer je Kinder­

gruppe, 
d.) in Hochschulen 10 % der Versicherten nach § 2 Absatz 1 

Nummer 1 SGB VII. 

Von der Zahl der Ersthelfer nach Nummer 2 kann im Einverneh­
men mit dem Unfallversicherungsträger unter Berücksichtigung 
der Organisation des betrieblichen Rettungswesens und der Ge­
fährdung abgewichen werden. 

(2) Der Unternehmer darf als Ersthelfer nur Personen einsetzen, 
die bei einer von dem Unfallversicherungsträger für die Ausbil­
dung zur Ersten Hilfe ermächtigten Stelle ausgebildet worden 
sind oder über eine sanitätsdienstliche/rettungsdienstliche Aus­
bildung oder eine abgeschlossene Ausbildung in einem Beruf 
des Gesundheitswesens verfügen. Die Voraussetzungen für die 
Ermächtigung sind in der Anlage 2 zu dieser Unfallverhütungs­
vorschrift geregelt. 

(3) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die Ersthelfer in 
der Regel in Zeitabständen von zwei Jahren fortgebildet werden. 
Für die Fortbildung gilt Absatz 2 entsprechend. Personen mit ei­
ner sanitätsdienstlichen/rettungsdienstlichen Ausbildung oder 
einer entsprechenden Qualifikation in einem Beruf des Gesund­
heitswesens gelten als fortgebildet, wenn sie an vergleichbaren 
Fortbildungsveranstaltungen regelmäßig teilnehmen oder bei ih­
rer beruflichen oder ehrenamtlich sanitätsdienstlichen/rettungs­
dienstlichen Tätigkeit regelmäßig Erste-Hilfe-Maßnahmen durch­
führen. Der Unternehmer hat sich Nachweise über die Fortbil­
dung vorlegen zu lassen. 

(4) Ist nach Art des Betriebes, insbesondere auf Grund des Um­
ganges mit Gefahrstoffen, damit zu rechnen, dass bei Unfällen 
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Maßnahmen erforderlich werden, die nicht Gegenstand der all­
gemeinen Ausbildung zum Ersthelfer gemäß Absatz 2 sind, hat 
der Unternehmer für die erforderliche zusätzliche Aus- und 
Fortbildung zu sorgen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Unternehmer hinsichtlich 
der nach § 2 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe b Sozialgesetzbuch 
Siebtes Buch (SGB VII) Versicherten. 

§ 27 
Zahl und Ausbildung der Betriebssanitäter 

(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass mindestens ein 
Betriebssanitäter zur Verfügung steht, wenn 

1. 	 in einer Betriebsstätte mehr als 1500 Versicherte nach § 2 Ab­
satz 1 Nummer 1 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII) 
anwesend sind, 

2. 	 in einer Betriebsstätte 1 500 oder weniger, aber mehr als 
250 Versicherte nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 SGB VII an­
wesend sind und Art, Schwere und Zahl der Unfälle den Ein­
satz von Sanitätspersonal erfordern, 

3.	 auf einer Baustelle mehr als 100 Versicherte nach § 2 Absatz 1 
Nummer 1 SGB VII anwesend sind. 

Nummer 3 gilt auch, wenn der Unternehmer zur Erbringung 
einer Bauleistung aus einem von ihm übernommenen Auftrag 
Arbeiten an andere Unternehmer vergibt und insgesamt mehr als 
100 Versicherte gleichzeitig tätig werden. 

(2) In Betrieben nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 kann im Ein­
vernehmen mit dem Unfallversicherungsträger von Betriebssa­
nitätern abgesehen werden, sofern nicht nach Art, Schwere und 
Zahl der Unfälle ihr Einsatz erforderlich ist. Auf Baustellen nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 kann im Einvernehmen mit dem Un­
fallversicherungsträger unter Berücksichtigung der Erreichbar­
keit des Unfallortes und der Anbindung an den öffentlichen Ret­
tungsdienst von Betriebssanitätern abgesehen werden. 

(3) Der Unternehmer darf als Betriebssanitäter nur Personen ein­
setzen, die von Stellen ausgebildet worden sind, welche von dem 
Unfallversicherungsträger in personeller, sachlicher und organi­
satorischer Hinsicht als geeignet beurteilt werden. 

(4) Der Unternehmer darf als Betriebssanitäter nur Personen 
einsetzen, die 

1. 	 an einer Grundausbildung 

und 

2. an einem Aufbaulehrgang 

für den betrieblichen Sanitätsdienst teilgenommen haben. 

Als Grundausbildung gilt auch eine mindestens gleichwertige 
Ausbildung oder eine die Sanitätsaufgaben einschließende Be­
rufsausbildung. 

(5) Für die Teilnahme an dem Aufbaulehrgang nach Absatz 4 
Satz 1 Nummer 2 darf die Teilnahme an der Ausbildung nach 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 nicht mehr als zwei Jahre zurücklie­
gen; soweit auf Grund der Ausbildung eine entsprechende be­
rufliche Tätigkeit ausgeübt wurde, ist die Beendigung derselben 
maßgebend. 

(6) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die Betriebs­
sanitäter regelmäßig innerhalb von drei Jahren fortgebildet wer­
den. Für die Fortbildung gilt Absatz 3 entsprechend. 

§ 28 
Unterstützungspflichten der Versicherten 

(1) Im Rahmen ihrer Unterstützungspflichten nach § 15 Absatz 1 
haben sich Versicherte zum Ersthelfer ausbilden und in der Re­
gel in Zeitabständen von zwei Jahren fortbilden zu lassen. Sie 
haben sich nach der Ausbildung für Erste-Hilfe-Leistungen zur 
Verfügung zu stellen. Die Versicherten brauchen den Verpflich­
tungen nach den Sätzen 1 und 2 nicht nachzukommen, soweit 
persönliche Gründe entgegenstehen. 

(2) Versicherte haben unverzüglich jeden Unfall der zuständigen 
betrieblichen Stelle zu melden; sind sie hierzu nicht im Stande, 
liegt die Meldepflicht bei dem Betriebsangehörigen, der von 
dem Unfall zuerst erfährt. 

Vierter Abschnitt
 
Persönliche Schutzausrüstungen
 

§ 29 
Bereitstellung 

(1) Der Unternehmer hat gemäß § 2 der PSA-Benutzungsver­
ordnung den Versicherten geeignete persönliche Schutzausrüs­
tungen bereitzustellen; vor der Bereitstellung hat er die Versi­
cherten anzuhören. 

(2) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die persönlichen 
Schutzausrüstungen den Versicherten in ausreichender Anzahl 
zur persönlichen Verwendung für die Tätigkeit am Arbeitsplatz 
zur Verfügung gestellt werden. Für die bereitgestellten persön­
lichen Schutzausrüstungen müssen EG-Konformitätserklärun­
gen vorliegen. Satz 2 gilt nicht für Hautschutzmittel. 

§ 30 
Benutzung 

(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass persönliche 
Schutzausrüstungen entsprechend bestehender Tragezeitbegren­
zungen und Gebrauchsdauern bestimmungsgemäß benutzt wer­
den. 

(2) Die Versicherten haben die persönlichen Schutzausrüstun­
gen bestimmungsgemäß zu benutzen, regelmäßig auf ihren ord­
nungsgemäßen Zustand zu prüfen und festgestellte Mängel dem 
Unternehmer unverzüglich zu melden. 
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§ 31 
Besondere Unterweisungen 

Für persönliche Schutzausrüstungen, die gegen tödliche Gefah­
ren oder bleibende Gesundheitsschäden schützen sollen, hat der 
Unternehmer die nach § 3 Absatz 2 der PSA-Benutzungsverord­
nung bereitzuhaltende Benutzungsinformation den Versicherten 
im Rahmen von Unterweisungen mit Übungen zu vermitteln. 

Fünftes Kapitel:
 
Ordnungswidrigkeiten
 

§ 32 
Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 209 Absatz 1 Nummer 1 Sozial­
gesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII) handelt, wer vorsätzlich
 
oder fahrlässig den Bestimmungen der
 

§ 2 Abs. 5,
 
§ 12 Abs. 2,
 
§ 15 Abs. 2,
 
§ 20 Abs. 1,
 
§ 24 Abs. 6,
 
§ 25 Abs. 1, 4 Nr. 1 oder 3,
 
§ 26 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1,
 
§ 27 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 3, Abs. 3,
 
§ 29 Abs. 2 Satz 2 oder
 
§ 30
 

zuwiderhandelt.
 

Sechstes Kapitel:
 
Aufhebung von Unfallverhütungsvorschriften
 

§ 33 
Aufhebung von Unfallverhütungsvorschriften 

Folgende Unfallverhütungsvorschrift wird aufgehoben: 

„Grundsätze der Prävention“ (GUV-V A1) vom Juli 2004 

Siebtes Kapitel:
 
Inkrafttreten
 

§ 34 
Inkrafttreten 

Diese Unfallverhütungsvorschrift tritt am 01.10.2014 in Kraft. 

Anlage 1 
(zu § 2 Abs. 1) 

Staatliche Arbeitsschutzvorschriften, in denen vom Unterneh­
mer zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und
 
arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren zu treffende Maßnahmen
 
näher bestimmt sind, sind - in ihrer jeweils gültigen Fassung ­
insbesondere:
 

- Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG),
 
- Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV),
 
- Baustellenverordnung (BaustellV),
 
- Bildschirmarbeitsverordnung (BildscharbV),
 
- Biostoffverordnung (BioStoffV),
 
- Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV),
 
- Gefahrstoffverordnung (GefStoffV),
 
- Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverordnung 


(LärmVibrationsArbSchV), 
- Lastenhandhabungsverordnung (LasthandhabV), 
- PSA-Benutzungsverordnung (PSA-BV), 
- Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV), 
- Verordnung zum Schutz der Beschäftigten vor Gefährdun­

gen durch künstliche optische Strahlung (OStrV). 

Die vorstehende Auflistung ist nicht abschließend. 

Der gesetzliche Auftrag der Unfallversicherungsträger zur Ver­
hütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbe­
dingten Gesundheitsgefahren gilt auch für Unternehmer und 
Versicherte, die nicht unmittelbar durch die Anwendungsberei­
che der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften erfasst sind. 

Anlage 2 
(zu § 26 Abs. 2) 

Voraussetzungen für die Ermächtigung als Stelle für die Aus-
und Fortbildung in der Ersten Hilfe Stellen, die Aus- und Fort­
bildung in der Ersten Hilfe durchführen, bedürfen einer schrift­
lichen Vereinbarung, welche Art und Umfang der Aus- und Fort­
bildungsleistungen und die Höhe der Lehrgangsgebühren regelt. 

1 Allgemeine Grundsätze 

1.1 Antrag auf Ermächtigung 

Der Antrag auf Ermächtigung ist beim zuständigen Unfallversi­
cherungsträger einzureichen. 

1.2 Prüfung 

Der Unfallversicherungsträger sowie von dem Unfallversiche­
rungsträger beauftragte Personen sind jederzeit berechtigt, die 
Lehrgangsräume, die Lehrgangseinrichtungen, die Unterrichts-
mittel sowie die Durchführung der Lehrgänge zu prüfen. 

1.3 Befristung,Widerruf der Ermächtigung 

Die Ermächtigung wird befristet und unter dem Vorbehalt des 
Widerrufes nach Prüfung der personellen, sachlichen und orga­
nisatorischen Voraussetzungen erteilt. 
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1.4 Änderung einer Voraussetzung 

Jede Änderung einer Voraussetzung, die der Ermächtigung zu 
Grunde liegt, ist unverzüglich dem zuständigen Unfallversiche­
rungsträger anzuzeigen. 

2 Personelle Voraussetzungen 

2.1 Medizinischer Hintergrund 

Der Antragsteller muss nachweisen, dass die Aus- und Fortbil­
dung in der Ersten Hilfe unter der Verantwortung eines hierfür 
geeigneten Arztes steht. 

Geeignet sind Ärzte mit dem Fachkundenachweis Rettungs­
dienst oder der Zusatzbezeichnung Rettungsmedizin oder ver­
gleichbarer Qualifikation. Ferner müssen die Ärzte eingehende 
Kenntnisse über Empfehlungen für die Erste Hilfe des Deut­
schen Beirates für Erste Hilfe und Wiederbelebung bei der 
Bundesärztekammer besitzen. 

2.2 Lehrkräfte 

Der Antragsteller muss nachweisen, dass er selbst zur Ausbil­
dung befähigt ist oder über entsprechende Lehrkräfte in ausrei­
chender Zahl verfügt. 

Die Befähigung ist gegeben, wenn die Lehrkraft durch Vorlage 
einer gültigen Bescheinigung nachweist, dass sie an einem spe­
ziellen Ausbildungslehrgang für die Erste Hilfe bei einer geeig­
neten Stelle zur Ausbildung von Lehrkräften teilgenommen hat. 
Die Lehrkraft muss in angemessenen Zeitabständen fortgebildet 
werden. 

2.3 Erfahrung in Organisation und Durchführung der Ers­
ten Hilfe 

Der Antragsteller muss nachweisen, dass er über besondere Er­
fahrungen in Organisation und Durchführung der Ersten Hilfe 
verfügt. Das ist der Fall, wenn er oder seine Lehrkräfte in der Re­
gel seit mindestens drei Jahren im öffentlichen oder betrieb­
lichen Rettungsdienst tätig sind und Einsatzerfahrung nachwei­
sen können. 

2.4 Versicherungsschutz 

Der Antragsteller muss nachweisen, dass er eine Haftpflichtver­
sicherung abgeschlossen hat, die eventuelle Personen- und 
Sachschäden, die im Zusammenhang mit der Aus- und Fortbil­
dung stehen, abdeckt. 

3 Sachliche Voraussetzungen 

3.1 Lehrgangsräume, -einrichtungen und Unterrichtsmittel 

Für die Lehrgänge müssen geeignete Räume, Einrichtungen und 
Unterrichtsmittel vorhanden sein. Es muss mindestens ein Raum 
zur Verfügung stehen, in dem 20 Personen durch theoretischen 
Unterricht, praktische Demonstrationen und Übungen in der 

Ersten Hilfe unterwiesen werden können. Der Raum muss über 
ausreichende Beleuchtung verfügen. Zudem müssen Sitz- und 
Schreibmöglichkeiten sowie Waschgelegenheiten und Toiletten 
vorhanden sein. 

Es müssen die notwendigen Unterrichtsmittel, insbesondere De­
monstrations- und Übungsmaterialien sowie geeignete Medien, 
wie Tageslichtprojektor und Lehrfolien, vollzählig und funk­
tionstüchtig zur Verfügung stehen. 

Die Demonstrations- und Übungsmaterialien, insbesondere die 
Geräte zum Üben der Atemspende und der Herzdruckmassage, 
unterliegen besonderen Anforderungen der Hygiene und müssen 
nachweislich desinfiziert werden. 

4 Organisatorische Voraussetzungen 

4.1 Anzahl der Teilnehmer 

An einem Lehrgang sollen in der Regel mindestens 10 und nicht 
mehr als 15 Personen teilnehmen. Die Teilnehmerzahl darf je­
doch, auch bei Anwesenheit eines Ausbildungshelfers, 20 Per­
sonen nicht übersteigen. 

4.2 Ausbildungsleistung 

Der Antragsteller muss gewährleisten, dass jährlich mindestens 
100 Versicherte aus- oder fortgebildet werden. 

4.3 Inhalt und Umfang der Lehrgänge 

Die Aus- und Fortbildung muss nach Inhalt und Umfang sowie 
in methodisch-didaktischer Hinsicht mindestens dem Stoff ent­
sprechen, der in sachlicher Übereinstimmung mit den in der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Erste Hilfe vertretenen Hilfsorgani­
sationen und unter Berücksichtigung von Empfehlungen des 
Deutschen Beirates für Erste Hilfe und Wiederbelebung bei der 
Bundesärztekammer in den Lehrplänen und Leitfäden zum 
Erste-Hilfe-Lehrgang festgelegt ist. 

4.4 Teilnehmerunterlagen 

Jedem Teilnehmer an einer Aus- und Fortbildungsmaßnahme ist 
eine Informationsschrift über die Lehrinhalte auszuhändigen, 
die mindestens den Inhalten der Information „Handbuch zur 
Ersten Hilfe“ (BGI/GUV-I 829) entspricht. 

4.5 Teilnahmebescheinigung 

Jedem Teilnehmer ist eine Teilnahmebescheinigung auszuhändi­
gen. Die Bescheinigung über die Aus- und die Fortbildung in der 
Ersten Hilfe darf jeweils nur erteilt werden, wenn die Lehrkraft 
die Überzeugung gewonnen hat, dass der Teilnehmer nach re­
gelmäßigem Besuch die erforderlichen Kenntnisse und Fähig­
keiten gemäß Abschnitt 4.3 besitzt. 

4.6 Dokumentation 

Die ermächtigte Stelle hat über die durchgeführten Lehrgänge 
folgende Aufzeichnungen zu führen: 
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- Art der jeweiligen Aus- oder Fortbildungsmaßnahme,
 
- Ort und Zeit der Maßnahme,
 
- Name des verantwortlichen Arztes,
 
- Name der Lehrkraft,
 
- Name, Geburtsdatum und Unterschrift des Teilnehmers,
 
- Arbeitgeber des Teilnehmers,
 
- Kosten tragender Unfallversicherungsträger.
 

Die Aufzeichnungen sind fünf Jahre aufzubewahren und auf An­
forderung des Unfallversicherungsträgers vorzulegen.
 

Besondere Voraussetzungen für die Erste-Hilfe-Aus- und 
Fortbildung in Bildungs- und Betreuungseinrichtungen 
für Kinder 

Diese Ausbildung enthält Erste-Hilfe-Maßnahmen für Erwach­
sene und Kinder und bedarf neben den oben genannten Voraus­
setzungen auf die Ausbildungsform abgestimmte Lehrgangsin­
halte, weitere sachliche Ausstattungen, eine Zusatzqualifikation 
der Lehrkräfte sowie die Aushändigung einer Informations­
schrift, die mindestens der Information „Handbuch zur Ersten 
Hilfe in Bildungs- und Betreuungseinrichtungen für Kinder“ 
(BGI/GUV-I 5146) entspricht. 

Der Vorsitzende der Vertreterversammlung 

Wilhelm Garn 

Genehmigung 

Die Inkraftsetzung der vorstehenden Unfallverhütungsvor­
schrift „Grundsätze der Prävention“ (DGUV Vorschrift 1) wird 
genehmigt. 

Potsdam, den 07.08.2014 
AZ: 36-3004/A35/V03 

Land Brandenburg
 
Ministerium für Arbeit, Soziales,
 

Gesundheit und Familie
 

Im Auftrag
 

(Siegel) 

E.-F. Pernack 

Außerkraftsetzung von Unfallverhütungsvorschriften 
der Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg 

Bekanntmachung der Feuerwehr-Unfallkasse 

Brandenburg
 

Vom 24. September 2014
 

Auf der Grundlage des § 15 Absatz 1 Sozialgesetzbuch Siebtes 
Buch (SGB VII) hat die Vertreterversammlung der Feuerwehr-
Unfallkasse Brandenburg am 20.06.2014 durch schriftliches 
Abstimmungsverfahren, Abstimmung gemäß § 17 Absatz 4 der 
Geschäftsordnung der Vertreterversammlung der Feuerwehr-
Unfallkasse Brandenburg, beschlossen: 

Die Unfallverhütungsvorschrift 

- „Grundsätze der Prävention“	 (GUV-V A1) von 07/2004, 
gültig seit 01.04.2005, 

wird mit dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung der Außer­
kraftsetzung für die Mitglieder der Feuerwehr-Unfallkasse Bran­
denburg außer Kraft gesetzt. 

Der Vorsitzende der Vertreterversammlung 

Wilhelm Garn 

Genehmigung 

Die Außerkraftsetzung der vorstehenden Unfallverhütungsvor­
schrift 

- „Grundsätze der Prävention“	 (GUV-V A1) 

wird genehmigt. 

Potsdam, den 07.08.2014 
AZ: 36-3004/A35/V03 

Land Brandenburg
 
Ministerium für Arbeit, Soziales,
 

Gesundheit und Familie
 
Postfach 60 11 63
 
14411 Potsdam
 

Im Auftrag
 

(Siegel) 

E.-F. Pernack 
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Öffentliche Sitzung der Vertreterversammlung der 
Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg 

Bekanntmachung der Deutschen Rentenversicherung
 
Berlin-Brandenburg
 

Tel.: 030 3002-1040 oder 030 3002-0
 
Vom 6. Oktober 2014
 

Die Sitzung der Vertreterversammlung der Deutschen Renten­
versicherung Berlin-Brandenburg findet am 

Mittwoch, den 17. Dezember 2014, 11:00 Uhr, 

im Sitzungssaal der Deutschen Rentenversicherung Berlin-
Brandenburg am Standort Berlin, Knobelsdorffstraße 92 in 
14059 Berlin, statt. 

Die Sitzung ist öffentlich, soweit nicht personelle Angelegen­
heiten behandelt werden. 
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE
 

Zwangsversteigerungssachen 

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs­
sachen gilt Folgendes: 

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra­
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel­
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der Ver­
teilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers 
und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung 
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter­
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der 
Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberücksichtigt. 
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge­
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung aus 
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol­
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. 
Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle abgeben. 
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge­
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstwei­
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht 
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstan­
des. 

Amtsgericht Frankfurt (Oder) 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 4. Dezember 2014, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Müllroser 
Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Neuzelle 
Blatt 1601 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 8, Gemarkung Neuzelle, Flur 1, Flurstück 1157, Grö­

ße: 5.013 qm 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
11.09.2013 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 4.000,00 EUR. 

Postanschrift: Bahnhofstraße 6, 15898 Neuzelle 
Bebauung: ehemals Schützenhaus 
Geschäfts-Nr.: 3 K 100/13 

Terminsbestimmung 
Zur Aufhebung der Gemeinschaft soll am 

Dienstag, 9. Dezember 2014, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll­
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Neubrück 
Blatt 880 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Neubrück, Flur 10, Flurstück 232, 

Landwirtschaftsfläche, Im Lindengrund, Größe: 
8.521 m2 

versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
18.11.2013 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 2.500,00 EUR. 

Nutzung: zur Zeit verpachtete Landwirtschaftsfläche im Natur­
schutzgebiet 
Postanschrift: ohne 
AZ: 3 K 159/13 

Terminsbestimmung 
Zur Aufhebung der Gemeinschaft sollen am 

Dienstag, 9. Dezember 2014, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll­
roser Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Görzig 
Blatt 300 eingetragenen Grundstücke, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Görzig, Flur 4, Flurstück 1, Landwirt­

schaftsfläche, Kirschallee, Größe: 7.297 m2, 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Görzig, Flur 4, Flurstück 88, Landwirt­

schaftsfläche, Kirschallee 2, Größe: 3.857 m2, 
lfd. Nr. 3, Gemarkung Görzig, Flur 4, Flurstück 94, Land­

wirtschaftsfläche, Nahe der Kirschallee, Größe: 
15.891 m2, 

lfd. Nr. 4,	 Gemarkung Görzig, Flur 4, Flurstück 115, Land­
wirtschaftsfläche, An der Gemarkung Herzberg, 
Größe: 44.378 m2 

versteigert werden.
 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
 
20.11.2013 eingetragen worden.
 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 
lfd. Nr. 1:  3.400,00 EUR 
lfd. Nr. 2: 12.000,00 EUR 
lfd. Nr. 3:  7.500,00 EUR 
lfd. Nr. 4: 21.000,00 EUR. 

Nutzung: zur Zeit verpachtete Landwirtschaftsflächen im Land­
schaftsschutzgebiet 
Postanschrift: ohne 
AZ: 3 K 164/13 
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Amtsgericht Königs Wusterhausen 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 8. Dezember 2014, 13:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Königs Wusterhausen, 
Saal 06 (15745 Wildau, Friedrich-Engels-Str. 58), der im Grund­
buch von Deutsch Wusterhausen Blatt 1281 eingetragene Mit­
eigentumsanteil, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 286/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück 
Gemarkung Deutsch Wusterhausen, Flur 2, Flurstück 162/3, Ge­
bäude- und Freifläche, Chausseestraße 11, Größe 104 m2, 
Gemarkung Deutsch Wusterhausen, Flur 2, Flurstück 165/1, Ge­
bäude- und Freifläche, Chausseestraße 11, Größe 711 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an den Büroräumen im 
Kellergeschoss Nr. 1.1 bis 1.4 des Aufteilungsplanes. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt 
(Grundbuch von Deutsch Wusterhausen Blätter 1281 und 1282); 
der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den 
anderen Miteigentumsanteilen gehörenden Sondereigentums-
rechte beschränkt. 
Ein Sondernutzungsrecht ist an dem mit 3A bezeichneten Gara­
genstellplatz vereinbart. 
versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 44.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
08.11.2013 eingetragen worden. 

Das Objekt befindet sich in 15711 Königs Wusterhausen 
OT Deutsch Wusterhausen, Chausseestraße 11. Das Teileigen­
tum liegt im Kellergeschoss eines ca. 1993 errichteten Wohn­
hauses und besteht aus 3 Räumen sowie Toilette. Die Büro- bzw. 
Nutzfläche beträgt 57,71 qm. Die nähere Beschreibung kann bei 
dem Amtsgericht Königs Wusterhausen, Zimmer 015, vorlie­
genden Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden. 

Ein Erwerb unterhalb 50 % des Verkehrswertes ist nicht möglich. 
Bieter haben auf berechtigten Antrag eines Beteiligten Sicher­
heit in der gesetzlich zulässigen Form in Höhe von mindestens 
10 % des Verkehrswertes sofort im Termin zu leisten (Bank­
bürgschaft oder einen von einem deutschen Kreditinstitut aus­
gestellten Verrechnungsscheck). Bietungsvollmachten müssen 
notariell beglaubigt oder beurkundet sein. Achtung, keine Bar­
zahlung! 
Weitere Informationen unter: http://www.zvg.com. 
Ansprechpartner der Gläubigervertreter: 05151 183083. 
AZ: 8 K 45/13 

Zwangsversteigerung zur Aufhebung der Gemeinschaft 
Im Wege der Zwangsversteigerung zur Aufhebung der Gemein­
schaft sollen am 

Montag, 15. Dezember 2014, 10:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Königs Wusterhausen, 
Saal 06 (15745 Wildau, Friedrich-Engels-Str. 58), die im Grund­
buch von Zeuthen Blatt 3160 eingetragenen Grundstücke, Be­
zeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

lfd. Nr. 4, 	 Gemarkung Zeuthen, Flur 2, Flurstück 6, Landwirt­
schaftsfläche, Max-Liebermann-Straße, Größe 
350 m2, 

lfd. Nr. 5, 	 Gemarkung Zeuthen, Flur 2, Flurstück 5, Friedhof, 
Landwirtschaftsfläche, Verkehrsfläche, Max-Lie­
bermann-Straße, Größe 4.526 m2, 

lfd. Nr. 6, 	 Gemarkung Zeuthen, Flur 1, Flurstück 25, Land­
wirtschaftsfläche, Verkehrsfläche, Am Selchower 
Flutgraben, Größe 50.804 m2, 

lfd. Nr. 6, 	 Gemarkung Zeuthen, Flur 1, Flurstück 267, Land­
wirtschaftsfläche, Verkehrsfläche, Otto-Nagel-Al­
lee, Größe 10.900 m2, 

lfd. Nr. 6, Gemarkung Zeuthen, Flur 1, Flurstück 268, Ver­
kehrsfläche, Otto-Nagel-Allee, Größe 1.710 m2, 

lfd. Nr. 6, Gemarkung Zeuthen, Flur 1, Flurstück 269, 
Landwirtschaftsfläche, Otto-Nagel-Allee, Größe 
5.338 m2, 

lfd. Nr. 7, 	 Gemarkung Zeuthen, Flur 1, Flurstück 270, Land­
wirtschaftsfläche, Verkehrsfläche, Otto-Nagel-Al­
lee, Größe 2.876 m2, 

lfd. Nr. 7, 	 Gemarkung Zeuthen, Flur 1, Flurstück 271, Ver­
kehrsfläche, Otto-Nagel-Allee, Größe 391 m2, 

lfd. Nr. 7, Gemarkung Zeuthen, Flur 1, Flurstück 272, 
Landwirtschaftsfläche, Otto-Nagel-Allee, Größe 
1.413 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist wie folgt festgesetzt worden: 
Grundstück lfd. Nr. 4 (Flur 2 Flurstück 6) 6.600,00 EUR 
Grundstück lfd. Nr. 5 (Flur 2 Flurstück 5) 86.000,00 EUR 
Grundstück lfd. Nr. 6 
(Flur 1 Flurstücke 25, 267, 268, 269) 1.300.000,00 EUR 
Grundstück lfd. Nr. 7 
(Flur 1 Flurstücke 270, 271, 272) 89.000,00 EUR 
insgesamt: 1.481.600,00 EUR 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
28.02.2014 eingetragen worden. 

Die unbebauten Grundstücke befinden sich am nördlichen Rand 
von Zeuthen, westlich der Eisenbahntrasse (Berlin-Görlitz) und 
nahe der Ortsgrenzen zu Eichwalde und Schulzendorf. Die 
Grundstücke sind Bestandteil des Bebauungsplangebietes „Zeu­
thener Winkel Mitte“. Für sie liegt noch keine verbindliche Bau­
leitplanung vor. 
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Königs 
Wusterhausen, Zimmer 015, vorliegenden Gutachten zu den 
Sprechzeiten entnommen werden 

Ein Erwerb unterhalb 50 % des Verkehrswertes ist nicht möglich. 
Bieter haben auf berechtigten Antrag eines Beteiligten Sicher­
heit in der gesetzlich zulässigen Form in Höhe von mindestens 
10 % des Verkehrswertes sofort im Termin zu leisten (Bank­
bürgschaft oder einen von einem deutschen Kreditinstitut aus­
gestellten Verrechnungsscheck). Bietungsvollmachten müssen 
notariell beglaubigt oder beurkundet sein. Achtung, keine Bar­
zahlung! 
Weitere Informationen unter: http://www.zvg.com. 
AZ: 8 K 15/14 

http:http://www.zvg.com
http:http://www.zvg.com
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Amtsgericht Luckenwalde 

Teilungsversteigerung 2. Termin 
Im Wege der Teilungsversteigerung soll am 

Dienstag, 9. Dezember 2014, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Töpchin Blatt 373 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 3, Gemarkung Töpchin, Flur 2, Flurstück 228, Ver­

kehrsfläche, Kiefernring, Finkenweg, Am Wiesen­
rain, Größe 1.264 m2, 

lfd. Nr. 3, Gemarkung Töpchin, Flur 2, Flurstück 234, Größe 
668 m2, 

lfd. Nr. 3, Gemarkung Töpchin, Flur 2, Flurstück 885, Gebäu­
de- und Freifläche, Finkenweg 11, Größe 1.312 m2, 

lfd. Nr. 3,	 Gemarkung Töpchin, Flur 2, Flurstück 891, Gebäu­
de- und Freifläche, Am Wiesenrain 17, Finken-
weg 13, Größe 1.270 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 75.500,00 EUR festgesetzt worden.  

Der Teilungsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
03.09.2012 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 15749 Mittenwalde, Finken-
weg 11 und 13 sowie Am Wiesenrain 17. Es ist bebaut mit vier 
Wochenendhäusern und Nebengebäuden. Das Grundstück ist 
verpachtet. Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht 
Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den 
Sprechzeiten entnommen werden. 

Ein Zuschlag kann auch auf ein Gebot unter 50 % des Verkehrs­
wertes erfolgen. 

Im Termin am 08.07.2014 ist der Zuschlag versagt worden, weil 
das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes 
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden 
Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat. 
AZ: 17 K 154/12 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 16. Dezember 2014, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Mahlow Blatt 3626 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 9,28/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück: 
Gemarkung Mahlow, Flur 2, Flurstück 205/6, Berliner Straße, 
Gebäude- und Freifläche, Größe 76.116 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im 2. Ober­
geschoss Nr. 227 des Aufteilungsplanes; mit Kellerraum Nr. 227 
des Aufteilungsplanes. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt 
(Grundbuch von Mahlow Blätter 3400 bis 4855); der hier ein­
getragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Mit­
eigentumsanteilen gehörenden Sondernutzungsrechte be­
schränkt; 

und das im Grundbuch von Mahlow Blatt 4778 eingetragene
 
Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
 
lfd. Nr. 1, 2,00/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück:
 
Gemarkung Mahlow, Flur 2, Flurstück 205/6, Berliner Straße,
 
Gebäude- und Freifläche, Größe 76.116 m2
 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Garage (Vierfach­
garage) Nr. 1339 des Aufteilungsplanes.
 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt
 
(Grundbuch von Mahlow Blätter 3400 bis 4855); der hier einge­
tragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Mitei­
gentumsanteilen gehörenden Sondernutzungsrechte beschränkt;
 
versteigert werden. 


Der Verkehrswert ist auf insgesamt 52.000,00 EUR festgesetzt
 
worden. 

Mahlow Blatt 3626: 48.000,00 EUR
 
Mahlow Blatt 4778:  4.000,00 EUR.
 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
 
24.05.2013 und 30.06.2014 eingetragen worden. 


Die Wohnung befindet sich in 15831 Mahlow, Kastanienhof 3
 
im Wohnpark „Berliner Straße“. Angaben zur Wohnung: 2. OG
 
links, Wfl. ca. 55,50 m2, Flur, 1 Wohnraum mit Balkon, Küche
 
und Bad, leer stehend. Der Pkw-Stellplatz befindet sich oben
 
links im Vierfachparker der zentralen Stellplatzanlage und ist
 
frei verfügbar. Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsge­
richt Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu
 
den Sprechzeiten entnommen werden.
 
AZ: 17 K 284/12 


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 17. Dezember 2014, 10:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Rangsdorf Blatt 1331 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Rangsdorf, Flur 15, Flurstück 340, Ge­

bäude- und Freifläche, Heinegasse 1, Größe 795 m2 

zu 1/2 Anteil 
versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 36.900,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
29.08.2013 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 15834 Rangsdorf, Heinegasse 1. 
Es ist bebaut mit einem 2-geschossigen, unterkellerten Einfami­
lienhaus, Bj. ca. 1936, Wohnfläche ca. 95 m2 und mit Nebenge­
bäuden. Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht 
Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den 
Sprechzeiten entnommen werden. 
AZ: 17 K 263/12 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 18. Dezember 2014, 11:00 Uhr 
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im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Zossen Blatt 163 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 5, Gemarkung Zossen, Flur 6, Flurstück 113, Förste­

reiweg, Ackerland, Landwirtschaftsfläche, Grün­
land, Größe 5.012 m2, 

lfd. Nr. 5,	 Gemarkung Zossen, Flur 6, Flurstück 114, Förste­
reiweg, Landwirtschaftsfläche, Ackerland, Grün­
land, Größe 4.998 m2 

zu 1/2 Anteil 
nunmehr nach Übertragung: 
im Grundbuch von Zossen Blatt 4096 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Zossen, Flur 6, Flurstück 113, Land­

wirtschaftsfläche, Förstereiweg, Größe 5.012 m2, 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Zossen, Flur 6, Flurstück 114, Land­

wirtschaftsfläche, Förstereiweg, Größe 4.998 m2 

zu 1/2 Anteil 
versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 2.929,00 EUR für den 1/2 Anteil fest­
gesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
16.09.2013 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 15806 Zossen, Förstereiweg. 
Es handelt sich um ein hälftiges landwirtschaftliches Einzel­
grundstück. Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsge­
richt Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu 
den Sprechzeiten entnommen werden. 
AZ: 17 K 104/13 

Amtsgericht Neuruppin 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 11. November 2014, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das 
im Grundbuch von Neuruppin Blatt 4365 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Neuruppin 12 1099 Gebäude- und Freifläche/ 
Handel 
Bettina-von-Arnim Str. 1 

8.550 m2 

versteigert werden. 
Laut Gutachter handelt es sich um das Grundstück Bettina-von­
Arnim-Str. 1 in 16816 Neuruppin, welches mit einem Garten­
center (Bj. 1999; Nfl. ca. 2.470 m2; erhebliche Unterhaltungs­
rückstände und Schäden) nebst Außenanlagen (Nfl. ca. 5.986 m2) 
und 46 Stellplätzen bebaut ist. Die gesamte Betriebs- und Ge­
schäftsausstattung sowie das Warenlager sind nicht Gegenstand 
der Versteigerung. Das Objekt ist derzeit vermietet. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
15.02.2012 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 370.000,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 7 K 11/12 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Dienstag, 18. November 2014, 13:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, die im 
Grundbuch von Sachsenhausen Blatt 857 eingetragenen 
Grundstücke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

3 Sachsen- 4 371 Verkehrsfläche 362 m2 

hausen Preußisches Nordbahn 
4 Sachsen- 4 372 Verkehrsfläche 4.420 m2 

hausen Preußisches Nordbahn 

versteigert werden. 
Laut Gutachter handelt es sich um eine unselbständige, nach 
BauGB nicht erschlossene Gewerbeteilfläche in 16515 Oranien­
burg OT Sachsenhausen, zwischen Gewerbegrundstücken „An 
den Russenfichten“ und Bahndamm. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
12.04.2013 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 63.600,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 7 K 8/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Dienstag, 9. Dezember 2014, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, die im 
Grundbuch von Zehdenick Blatt 2769 eingetragenen Grund­
stücke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

3 Zehdenick 20 125 165 m2 

2 Zehdenick 20 126 2.757 m2 

1 Zehdenick 20 127 511 m2 

4 Zehdenick 23 86 1.740 m2 

versteigert werden. 
Laut Gutachter handelt es sich um das mit einer Wohnhausruine 
bebaute Grundstück in 16792 Zehdenick, Parkstr. 19 sowie um 
Ackerflächen im Außenbereich der Gemarkung Zehdenick 
(Flurstück 86). 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
29.11.2013 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: insgesamt 9.711,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 7 K 328/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 9. Dezember 2014, 10:30 Uhr 
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im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im 
Grundbuch von Bötzow Blatt 1982 eingetragene Grundstück, 
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

7 Bötzow 10 480 Gebäude- und Freifläche, 499 m2 

ungenutzt, Veltener Str. 

versteigert werden. 
Laut Gutachter handelt es sich um ein nicht erschlossenes, „ge­
fangenes“ Grundstück (Grünfläche) in 16727 Bötzow, Neue 
Luchstraße. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
28.05.2013 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 9.500,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 7 K 135/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Mittwoch, 10. Dezember 2014, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, die im 
Grundbuch von Lychen Blatt 2417, 2418 und 2421 eingetrage­
nen Wohnungseigentume 

Lychen Blatt 2417 
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
 
Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe
 

1 11,92/100 Miteigentumsanteil an dem Grundstück 
11 109/2 Gebäude- und Freifläche 28 m2 

Springstr. 
11 112/2 Gebäude- und Freifläche 25 m2 

Springstr. 
11 112/3 Gebäude- und Freifläche 16 m2 

Springstr. 
11 109/7 Gebäude- und Freifläche 937 m2 

Springstr. 15 
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 3 des Auf­
teilungsplanes, 60,25 qm groß, bestehend aus einem Zimmer, Kü­
che, Bad/WC, Flur, gelegen im Erdgeschoss, Mitte, von der Straße 
aus gesehen. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt 
(Grundbuch von Lychen Blätter 2415 bis 2422); der hier eingetra­
gene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigen­
tumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte beschränkt. 
Veräußerungsbeschränkung: Zustimmung durch Verwalter erforder­
lich. 
Ausnahmen: 
Erstveräußerung durch den teilenden Eigentümer; Veräußerung an 
einen anderen Wohnungseigentümer, an Verwandte oder Verschwä­
gerte in gerader Linie oder bis zum zweiten Grad in der Seitenlinie, 
an Ehegatten oder frühere Ehegatten, im Wege der Zwangsvoll­
streckung, Zwangsversteigerung oder durch den Konkursverwalter 
oder wenn ein Grundpfandrechtsgläubiger im Wege der Zwangs­
vollstreckung erworbenes Wohnungseigentum veräußert. 
Im Übrigen wird wegen des Gegenstandes und des Inhalts des 
Sondereigentums auf die Bewilligung vom 27.12.1996 und 
02.11.1998 (UR-Nr. 1771/1996 und 1179/1998, Notarin Stielow in 
Templin) sowie vom 22.02.2000 und 12.07.2002 (UR-Nr. 78/2000, 
Notariatsverwalter Neumann in Templin und UR-Nr. N 910/2002, 
Notar Neumann in Templin) Bezug genommen. Aus Blatt 1554 hier 
eingetragen am 28.01.2003. 

Lychen Blatt 2418 
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
 
Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe
 

1 11,67/100 Miteigentumsanteil an dem Grundstück 
11 109/2 Gebäude- und Freifläche 28 m2 

Springstr. 
11 112/2 Gebäude- und Freifläche 25 m2 

Springstr. 
11 112/3 Gebäude- und Freifläche 16 m2 

Springstr. 
11 109/7 Gebäude- und Freifläche 937 m2 

Springstr. 15 
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 4 des Auf­
teilungsplanes, 59,01 qm groß, bestehend aus einem Zimmer, Kü­
che, Bad/WC, Flur, gelegen im Erdgeschoss, rechts, von der Straße 
aus gesehen. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt 
(Grundbuch von Lychen Blätter 2415 bis 2422); der hier eingetra­
gene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigen­
tumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte beschränkt. 
Veräußerungsbeschränkung: Zustimmung durch Verwalter erforder­
lich. 
Ausnahmen: 
Erstveräußerung durch den teilenden Eigentümer; Veräußerung an 
einen anderen Wohnungseigentümer, an Verwandte oder Verschwä­
gerte in gerader Linie oder bis zum zweiten Grad in der Seitenlinie, 
an Ehegatten oder frühere Ehegatten, im Wege der Zwangsvoll­
streckung, Zwangsversteigerung oder durch den Konkursverwalter 
oder wenn ein Grundpfandrechtsgläubiger im Wege der Zwangs­
vollstreckung erworbenes Wohnungseigentum veräußert. 
Im Übrigen wird wegen des Gegenstandes und des Inhalts des 
Sondereigentums auf die Bewilligung vom 27.12.1996 und 
02.11.1998 (UR-Nr. 1771/1996 und 1179/1998, Notarin Stielow in 
Templin) sowie vom 22.02.2000 und 12.07.2002 (UR-Nr. 78/2000, 
Notariatsverwalter Neumann in Templin und UR-Nr. N 910/2002, 
Notar Neumann in Templin) Bezug genommen. Aus Blatt 1554 hier 
eingetragen am 28.01.2003. 

Lychen Blatt 2421 
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
 
Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe
 

1 11,28/100 Miteigentumsanteil an dem Grundstück 
11 109/2 Gebäude- und Freifläche 28 m2 

Springstr. 
11 112/2 Gebäude- und Freifläche 25 m2 

Springstr. 
11 112/3 Gebäude- und Freifläche 16 m2 

Springstr. 
11 109/7 Gebäude- und Freifläche 937 m2 

Springstr. 15 
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 7 des Auf­
teilungsplanes, 57,03 qm groß, bestehend aus einem Zimmer mit 
Kochnische, Diele und Bad/WC, gelegen im Obergeschoss, Mitte, 
von der Straße aus gesehen. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt 
(Grundbuch von Lychen Blätter 2415 bis 2422); der hier eingetra­
gene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigen­
tumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte beschränkt. 
Veräußerungsbeschränkung: Zustimmung durch Verwalter erforder­
lich. 
Ausnahmen: 
Erstveräußerung durch den teilenden Eigentümer; Veräußerung an 
einen anderen Wohnungseigentümer, an Verwandte oder Verschwä­
gerte in gerader Linie oder bis zum zweiten Grad in der Seitenlinie, 
an Ehegatten oder frühere Ehegatten, im Wege der Zwangsvoll­
streckung, Zwangsversteigerung oder durch den Konkursverwalter 
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Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

oder wenn ein Grundpfandrechtsgläubiger im Wege der Zwangs­
vollstreckung erworbenes Wohnungseigentum veräußert. 
Im Übrigen wird wegen des Gegenstandes und des Inhalts des 
Sondereigentums auf die Bewilligung vom 27.12.1996 und 
02.11.1998 (UR-Nr. 1771/1996 und 1179/1998, Notarin Stielow in 
Templin) sowie vom 22.02.2000 und 12.07.2002 (UR-Nr. 78/2000, 
Notariatsverwalter Neumann in Templin und UR-Nr. N 910/2002, 
Notar Neumann in Templin) Bezug genommen. Aus Blatt 1554 hier 
eingetragen am 28.01.2003. 

gemäß Gutachten:	 3 Eigentumswohnungen in einem zwei­
geschossigen Mehrfamilienhaus in 
17279 Lychen, Springstraße 15, gelegen im 
EG und OG (Wfl. gem. Teilungserklärung: 
ca. 60 m2, 59 m2 und 57 m2) 

versteigert werden.
 
Der Versteigerungsvermerk ist in das jeweils genannte Grund­
buch am 17.06.2013 eingetragen worden.
 
Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
 
auf insgesamt: 32.000,00 EUR.
 
Einzelwerte: 

WE 3 (Blatt 2417): 7.000,00 EUR
 
WE 4 (Blatt 2418): 7.000,00 EUR
 
WE 7 (Blatt 2421): 18.000,00 EUR. 

Geschäfts-Nr.: 7 K 137/13
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Mittwoch, 10. Dezember 2014, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu­
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im 
Grundbuch von Fürstenberg Blatt 1605 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Fürstenberg 20 192	 Unter den Linden 6, 328 m2 

Gebäude- und Freifläche, 
Wohnen 

laut Gutachter: Grundstück in 16798 Fürstenberg/Havel, Unter
 
den Linden 6, bebaut mit einem Mehrfamilienhaus (Bj geschätzt
 
1910, 4 WE, Wfl. ca. 180 m2)
 
versteigert werden.
 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
 
10.09.2013 eingetragen worden.
 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
 
auf: 64.000,00 EUR.
 
Geschäfts-Nr.: 7 K 246/13
 

Amtsgericht Potsdam 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 8. Dezember 2014, 12:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8, 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Teileigen­
tumsgrundbuch von Elstal Blatt 345 eingetragene Teileigen­
tum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

lfd. Nr. 1, 	 bestehend aus 29,635/1.000 Miteigentumsanteil an 
dem Grundstück Gemarkung Elstal, Flur 1, 
Flurstück 27, Verkehrsfläche, Demex Allee, Naue­
ner Straße, 146 m2, 
Flurstück 28, Gebäude- und Freifläche, Demex Al­
lee, Nauener Straße, 7.414 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an den Gewerberäumen im
 
Bürogebäude 1, im Aufteilungsplan sämtlich mit Nr. 4 bezeich­
net, es ist eine Sondernutzungsregelung getroffen,
 
versteigert werden. 


Der Verkehrswert ist auf insgesamt 146.500,00 EUR festgesetzt
 
worden. Davon entfallen auf die als Zubehör mit zu versteigern­
de Einbauküche 500,00 EUR.
 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 27. Februar 2014 ein­
getragen worden. 


Die leer stehende Gewerbeeinheit (Bj. ca. 1995, Nfl. ca. 172 m2)
 
mit der postalischen Anschrift: Nauener Str. 9, 14641 Wuster­
mark OT Elstal, besteht aus 5 Büroräumen, Flur, Teeküche, Da­
men- und Herren-WC, Vorraum Toilette. Sie liegt im 1. OG links
 
des Hauses A eines Büro- und Gewerbekomplexes (2 Büroge­
bäude, Gewerbehalle) nördlich des Outlet-Centers an der B5.
 
Das monatliche Hausgeld beträgt ca. 357,00 EUR. Es sollen
 
Sondernutzungsrechte für vier Kfz-Stellplätze eingeräumt sein.
 
Es gibt bauaufsichtsrechtliche Beanstandungen wegen nicht ge­
nehmigter Werbeanlagen (Anstrich Fassade, noch laufendes Ver­
fahren).
 
AZ: 2 K 15/14
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 9. Dezember 2014, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8, 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Grund­
buch von Plessow Blatt 236 eingetragene Grundstück, Bezeich­
nung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Plessow, Flur 5, Flurstück 195, Gebäu­

de- und Gebäudenebenflächen, Südwestlich der 
Fernverkehrsstraße nach Potsdam, groß: 26 m2, 
Gemarkung Plessow, Flur 5, Flurstück 196, Land­
wirtschaftsfläche, An der B1, groß: 7.614 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 14.200,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 06.03.2014 eingetra­
gen worden. 

Das Grundstück befindet sich an der Havlobstallee, ca. 100 m 
südlich der Bundesstraße 1 (Glindower Chausseestraße), ca. 
4 km westlich zum Ortszentrum von Werder. Bei dem Flur­
stück 196 handelt es sich um Landwirtschaftsfläche, die im 
Bereich an der Havelobstallee mit einem kleinen Gebäude 
bebaut ist (Bj. ca. 1990, Nutzfl. ca. 45 m2, 1 Raum mit Küchen­
bereich, Toilette, Bauzustand befriedigend). 
Das Flurstück 195 liegt als Inselgrundstück innerhalb des Flur­
stücks 196. 
AZ: 2 K 12-1/14 
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Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 9. Dezember 2014, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8, 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Grund­
buch von Plessow Blatt 381 eingetragene Grundstück, Bezeich­
nung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Plessow, Flur 5, Flurstück 256, Garten-

land, Südwestlich der Fernverkehrsstraße nach Pots­
dam, groß: 5.143 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 5.100,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 06.03.2014 eingetra­
gen worden. 

Bei dem Flurstück 256 handelt es sich um Landwirtschaftsflä­
che, gelegen südwestlich der Fernverkehrsstraße (B1, Glindower 
Chausseestraße) nach Potsdam, ca. 3 km westlich zum Ortszen­
trum von Werder (Havel). 
AZ: 2 K 12-2/14 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 9. Dezember 2014, 12:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8, 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Grund­
buch von Beelitz Blatt 720 eingetragene Grundstück, Bezeich­
nung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Beelitz, Flur 18, Flurstück 46/1, Ge­

bäude- und Gebäudenebenflächen, Berliner Str.,
 
Größe: 221 m2,
 
Gemarkung Beelitz, Flur 18, Flurstück 46/2, Gebäu­
de- und Freifläche, Berliner Str. 9, Größe: 747 m2
 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 7.740,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 19.02.2014 eingetra­
gen worden. 

Das Grundstück befindet sich in der historischen Altstadt von 
Beelitz in der Berliner Straße 9. Es ist bebaut mit einem zweige­
schossigen Wohn- und Geschäftshaus mit rückseitigem Anbau 
(Bj. ca. 1880). Zur Bebauung gehören weiterhin Nebengebäude 
entlang der nördlichen und südlichen Grundstücksgrenze. Alle 
Gebäude befinden sich in einem desolaten baulichen Zustand. 
AZ: 2 K 13/14 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 10. Dezember 2014, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8, 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Grund­
buch von Grube Blatt 62 eingetragene Grundstück, Bezeich­
nung gemäß Bestandsverzeichnis: 

lfd. Nr. 1,	 Gemarkung Grube, Flur 3, Flurstück 6, Gebäude-
und Gebäudenebenflächen, Im Dorfe 26 (richtige 
postalische Anschrift: Wublitzstraße 9), groß: 440 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 80.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 23.12.2013 eingetra­
gen worden. 

Das Grundstück ist in der Wublitzstraße 9, 14469 Potsdam 
OT Grube, gelegen und bebaut mit einem Einfamilienhaus, 
Nebengebäude und einer Garage (Bj. um 1920, Garage um 
1975, Anbau EFH um 1982, Wfl. ca. 95 m2). 
AZ: 2 K 287/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 11. Dezember 2014, 12:00 Uhr 
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober­
geschoss, Saal 304.1, das im Grundbuch von Göhlsdorf 
Blatt 759 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Flur 3, Flurstück 640/1, Forsten und Holzungen; an 

d. Lehniner Straße, Größe: 18.681 m2 

versteigert werden. 
Das unbebaute Waldgrundstück an der Lehniner Chaussee liegt 
im Außenbereich, südöstlich der Landstraße 861 im Ortsteil 
Göhlsdorf. Auf dem Grundstück befindet sich hiebreifer Wald 
mit überwiegendem Kiefernbestand, ohne zurzeit mögliche 
Bauerwartung. 
Der Versteigerungsvermerk wurde am 17.02.2014 in das ge­
nannte Grundbuch eingetragen. 

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 11.000,00 EUR. 
AZ: 2 K 21/14 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 15. Dezember 2014, 12:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8, 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, der im Grundbuch 
von Güterfelde Blatt 1365 eingetragene 1/2 Miteigentumsanteil 
an dem Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Güterfelde, Flur 9, Flurstück 37, Wald­

fläche, groß: 8.860 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 4.300,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 13. November 2013 
eingetragen worden. 

Das unbebaute Grundstück (überwiegend Waldfläche) liegt in 
der Nähe des Priesterweges. Hier wird ein 1/2 Miteigentumsan­
teil an diesem Grundstück versteigert. 
AZ: 2 K 237-1/13 
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Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 15. Dezember 2014, 12:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8, 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, der im Grundbuch 
von Güterfelde Blatt 1365 eingetragene 1/2 Miteigentumsanteil 
an dem Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Güterfelde, Flur 9, Flurstück 37, Wald­

fläche, groß: 8.860 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 4.300,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 13. November 2013 
eingetragen worden. 

Das unbebaute Grundstück (überwiegend Waldfläche) liegt in 
der Nähe des Priesterweges. Hier wird ein 1/2 Miteigentumsan­
teil an diesem Grundstück versteigert. 
AZ: 2 K 237-2/13 

Aufgebotssachen 

Amtsgericht Fürstenwalde/Spree 

Aufgebot 
Die Allianz Lebensversicherungs-AG, vertreten durch den Vor­
stand, - Hauptverwaltung - Rheinsburgstraße 19, 70178 Stutt­
gart, hat das Aufgebot zum Zwecke der Kraftloserklärung des 
Grundschuldbriefes über die im Grundbuch des Amtsgerichts 
Fürstenwalde/Spree von Fürstenwalde/Spree Blatt 4708 in Ab­
teilung III lfd. Nr. 3 (drei) eingetragene Grundschuld über einen 
Betrag in Höhe von 83.852,00 EUR zuzüglich 16 % Zinsen und 
einer einmaligen Nebenleistung von 2 % beantragt. Als Gläubi­
ger der Grundschuld ist eingetragen: Allianz Lebensversiche­
rungs-AG, Stuttgart. 
Der/Die Inhaber des Briefes wird/werden aufgefordert, bis zum 
31.12.2014 den Brief vorzulegen und seine/ihre Rechte anzu­
melden, da sonst der Brief für kraftlos erklärt werden kann. 
Fürstenwalde/Spree, den 29.09.2014 
AZ: 8 a II 8/13 

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN
 

Bekanntmachung über die Ungültigkeitserklärung 
eines Dienstausweises 

Fachhochschule der Polizei 

Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis der 
Beamtin der Fachhochschule der Polizei Frau Liane Woellner, 
Dienstausweisnummer: 000207, ausgestellt durch den ZDPol, 
wird hiermit für ungültig erklärt. 
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